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Geschichtliche Darstellung des vierten Landtages der Pro⸗ 
vinzial⸗Stände des Königreichs Preussen, nebst den wesent⸗ 
lichsten Kesultaten der Landtags⸗ Verhandlungen. 
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Zwei Jahre waren verfloſſen nach dem Schluſſe des dritten Landtages der Provinzial-Staͤnde 
des Koͤnigreichs Preußen, und es hatte des Königs Majeſtaͤt gnaͤdigſt befohlen, daß der Ate 
Landtag der Provinzial-Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen ausnahmsweiſe in Königsberg gehal— 
ten werden ſolle. 

Der Ober-Praͤſident des Koͤnigreichs Preußen, der Koͤnigliche wirkliche Geheime Rath 
Herr v. Schoͤn Excellenz war fuͤr dieſen Landtag zum Koͤniglichen Kommiſſarius ernannt, und 
nachdem die Ergaͤnzungs-Wahlen der im Laufe der Zeit ausgeſchiedenen Landtags-Abgeordneten 
vollzogen waren, ſo hatte des Koͤnigs Majeſtaͤt auch fuͤr dieſen Landtag den Ober-Marſchall 
des Koͤnigreichs Preußen Herrn Grafen v. Doͤnhoff auf Friedrichsſtein Excellenz zum Landtags⸗ 
Marſchall und den Herrn Landſchafts-Direktor v. Brandt auf Pellen zum Landtagsmarſchall— 
Stellvertreter zu ernennen geruhet. 

Der Herr Landſchafts-Direktor v. Brandt wurde durch Krankheit behindert auf dem Land— 
tage zu erſcheinen, worauf des Königs Majeſtaͤt dem wirklichen Staats-Miniſter Herrn Grafen 
zu Dohna-Schlobitten Excellenz das Amt des Landtagsmarſchall- Stellvertreters uͤbertrugen, 
der dieſes Ehrenamt in der ſechſten Plenar-Sitzung antrat, indeſſen nur dreien Plenar-Sitzun⸗ 
gen hindurch vorſtehen konnte, hierauf krank wurde und zur groͤßten Trauer der Landtags-Ver— 
ſammlung, nach wenigen Tagen das Zeitliche ſeegnend in die Ewigkeit hinuͤber ſchlummerte. 

Den 27ſten Februar 1831 hatten ſich die in geſetzlicher Art zuſammen berufenen Landtags⸗ 
Abgeordneten in Koͤnigsberg eingefunden und nach angehoͤrtem Gottesdienſt in der Koͤniglichen 
Schloßkirche und der roͤmiſch-katholiſchen Pfarrkirche, verſammelten fie Dh in dem zu den 
Landtags⸗Berathungen eingerichteten Saal in dem Oſtpreußiſchen Landſchaftshauſe. 

Auf Anordnung des Herrn Landtags-Marſchalls wurde der Koͤnigl. Kommiſſarius, durch 
eine Deputation von Abgeordneten aus allen Ständen zur Eröffnung des Landtages eingeholt. 
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Mittags um 12 Uhr eroͤffnete der Königliche Kommiſſarius mittelſt feierlicher Rede den 
vierten Provinzial-Landtag der Staͤnde des Koͤnigreichs Preußen. Er fuͤhrte den von Seiner 
Majeſtaͤt dem Könige ernannten Landtags-Marſchall in dieſes Amt ein und geſtattete den Ab⸗ 
geordneten fuͤr die Dauer des Landtages freie Rede und Stimme in den Grenzen des Geſetzes 
und des Gewiſſens. Der Königliche Kommiſſarius eröffnete hierauf der Verſammlung, daß 
die Allerhoͤchſten Propoſitionen dem Herrn Landtags-Marſchall bereits zugeſtellt waͤren und 
noch zugeſtellt werden wuͤrden, ſo wie, daß des Koͤnigs Majeſtaͤt die-Dauer des Landtages auf 
5 bis hoͤchſtens 6 Wochen allergnaͤdigſt geſtattet haben. 

Nach der Eroͤffnungs-Rede verließ der Koͤnigliche Kommiſſarius, begleitet von der De— 
putation der Landtags- Abgeordneten, die ihn eingeholt hatte, den Sitzungs-Saal und nach⸗ 
dem die Verſammlung ſich conſtituiret hatte, ſo wurde von dem Herrn Abgeordneten Grafen zu 
Dohna Excellenz mittelſt ergreifender Rede der Antrag gemacht, in einer unterthaͤnigſten Adreſſe 
des Koͤnigs Majeſtaͤt den allerunterthaͤnigſten Dank zu zollen, fuͤr die gnaͤdige Bewilligung 
eines abermaligen Landtages und zugleich in derſelben die heiligſten Pflichten der unverbruͤchli— 
chen Treue und des Gehorſams der Provinzen Preußens auszudruͤcken. 

Dieſer Antrag wurde einſtimmig angenommen und es iſt die Dank-Adreſſe von des Koͤ— 
nigs Majeſtaͤt gnaͤdig aufgenommen worden und dem Landtage durch den Herrn Landtages 
Marſchall die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre d. d. Berlin den Luten Maͤrz 1831 eröffnet wor— 
den, die woͤrtlich lautet: 

Ich habe aus der Eingabe der Preußiſchen Provinzial-Staͤnde vom 27ſten v. M. 
die Eroͤffnung des vierten Landtages erſehen und die erneuerte Verſicherung ihrer 
Treue und Ergebenheit mit befonderer Zufriedenheit und mit dem wohlwollenden 

f Vertrauen empfangen, daß die Abgeordneten auch ihre gegenwaͤrtigen Berathungen, 

| wie bisher, nur dem gemeinſamen Beſten des Landes einmuͤthig widmen werden. 

Es wurde ferner dem Landtage bezuͤglich der Lage in welcher ſich die nach den fruͤhern 
Landtags⸗-Abſchieden noch weiter zu erörtern geweſenen Angelegenheiten befinden, eine Ueberſicht 
des Königlichen Staats-Miniſterii vom 7ten Februar 1831 mitgetheilt, die wörtlich lautet: 

Landtags Abſchied vom 17ten März 1828. 

ad B. 3. Die Fortſetzung des Molenbaues zur Verbeſſerung des Pillauer Hafens hat 
nach den genehmigten Anſchlaͤgen aus dem Fond der Hafen-Kaſſe zu Pillau begonnen, und 
kann aus eben dieſem Fond im Laufe einiger Jahre beendigt werden. 

Dagegen haben die ortlichen Unterſuchungen über eine Wegraͤumung der Untiefen am 


friſchen Haff, welche wegen der Wichtigkeit des Zwecks mit beſonderer Genauigkeit geführt wer⸗ 
den muͤſſen, noch nicht beendigt werden konnen 
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ad B. 17. Was wegen Beförderung des Straßenbaues durch Prämien mit den Kreis: 
Verſammlungen verhandelt worden ſeyn moͤgte, wird dem Landtage vom Ober-Praͤſidio mit: 
getheilt werden. | 

Landtags Abſchied vom Oten Januar 1830. 

ad I. 2. und II. 3. In Gemaͤßheit der hierin in Beziehung auf die Muͤhlen-Geſetz⸗ 
gebung enthaltenen Beſtimmungen iſt das Ober-Praͤſidium beauftragt worden, die ſtattfindenden 
factiſchen Verhaͤltniſſe noch näher zu unterſuchen und das Reſultat anzuzeigen. Die Aus⸗ 
fuͤhrung dieſes Auftrages hat jedoch wegen der vorgefundenen Schwierigkeiten nicht in dem 
Maaße beſchleunigt werden koͤnnen, daß es mit Ruͤckſicht auf die ſorgfaͤltige Pruͤfung und Gr: 
waͤgung, welche dieſe Angelegenheit erfordert, moͤglich geweſen waͤre, bereits die Allerhoͤchſte 
Entſcheidung herbeizufuͤhren. Die diesfallſigen Antraͤge werden jedoch nach Moͤglichkeit be⸗ 
ſchleunigt werden. N 

ad I. 4. und 5. Die Eroͤrterungen, welche über den Plan zu Einrichtung und Verwal— 
tung des Irren-Inſtituts und der Erziehungs-Anſtalt fuͤr jugendliche Verbrecher, durch die 
von den Staͤnden gewaͤhlten Deputirten haben ſtattfinden ſollen, ſind bis jetzt nicht erfolgt, 
weil faſt gleichzeitig mit dem Erſcheinen des Landtags-Abſchiedes Anzeige anher gelangt iſt, 
daß ein jenen Plan durchkreuzendes anderweites Project, wegen Verlegung der Straf-Anſtalt 
zu Graudenz und Vereinigung der Anſtalten für Kranke, Irre und zur Erziehung ſittlich ver— 
wahrloſeter Kinder in den Lokalen der Graudenzer Straf-Anſtalt von der Weſtpreußiſchen Land⸗ 
armen-Kommiſſion aufgefaßt worden. 

Bei naͤherer Pruͤfung hat ſich indeſſen ergeben, daß auf jenes Project, wie dies auch 
inmittelſt dem Ober-Praͤſidio unter Anfuͤhrung der entgegenſtehenden Gruͤnde eroͤffnet worden, 
nicht einzugehen ſey, ſo wie denn auch dem ebenfalls angereihten Plane, die von Graudenz zu 
verlegende Straf-Anſtalt im Kloſter zu Neuenburg einzurichten, keine Folge hat gegeben met: 
den koͤnnen. 

Hierdurch erlaͤutert ſich der Aufenthalt, welchen die Ausfuͤhrung der Sache zeither gefun— 
den hat. Sie wird jedoch nunmehr weiter verfolgt werden. 

ad I. 6. Sowohl wegen der Wahl der Seminarien, bei welchen Taubſtummen-Schulen 
einzurichten ſind, als wegen Verminderung des Perſonals und ſonſtiger Beſchraͤnkung der Un— 
terſtuͤtzungs-Ausgaben bei der Königsberger Taubſtummen-Anſtalt, hat das Ober-Praͤſidium 
berichtet. Bei den Vorſchlaͤgen wegen des (fen Punktes, hat das Miniſterium der Geiſtli— 
chen, Unterrichts- und Medizinal- Angelegenheiten aber noch weitere Eroͤrterungen fuͤr noth⸗ 
wendig gefunden. Dagegen iſt wegen des zweiten Punkts entſchieden, daß die Einſtellung der 
ſtaͤndiſchen Zuſchuͤſſe zur Unterhaltung der Koͤnigsberger Anſtalt, ſpaͤteſtens mit dem 1ſten Ok⸗ 
tober 1831 wird ſtattfinden koͤnnen. d 
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ad II. 4. Wegen des Stempels, welcher zu Ausfertigung der von den Schiedsmaͤnnern 
getroffenen Vergleiche genommen werden ſoll, und wegen der Stempelfreiheit der blos ins Pros 
tokollbuch eingetragenen Vergleiche, find die Stempel-Aufſichts-Beamten mit der noͤthigen Anz 
weiſung verſehen worden. 

ad II. 15. In Betreff der Eroͤrterungen, die in Hinſicht des Abdeckerei-Zwanges ſtatt⸗ 
gefunden haben, wird der Landtags-Kommiſſarius die Staͤnde mit weiterer Nachricht verſehen. 


ad II. 16. Der Entwurf einer allgemeinen Juden-Ordnung iſt dem Staats-Miniſterio 
zur Berathung vorgelegt worden. 

ad II. 18. Was die Anlagen zur Entwaͤſſerung der Tilfiter Niederung anlangt, ſo iſt 
in Folge der ſtattgefundenen oͤrtlichen Pruͤfung die Coupirung der Greituſchke und die Anlegung 
eines neuen Canals zur Verbindung der Gilge mit dem großen Friedrichsgraben beſchloſſen 
worden. Die zur Ausfuͤhrung dieſer Arbeiten muthmaßlich erforderlichen Summen find bereits 
von des Koͤnigs Majeftät allergnaͤdigſt bewilligt. Die genauere Feſtſtellung des Bauplans und 
der Beginn der Arbeit, kann aber erſt im laufenden Jahre erfolgen, da die Naͤſſe des Jahres 
1830 und die Ueberſchwemmung des Terrains, der Ausführung unuͤberſteigliche Hinderniſſe 
entgegengeſtellt hat. 

ad II. 20. Die Erhöhung des Einfuhrzolles für rußiſches Tauwerk hat vor der Hand 
nicht ſtattfinden koͤnnen, weil der bisherige Zoll-Tarif durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre 
vom 20ſten Oktober v. J. noch auf das Jahr 1831 verlaͤngert worden iſt. 

ad II. 24. Ueber die Entbindung der evangeliſchen Geiſtlichkeit von der Selbſterhebung 
der Kalende, und uͤber die Verwandlung der Stolgebuͤhren in eine feſte Abgabe, ſind die vom 
Konſiſtorio erforderten Berichte noch nicht eingegangen; bei der Schwierigkeit der Aufgabe aber 
auch noch nicht zu erwarten geweſen. Die weitere Benachrichtigung der Staͤnde auf einem 
der folgenden Landtage der Allerhoͤchſten Zuſage gemäß, muß daher vorbehalten bleiben. 


ad II. 25. In Beziehung auf den Haupt- Gegenſtand der wegen Declaration des Ger 
ſetzes vom Sten April 1823 gemachten Anträge, nämlich wegen der Eigenthums-Anſpruͤche der 
Danniker und Natteier, hat die nähere Erörterung der obwaltenden Verhaͤltniſſe zwar unter 
Zuziehung von Abgeordneten der betheiligten Kreiſe ſtatt gefunden. Es iſt jedoch noch eine 
naͤhere Eroͤrterung dieſes Gegenſtandes nothwendig gefunden worden. 

ad II. 26. b. Der Antrag wegen Mitwirkung der Kreisſtaͤnde bei Veranlagung der 
Klaſſenſteuer iſt durch die geſetzlich publicirte Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 17ten Januar 
v. J. erledigt. 

ad II. 26. e. Die ungleichartige Behandlung der Gewerbetreibenden in den Staͤdten 
Königsberg und Danzig liegt nicht in der Gewerbeſteuer⸗Verwaltung, ſondern in der Verſchie⸗ 
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denheit der Statute fuͤr die Kaufmannſchaft beider Staͤdte. Es iſt indeſſen bereits Gegenſtand 
der Berathung unter den betreffenden Miniſterien, in wiefern die Glaffificationg = Grundfäge, 
welche das Gewerbeſteuer-Geſetz vorſchreibt, einer Abaͤnderung zu unterwerfen ſind. 

Dieſe Ueberſicht begleitete der Koͤnigliche Kommiſſarius mit einem Schreiben vom Zten 
Marz c. in welchem er noch folgende Auſſchluͤſſe über einzelne Anträge gab: 


Landtags ⸗Abſchied vom 17ten März 1828 ad B. 17. 

Die Angelegenheit wegen des Chauſſee-Straßen-Baues durch Praͤmien iſt zwar mit Bezug 
auf das im Landtags-Abſchtede allegirte Publikandum vom Zten Mai 1816 zur Berathung bei 
den Kreis-Verſammlungen geſtellt worden, indeſſen haben die diesfaͤlligen Verhandlungen nir— 
gends zu einem Reſultat gefuͤhrt, welches mit Ausführung des bemerkten Plans hat vorgehen 
laſſen. Beiſpielsweiſe iſt der Chauſſee-Straßenbau von Preußiſch Holland nach Elbing beſon— 
derer Gegenſtand von Verhandlungen zur Sache mit den zutreffenden Kreisſtaͤnden geweſen, 
und es waren anfaͤnglich auch ſchon Offerten in dieſer Beziehung gemacht. Spaͤter aber ſind 
ſolche wegen inzwiſchen eingetretener Lokal- und Zeit- Verhaͤltniſſe ruͤckgaͤngig geworden, und es 
hat auch bei dem qu. Bau, von dem Plan der Ausführung im Wege der Privat-Unterneh— 
mung, abſtrahirt werden muͤſſen und nur die Ausfuͤhrung auf Staatskoſten zutreffen koͤnnen. 


Landtags- Abfchied vom Yten Januar 1830. ad I. 2. und II. 3. 
Die mir hoͤhern Orts aufgetragen geweſenen Ermittelungen der factiſchen Verhaͤltniſſe: 
das Muͤhlenweſen betreffend 
ſind im Monat October v. J. zum Abſchluß gekommen und iſt die Angelegenheit wegen der 
diesfaͤlligen Geſetzgebung, mittelſt umfaſſenden gutachtlichen Endberichts vom 31 ſten October 
v. J. dem Koͤniglichen Miniſterio des Innern und der Polizei von mir vorgelegt worden. 
ad I. 4. und 5. imgleichen ad I. 6. Die Angelegenheiten: 
wegen Errichtung einer Provinzial-Irren-Anſtalt und einer Provinzial— 
Erziehungs-Anſtalt fuͤr jugendliche Verbrecher, 
ferner: 
wegen der Wahl von Seminarien zur Anſchließung von ſtaͤndiſchen 
Taubſtummen- Schulen und wegen Aufloͤſung der Verbindung der 
Provinzial-Staͤnde mit der hieſigen Taubſtummen-Anſtalt 
betreffend, erlaube ich mir auf die diesfaͤllig in separato von mir gemachte Mittheilung vom 
Yſten Februar c. ganz ergebenſt Bezug zu nehmen. 
ad II. 15. Zur Beſchlußnahme auf den Antrag der Provinzial-Staͤnde 
wegen Aufhebung des Abdeckerei-Zwangs , 
iſt es ln Folge Beſtimmung des Königlichen Miniſterii als nothwendig erachtet worden, daß 
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die Befugniſſe der Abdeckerei-Befitzer und die darauf zu gruͤndenden Entſchaͤdigungs-Anſpruͤche 
einzeln eroͤrtert und feſtgeſtellt, daß demnaͤchſt der Werth der Abdeckerei-Gerechtigkeiten und 
der Betrag des Entſchaͤdigungs-Quantums, ſowohl auf den Fall, wenn nur das Verbot des 
Selbſt⸗Abhaͤutens aufgehoben, als auch, wenn das ausſchließliche Gewerbe-Recht abgeſchafft 
werden ſollte, ausgemittelt, daß ferner die Frage: 
auf welche Weiſe das erforderliche Entſchaͤdigungs-Quantum fuͤr die Freiheit 
in Betreff der Ablederung von den Viehbeſitzern aufzubringen ſey? 
in naͤhere Erwaͤgung gezogen, die Intereſſenten deshalb gehoͤrt vnd vollſtaͤndige Abloͤſungs⸗ 
Plaͤne fuͤr jeden Regierungsbezirk mit Vorſchlaͤgen zu einem allgemeinen Polizei- Regulativ, 
wegen der Verwaltung des Abdeckereiweſens entworfen werden. | 

Die diesfaͤlligen Vorarbeiten der Provinzial Negierungen find nun zwar in der Zwifchen- 
zeit möglichft gefördert und mit den in den einzelnen Kreiſen aufgenommenen Verhandlungen 
ſucceſſive eingereicht worden, indeſſen haben die mehrſeitigen Widerſpruͤche und Con— 
troverſen in den Erklaͤrungen der verſchiedenen Berechtigten 

über den Umfang ihrer Privilegien und vermeintlichen Entſchaͤdigungs- Forderungen, 
wie auch der Kreis-Eingeſeſſenen 

uͤber die den Viehbeſitzern angeſonnene Aufbringung der zutreffenden Abfindung, 
die Angelegenheit in Aufſtellung eines feſten Abloͤſungs-Plans fo ſchwierig und verfchiedenartig 
geftaltet, daß ſolche noch zu keinem entſchiedenen Reſultat, am allerwenigſten zum Entwurfe 
eines allgemein für die Provinz anwendbaren Regulativs über Aufhebung der Abdeckerei-Ge— 
rechtſame hat gelangen koͤnnen. 

Nach dieſer Sachlage ſtehet die qu. Angelegenheit noch in fortwaͤhrender Behandlung, 
welche uͤbrigens, ſobald es nach der zu gewaͤrtigenden endlichen naͤhern Aufklaͤrung und Feſt⸗ 
ſtellung der aͤußerſt verwickelten factiſchen und Rechtsverhaͤltniſſe, nur irgend thunlich, zu einer 
generellen gutachtlichen Beleuchtung meinerſeits aufgenommen und hoͤhern Orts zur Entſchei⸗ 
dung gebracht werden wird. 

Endlich wurde dem Provinzial-Landtage eine ſummariſche Ueberſicht des Reſultats des 
Wirkens des Schiedsmann-Inſtituts in den Kreiſen der Verwaltungs-Bezirke der Koͤniglichen 
Regierungen zu Koͤnigsberg, Gumbinnen, Danzig und Marienwerder fuͤr das Jahr 1830 vor⸗ 
gelegt, woraus ſich ergab, daß bei den Schiedsmanns⸗Inſtituten überhaupt Sachen angemel⸗ 
det waren 9493; wegen Ausbleiben der Partheien waren reponirt 947; wirklich verglichen 
waren 69495 nicht zu ſchlichten geweſen 1145; und noch ſchwebend geblieben 331. 
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Die materiellen Arbeiten des vierten Landtages der Provinzial» Stände des Koͤnigreichs 
Preußen betrafen auch dieſesmal 

die von Seiner Majeſtaͤt dem Könige dem Landtage zur Berathung und Begut⸗ 
achtung vorgelegten Allerhoͤchſten Propoſitionen, 

und 
die Pruͤfung der dem Landtage zugegangenen Antraͤge und Vorſchlaͤge, die, inſofern 
fie der Beachtung werth gehalten find, Seiner Majeſtaͤt dem Könige in Denkſchriften 
allerunterthaͤnigſt vorgetragen wurden. 


Iſter haupt- Abschnitt. 


Die von Seiner Majeſtaͤt dem Könige den Provinzial: Ständen zur Berathung und 
Begutachtung zugefertigten Propoſitionen betreffend. 


1. Dem Provinzial-Landtage waren mehrere Geſetzes-Entwuͤrfe uͤber allgemeine und 
provinzielle Feuer⸗Sozietaͤts⸗Verhaͤltniſſe zur Begutachtung vorgelegt worden und namentlich 
a. ein allgemeines Feuer-Sozietaͤts-Reglement für die Königlichen Preußiſchen Staaten, 

b. ein Entwurf des Provinzial-Feuer-Sozietaͤts-Reglements, 
c. eine Verordnung wegen Aufloͤſung der bisherigen Feuer-Sozietaͤten und Ausführung des 
allgemeinen Feuer-Sozietaͤts-Reglements, 
d. eine Verordnung, das Mobiliar-Feuer-Verſicherungs-Weſen betreffend. 
Nachdem uͤber dieſe Geſetzes-Entwuͤrfe eine ſehr ausfuͤhrliche Berathung gepflogen war, 
fo wurden folgende Gutachten und Anträge mit geſetzlich vollguͤltiger Stimmenmehrheit be— 
ſchloſſen und zwar: 


ad A. zum allgemeinen Feueèr-Sozietaͤts- Reglement. 

Bei 8, 5. wurde gewuͤnſcht, daß diejenigen Privat- Unterſtuͤtzungs-Vereine, welche in 
dem Provinzial⸗Verbande zur Zeit beſtehen und welche die durch Brand Verungluͤckten nur 
mit Materialien und Fuhren unterſtuͤtzen, nicht aufgeloͤſet werden moͤchten, ſondern verbleiben 
dürfen, und daß nur angeordnet werde, daß die Statuten ſolcher Unterſtuͤtzungs-Vereine 
revidirt und die Feuer⸗Sozietaͤt, bei welcher die Gebäude verſichert worden, von dem Daſein 
des Vereins und der Unterſtuͤtzung die fie gewaͤhren, in Kenntniß geſetzt werden möchten, 

Zu F. 7. iſt gewuͤnſcht worden, daß außer denen im Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Regle⸗ 
ment zu uͤbernehmenden Beſtimmungen wegen Aufnahme der Gebäude in die Sszietaͤt, die 
Zuruͤckweiſung der Aufnahme in mehreren Faͤllen auch an die Perſoͤnlichkeit des Gebäudes Der 
ſitzers gefnüpft werden duͤrfte, und zwar: 
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a. daß Gebaͤude-Beſitzer, welche durch richterliches Erkenntniß als vorſetzliche Brandſtifter 
beſtraft worden, in der Sozietaͤt nicht aufgenommen werden duͤrften; 

b. daß Gebaͤude⸗Beſitzer von der Aufnahme in der Sozietät ausgeſchloſſen werden koͤnnen, 
wenn fie wegen Brandſtiftung aus grober Fahrlaͤßigkeit durch richterliches Erkenntniß 
verurtheilt worden; 

c. daß Gebaͤude-Beſitzer durch einen Beſchluß von zwei Drittheil der Kreisſtaͤnde, nach erz 
folgter Genehmigung dieſes Beſchluſſes Seitens der Provinzial-Feuer-Sozietaͤts⸗Direc⸗ 
tion und des Koͤniglichen Ober-Praͤſidenten der Provinz, aus der Feuer⸗Sozietaͤt aus⸗ 
geſchloſſen werden duͤrfen. 

Zum F. 8. iſt der Zuſatz gewuͤnſcht worden, daß auch einzelne Theile eines Gebäudes 
verſichert werden duͤrfen, vorausgeſetzt, daß dieſe Theile des Gebaͤudes ganz genau bezeichnet 
werden. 

Zum F. 10. iſt auf den Zuſatz angetragen, daß derjenige, welcher feine Gebäude bei 
mehr als einer Sozietät verſichert, nicht allein der im Geſetz ausgeſprochenen Beſtimmung 
unterliegen, ſondern auch der Provinzial-Feuer-Sozietaͤts⸗Director verpflichtet ſeyn ſolle, 
einen ſolchen Uebertreter des Geſetzes, dem Gericht zur Einleitung der Unterſuchung und Be— 
ſtrafung des intentionirten Betruges anzuzeigen. 

Beim §. 15. iſt auf den Vorſchlag zu §. 5. des Provinzial-Feuer-Sozietaͤts⸗Regle⸗ 
ments Bezug genommen worden, wonach der Eintritt in die Provinzial-Feuer-Sszietaͤt zu 
allen Zeiten ſtatt haben ſolle. 

Zu F. 16. wird bemerkt, daß bei §. 6. des Provinzial-Feuer⸗Sozietaͤts⸗Reglements 
der Vorſchlag gemacht iſt, die Verſicherung in den Grenzen des ermittelten und feſtgeſtellten 
gemeinen Werths anzunehmen. 

Bei §. 17. iſt der Wunſch ausgeſprochen, daß fo wie es dem Gebaͤude-Beſitzer frei 
geſtellt worden, in den Grenzen des gemeinen Werths die Summe zu beſtimmen, mit der er 
in die Sozietät gehen wolle, es auch gegenſeitig der Provinzial-Feuer-Sozietaͤt frei geſtellt 
bleiben moͤge, mit welcher Summe der Verſicherungsnehmer zugelaſſen werden koͤnne, auch 
dürfte es zweckmaͤßig ſeyn, bei kleinen ländlichen Gebäuden Summen anzunehmen, die durch 
10 theilbar ſind. 

Zu F. 20 und 21. wird der Zuſatz gewuͤnſcht, daß die Atteſte der Orts-Obrigkeit bei 
ländlichen Gebäuden, auch von dem Dorf-Schulzen und zweien Gebaͤude-Beſitzern aus der 
Kommune mit unterſchrieben werden muͤßten. 

Zu den ge, 22. 23. 24. iſt auf die Beſtimmung angetragen worden, daß wenn die 
Summen, mit welcher die Gebäude in der Sozietät aufgenommen werden ſollen, feſtgeſtellt 
ſind, dieſe durch nachtraͤgliche Beibringung von Taxen nicht alterirt werden duͤrfen, ſondern 
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nur dem Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer uͤberlaſſen bleiben koͤnne, feine Gebäude in andern Sszietaͤten 
gegen Feuers = Gefahr zu verſichern. 

Zum F. 25. iſt auf den Zufaß zu $. 17. Bezug genommen worden. 

Zu $. 27 und 28. iſt der Wunſch ausgeſprochen, daß jeder Gebaͤude-Eigenthuͤmer vers 
pflichtet werde, auf der Auſſenſeite eines verſicherten Gebaͤudes durch Buchſtaben und Zahlen 
vermerken zu laſſen: 

a. bei welcher Sozietaͤt die Verſicherung genommen; 

b. den Betrag der Verſicherungs-Summe; 

c. die Claſſe zu welcher das Gebaͤude gehoͤre; 
auch dieſe Verpflichtung denjenigen Gebaͤude-Eigenthuͤmern aufzuerlegen, welche ihre Gebaͤude bei 
Privat» Verfiherungs = Anftalten des In- und Auslandes gegen Feuersgefahr verſichert haben. 

Zum A, 30. wird der Zuſatz bevorwortet, daß jede nothwendige Herunterſetzung einer zu 
hohen Verſicherung von dem Augenblick an eintreten muͤſſe, in welchem die geringere Verſiche— 
rungs⸗Summe ausgemittelt, feſtgeſtellt, und dem Gebaͤude-Eigenthuͤmer von der Reviſions⸗ 
Kommiſſion mitgetheilt worden. 

Zu den §§. 40. 41. if der Zuſatz vorgeſchlagen worden: daß dann, wenn ein Gebaͤude⸗ 
Eigenthuͤmer die bei dem verſicherten Gebaͤude vorgenommenen Abaͤnderungen gehoͤrig angezeigt 
habe, ihm bei einem entſtehenden Brandſchaden die Verguͤtung nicht vorenthalten werden duͤrfe. 

Zum F. 51. wuͤrde hinzuzufuͤgen ſeyn, daß die Verzugszinſen wegen vorenthaltener 
Brandverguͤtigung nur von dem Tage des rechtskraͤftigen Erkenntniſſes berechnet und bezahlt 
werden duͤrften. 

Zum 9. 54. iſt durch geſetzliche Stimmenmehrheit der Beſchluß gewonnen worden, daß 
wegen Verguͤtigung der Kriegs-Feuer-Schaͤden eine Verbindung der ſaͤmmtlichen Provinzen 
der Monarchie ſtatt finden und eingerichtet werden moͤge. 

Zum $. 73. iſt ganz beſonders gewuͤnſcht worden, daß dem Gebaͤude-Eigenthuͤmer nur 
dann die Brandſchaden-Verguͤtigung zur freien Dispoſition geſtellt werde, wenn derſelbe durch 
ein Atteſt der betreffenden Polizei-Behoͤrde nachzuweiſen im Stande iſt, daß der Wiederaufbau 
des abgebrannten Gebäudes nicht erforderlich und die Gläubiger, denen die abgebrannten Ge 
baͤude verpfaͤndet find, erklaͤrt haben, daß fie das Retabliſſement nicht verlangen. 

Es iſt aber auch ferner angetragen, daß diejenigen Gebaͤude-Beſitzer, welche ihre Ger 
baͤude bei Privat-Anſtalten im In⸗ oder Auslande gegen Feuers-Gefahr verſichert haben, 
eine gleiche Verpflichtung ſich gefallen laſſen muͤßten. 

Bei . 74. iſt darauf angetragen worden, daß dann, wenn der nach $. 7. der Verord⸗ 
nung wegen Aufloͤſung der bisherigen Feuer⸗Sozietaͤt zu erwaͤhlende Ausſchuß des Provinzial⸗ 
Landtages, bei der Einführung der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Geſetze, den Provinzial⸗Landtag vertreten 

2* 


ky 


111 


ſollte, demſelben nur die Befugniß zugeſtanden werden möge, die Wahl der Provinzial-Feuer⸗ 
Sozietaͤts-Beamten interimiſtiſch zu veranlaſſen, in der Art, daß dem Provinzial-Landtage die 
Genehmigung dieſer Wahl, und noͤthigen Falls eine neue Wahl verbleibe. Auch dürfe der 
Ausſchuß nur zureichende Diaͤten waͤhrend des Interimiſtici, und die zu den Buͤreau-Beduͤrf⸗ 
niſſen nothwendigen Koſten, bis zum Zuſammentritt des naͤchſten Provinzial⸗Landtages, zu ber 
willigen berechtigt ſeyn. Ebenmaͤßig wird 

zu F. 77. 78. 79. und 80. der Wunſch ausgeſprochen, daß die Gehalts-Beſtimmungen 
für die Kreis-Feuer-Sozietaͤts-Beamten dem Provinzial-Landtage verbleiben, und der ſtaͤn⸗ 
diſche Ausſchuß nur die Berechtigung habe, angemeſſene Diaͤten zu bewilligen. 

Bei A, 85. hat die Landtags- Verſammlung ſich dahin beſtimmt, daß 

der Provinzial⸗Feuer-Sozietaͤts⸗Director nur auf ſechs Jahre, dagegen 

der Feuer- Sozietaͤts⸗Buchhalter und der Rendant der Provinzial-Feuer-Sozietaͤts⸗ 

Kaſſe auf zeitlebens zu erwaͤhlen, endlich aber 

die übrigen Beamten der Provinzial-Feuer⸗Sozietaͤts-Direction gegen Kündigung ans 

geſtellt werden duͤrfen. 

Zu f. 86, 87. und 88. iſt angetragen worden, daß auch der Kreis-Feuer-Sozietaͤts⸗ 
Director und der Kreis-Feuer-Sozietaͤts-Kaſſen-Rendant nicht auf Lebenszeit, ſondern beide 
nur auf ſechs Jahre zu erwaͤhlen ſeyen; dagegen wurde gewuͤnſcht, daß fuͤr den Kreis-Feuer⸗ 
Sozietaͤts⸗Director ein Stellvertreter erwaͤhlt werden duͤrfe, der erſteren bei Krankheiten und 
Abweſenheit vertrete; fo wie, daß beſoldete Polizei-Offizianten nicht zu Kreis-Feuer⸗Directoren 
gewaͤhlt werden koͤnnen. 

Zu $ 117. iſt durch einen vollguͤltigen Beſchluß ausgeſprochen worden, 

a. daß für den Fall, wenn in der Provinzial-Feuer-Sozietaͤts-Kaſſe ſich Gelder anhaͤufen 
ſollten, der Provinzial⸗Feuer-Sozietaͤts⸗Director die Verpflichtung haben ſoll, dieſe Bez 
ſtaͤnde in den reſpektiven Banken des Provinzial-Verbandes gegen die üblichen Zinſen 
niederzulegen; 

b. daß, wenn der Fall eintreten ſollte, daß die Anhaͤufung der Geld-Beſtaͤnde in der Pros 
dinzial = Feuer = Sozietäts » Kaffe den Erlaß einer Beitrags- Rate angaͤnglich machten, 
dem naͤchſten Provinzial-Landtage der Beſchluß hierüber vorbehalten bleibe. 

Beim F. 127. wurde gewuͤnſcht, daß zur Beſchleunigung der Recours nicht bei dem 
Königlichen Miniſterio des Innern, ſondern bei dem Königlichen Ober-Praͤſidenten nachgeſucht 
werden duͤrfte. 

Beim F. 128. wurde bevorwortet, daß bei Streitigkeiten, welche Über gegenſeitige Rechte 
und Verbindlichkeiten zwiſchen der Sozietaͤt und einen oder mehreren Aſſocürten entſtehen, ein 
ſchiedsrichterliches Verfahren nach §. 132. seg. erlaubt, und hiernach der F. 128 abgeaͤndert, 
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auch genehmigt werden moͤge, daß den In- und Auslaͤndiſchen Feuer-Verſicherungs-Geſell⸗ 
ſchaften die nehmlichen Rechte zu ſchiedsrichterlichen Entſcheidungen geſtattet werden duͤrfen. 

Bei F. 131. wurde wie zu §. 127. gebeten, den Recours an den Koͤniglichen Ober⸗ 
Praͤſidenten zu geſtatten. 25 

Bei A, 140. wurde die zur Einziehung ruͤckſtaͤndiger Beiträge beſtimmte 14taͤgige Friſt 
nicht fuͤr ausreichend erachtet, vielmehr vorgeſchlagen, die mit Einziehung der Feuer-Kaſſen⸗ 
Beitraͤge beauftragten Behoͤrden nur alsdann verantwortlich zu machen, wenn erwieſen werden 
koͤnnte, daß dieſe Behoͤrden ſich einer Verſchleppung bei dem Einziehung» Gefchäfte ſchuldig 
gemacht haben. 


ad B. Zum Entwurf des Provinzial-Feuer⸗ Sozietats- Reglements. 
Beim 6. 1. wurde von dem Provinzial-Landtage durch einen vollguͤltigen Beſchluß feſt— 
geſtellt, daß nur folgende Gebaͤude wegen all zu großer Feuer-Gefaͤhrlichkeit aus der Provinz 
zial⸗Feuer⸗Sozietaͤt gänzlich ausgeſchloſſen werden ſollen, nämlich: 

Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, 

Terpentin⸗ und Firnitz⸗ Fabriken, 

Brachſtuben. 

Alle übrige im $, 1. genannte Gebäude aber, wuͤrden im F. 2. zu übernehmen ſeyn. 
Zu F. 2. ſollen außer denen darin benannten Gebäuden, auch noch die aus dem A, 1. 
ausſcheidenden Gebaͤude, und zwar 

Glas- und Schmelzhuͤtten, 

Eifenz und Kupferhaͤmmer, 

Stuͤckgießereien und Muͤnzgebaͤude, 

Zuckerſidereien, 

Cichorien-Fabriken, 

Schwefel- Rafinerien, 

Soda⸗, Blaufäures und Holzſaͤure⸗ Fabriken, 

Anſtalten zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber und Knallgold, 
erwaͤhnt und den in dieſem F. Hinſichts der Aufnahme und Beltragspflichtigkeit gegebenen Bes 
ſtümmungen unterworfen werden; auch würden Mühlen aller Art, welche durch Wind getrie⸗ 
ben werden und Schmieden, wenn ſie nicht in maſſiv erbauten mit Steinen oder Metall gedeck⸗ 
ten Haͤuſern angelegt ſind, in die Cathegorie derjenigen Gebaͤude die im §. 2. benannt ſind, 
gezaͤhlt werden muͤſſen. 

Bei F. 5. iſt gewuͤnſcht worden, daß der Eintritt in die Provinzial⸗Sozietaͤt zu allen Zei⸗ 
ten unter der Bedingung geſtattet werden moͤge, daß der außerordentliche Beitrag fuͤr das 
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ganze Jahr, der ordentliche Beitrag aber, wenn der Eintritt im zweiten halben Jahre geſchieht, 
nur, für. ein halbes Jahr gezahlt werden dürfe; wogegen der Austritt aus der Sozietät nur 
nach Ablauf des letzten Dezember-Tages eines jeden Jahres ſtatt finden koͤnne. 

Zu F. 6. iſt der geſetzliche vollguͤltige Beſchluß gewonnen worden, daß alle im Provinzial⸗ 
Verbande befindlichen Gebaͤude, die verſichert werden koͤnnen, mit ihrem vollen Werthe in die 
Provinzial⸗Sozietaͤt aufgenommen werden duͤrfen. 


Zum F. 7. iſt angetragen worden, die ordentlichen Beiträge zuvoͤrderſt auf die naͤchſten 
vier Jahre, vom Tage der Einführung des Geſetzes an gerechnet, feſtſtellen zu dürfen und bei 
der Ausſchreibung der ordentlichen Beitraͤge fuͤr das erſte Jahr die Summe der Brandſchaͤden 
des abgelaufenen Jahres (ungewoͤhnliche Brandſchaͤden abgerechnet) zum Grunde zu legen und 
die Beitraͤge hiernach zu berechnen und einzuziehen. Wenn ſich nach dieſer Theorie fuͤr jetzt der 
Betrag der erſten Ausſchreibung der ordentlichen Beitraͤge in Zahlen nicht angeben laͤßt, ſo 
ſollen dennoch folgende Proportionen ſtatt finden: 

wenn die (te Klaſſe eins zahlt, fo ſoll die 2te Klaſſe zwei, die gte Klaſſe drei, die Ate 

Klaſſe vier zahlen. 

In der sten Klaſſe fol der Beitrag der Beſtimmung des Provinzial⸗Feuer⸗Sozie⸗ 
taͤts⸗Directors vorbehalten bleiben, jedoch in der Art, daß der Beitrag in dieſer Klaſſe 
mindeſtens fuͤnfmal ſo viel ſeyn muͤſſe als der Beitrag in der erſten Klaſſe. Die ordent— 
lichen Beitraͤge ſelbſt aber ſollen in halbjaͤhrigen Raten pränumerando gezahlt werden. 

Zum b. 8 und 9 iſt bezüglich der einzurichtenden Klaſſe durch einen vollguͤltigen Be⸗ 

ſchluß feſtgeſtellt worden, daß in der Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤt fünf Klaſſen ſeyn ſollen, und 
es ſollen zur 1ſten Klaſſe gehören: 

ſaͤmmtliche im Provinzial» Verbande befindlichen Gebäude, welche mit maſſiven Ringmau⸗ 

ern und maſſiven Giebeln oder in Lehm oder Piſee erbaut und mit feuerſichern Daͤchern 

verſehen ſind. 

Zur 2ten Klaſſe ſollen gehören: 
ſaͤmmtliche Gebäude in Fachwerk erbaut, mit feuerſichern Dächern verfehen, ferner Ge⸗ 
baͤude in Holz erbaut mit feuerficherer Bedachung, jedoch nur alsdann, wennn ein ſolches 

Gebaͤude 50 Fuß von einem Gebäude der naͤchſtfolgenden Klaſſe entfernt liegt; bei gerin- 
gerer Entfernung ſoll ein ſolches Gebaͤude zur dritten Klaſſe gehoͤren. 
Zur Zten Klaſſe ſollen gehoͤren: 

ſaͤmmtliche Gebäude After und 2ter Klaſſe wenn fie mit Rohe, Stroh, Schilf, Schindeln, 
Bretter, oder ſonſt feuergefaͤhrlicher Bedachung verſehen find, ohne Ruͤckſicht auf die Lage 

oder Entfernung der Gebaͤude von andern. 
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Zur vierten Klaſſe ſollen gehoͤren: 

Gebäude aller Art, welche zu den Klaſſen 1 2 3 nicht gehören, auch nicht zu den gezaͤhlt 

werden, welche im §. 2. des Provinzial-Reglements bezeichnet ſind;, vorzüglich werden in 

dieſe Klaſſe ſolche Wohngebaͤude gehören, welche keine oder nicht maffive Schornſteine haben. 

Zur 5fen Klaſſe ſollen endlich: | 

alle im $. 2. des Provinzial-Reglements genannte Gebäude gehoͤren. 

Zu F. 10. hat der Provinzial⸗Landtag angetragen, dieſen A gänzlich auszuſtreichen und 
die mindere oder groͤßere Feuer-Gefaͤhrlichkeit der Gewerbe bei der Feuer ⸗ Verſi icherung der 
Gebaͤude gaͤnzlich unberuͤckſichtigt zu laſſen. 

Bei §. 11. iſt nur das Schießpulver als vorzuͤglich feuergefahrlich angenommen und vor⸗ 
geſchlagen worden, daß derjenige, welcher mehr als die durch polizeiliche Geſetze beſtimmte 
Quantitaͤt Schießpulver in feinen Gebäuden aufbewahrt, als Strafe, der Brandſchadens-⸗ Ver⸗ 
guͤtung verluſtig gehen möge. Alle uͤbrige in dieſem $. bezeichnete feuerfangende Materialien 
würden hiernach bei der Gebaͤude-Verſicherung unberuͤckſichtigt bleiben Finnen. 

Die F. 12. 13. 14. würden bei Beruͤckſichtigung der Vorſchlaͤge zu §. 8. und 9. gaͤnzlich 
wegfallen. 

Bei 5. 16. iſt angetragen worden, daß wenn darüber, ob das Gebäude in eine richtige 
Klaſſe locirt ſey, ein Streit zwiſchen der Sozietät und dem Gebaͤude-Beſitzer entſtehen ſollte, 
dieſer Streit durch einen ſchiedsrichterlichen Ausſpruch geſchlichtet werden koͤnne, nicht aber auf 
das Gutachten eines vereideten Bau-Bedienten ausgeſetzt werden duͤrfte. 

Bei $. 18. iſt angetragen worden, daß die Zuziehung eines zuverlaͤſſigen Maurer- und 
Zimmermeiſters bei den Abſchaͤtzungen entſtandener Partial-Brandſchaͤden genuͤgen duͤrfe, und 
daß die Auswahl dergleicher Sachverſtaͤndigen dem Kreis-Feuer-Sozietaͤts⸗Director zugeſtanden 
l moͤge. 

Bei §. 19. wird auf den Forget genen Zuſatz zum §. 139. des allgemeinen Feuer -So⸗ 
zietaͤts-Reglements Bezug genommen. 

Zu F. 20. wird auf den Antrag bei §. 54. des allgemeinen Feuer-Sozietaͤts-Reglements 
zuruͤckgegangen und ein vollguͤltiger Beſchluß dahin gefaßt: daß die im allgemeinen Feuer⸗ 
Sozietaͤts-Reglement $. 58. bezeichneten e Stände aus der Provinzial⸗-Feuer⸗ Sozietaͤt 
verguͤtigt werden ſollen. 

Zum F. 21. hat die Verſammlung mittelſt vollguͤltigen Beſchluſſes die Caution des Pros 
vinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſen⸗Rendanten auf 3000 Rthlr. und die des Kreis⸗Feuer⸗Sozietats⸗ 
Kaſſen⸗Rendanten auf 500 Rthlr. feſtgeſtellt. 

Zum F. 22. iſt gebeten worden, dieſen $, gänzlich zu ſtreichen, weil die Provinzial⸗Staͤnde⸗ 
Verſammlung nicht dafuͤr iſt, die Beſtaͤnde bei der Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤt aufſammeln zu laſſen. 
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Zum §. 29. hat die Verſammlung mittelſt vollgültigen Beſchluſſes ſich für den erſten 
Theil der in dieſem §. übernommenen Beſtimmung ausgeſprochen. 
Zu . 24. find: | 
ad 1. folgende Prämien für das von andern Gemeinden und Ortſchaften zu Hilfe 
kommende Feuer⸗Loͤſch⸗Geraͤthe in Vorſchlag gebracht: 
a. für die erſte Spritze von einem Werth von 250 Rthlr. und darüber. . . 20 Rrhlr. 
von einem Werth zwiſchen 100 und 250 Nth lr. 10 „ 
b. für die zweite Spritze von einem Werth von 250 Rthlr. und daruͤber . 15 „ 


von einem Werth von 100 bis 250 Rt hl. oo... 72 „ 
e, für die dritte Spritze von einem Werth von 250 Rthlr. und darüber en AO Ze 
von einem Werth über 100 Rthlr. bis 250 Rh. e -» Er et 


alle uͤbrige fremde Spritzen, welche ſich auf der Brandſtelle 5 und erweislich thaͤtig 


beim Loͤſchen des Brandes geweſen ſind, ſollen nach ihrer Groͤße und Wirkſamkeit Praͤmien 
von 1 bis 5 Rthlr. erhalten. 


Fuͤr fremde zur Brandſtelle mit Waſſer angefuͤllt herbeigeſchaffte Waſſerbehälter, ohne 
Ruͤckſicht ob fie zwei oder vier Näder haben, oder auf Schleifen ſtehen, 
für den 1ſten Waſſerbehaͤlterrryrõk 5 Rrhlr. 
für den ten Waſſerbehaͤlteeoeaͤurſrreſrſrſrſſͤͤ———hn 3 „ 
für die naͤchſten 7 für jeden. 1 „ 


Ueber die Ankunft und den Gebrauch der Spritzen und Waſſerbehaͤlter muͤſſen diejenigen 
welche auf die Praͤmien Anſpruͤche machen, ſich durch ein Atteſt derjenigen Obrigkeit, woſelbſt 
der Brand geweſen, legitimiren. 

Praͤmien, die einzelne Communen und beſonders Staͤdte zur ſchnellen Anbringung des 
Feuer⸗Loͤſch⸗Geraͤths feſtgeſtellt haben, duͤrften nach wie vor verbleiben. 

Bei dieſer Beſchlußnahme iſt im Allgemeinen noch hinzugefuͤgt: 

a. daß es als bekannt vorauszuſetzen fey, daß die Privat⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalten des 
In⸗ und Auslandes nach ihren Statuten gleichfalls Praͤmien zahlen, wenn bei Gebaͤu⸗ 
den, die in ihrer Soziefät verſichert find, ein Brand entſteht, daß alſo in ſolchen Faͤllen 
keine Praͤmien aus der Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſe gezahlt werden duͤrfen, wohl aber 
wuͤrden 

b. bei Braͤnden in folchen Gebaͤnden, die in keiner Feuer⸗Sozietäͤt verfichert find, die Prämien 
von der Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſe zu zahlen und es ihr zu uͤberlaſſen ſeyn, dieſe 
von dem Gebaͤude⸗Beſitzer in ſofern wieder einzuziehen, als derſelbe zahlungsfaͤhig ſeyn follte, 


Se Me ae 


ad 2. Soll die Praͤmie bis zum Vetrage von 30 Nehle, für das einzelne Individuum 
bewilligt werden koͤnnen, dagegen wuͤrde 

ad 3. fuͤr Entdeckung des Feuers und Allarmirung der Nachbarſchaft aus dem Pro— 
vinzial-Feuer-Sozietaͤts-Fond keine Prämie auszuſetzen, wohl aber die in einzelnen Staͤdten 
und Kommunen dieſerhalb beſtehenden Beſtimmungen in Kraft zu laſſen ſeyn. 8 

Die Verſammlung hat bei dieſer Gelegenheit ferner befchloffen, eine Prämie von 5 bis 
100 Rthlr. nach dem Ermeſſen des Provinzial-Feuer-Sozietaͤts- Directors für denjenigen aus⸗ 
zuſetzen, der den Thaͤter einer Brandſtiftung ermittelt und dem competenten Gericht zur Unter— 
ſuchung und Strafe anzeigt. Auch hat es der Verſammlung zweckmaͤßig erſchienen, die Ein— 
richtung zu treffen, daß nach einem jeden Brande, deſſen Entſtehung nicht zu ermitteln geweſen, 
der Kreis-Feuer-Sozietaͤts-Behoͤrde frei geſtellt bleiben moͤge, viermal in Zwiſchenraͤumen von 
4 Monaten die Praͤmie auf die Entdeckung des Frevlers am Orte des Brandes und wenn 
dieſer ein Kirchdorf nicht iſt, auch im Kirchdorfe des Bezirks, durch Trommelſchlag bekannt 
machen zu laſſen. 

Zu F. 25. 26. iſt vorgeſchlagen worden, den Provinzial-Feuer⸗Sozietaͤts⸗Director zu auto⸗ 
riſiren, zur Anſchaffung von Feuer-Loͤſch⸗-Geraͤthen und Inſtandſetzung des Feuer-Loͤſch⸗Geraͤths, 
bis zu 30 pro Cent Praͤmie und Schadens-Erſatz von den darauf verwandten Summen, 
aus dem Provinzial-Feuer-Sozietaͤts-Fond bewilligen zu dürfen. 

Zum F. 28. hat die Provinzial⸗Staͤnde-Verſammlung es nicht fuͤr zweckmaͤßig erachtet, 
Geld- Bewilligung zum Erbau von maſſiven Vackoͤfen, Anbringung von Blitzableitern ꝛc. ꝛc. zu 
bewilligen, vielmehr iſt beſchloſſen worden dieſen F. gänzlich fortzulaſſen. 

Zum F. 29. iſt bemerkt worden, daß die zum §. 24. gemachten Vorſchlaͤge den §. 29. 
erledigen wuͤrden, dagegen iſt 

zu F. 30. beſchloſſen, daß auch diejenigen Schäden, welche nicht durch Feuer ſelbſt, ſondern 
des Loͤſchens wegen gemacht werden, den Umſtaͤnden nach, ganz oder zum Theil ſelbſt dann ver— 
guͤtigt werden muͤßten, wenn dieſe Schäden nicht aſſociirte Gebäude getroffen haben ſollten. 
Dem Provinzial⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Director wuͤrde es zu uͤberlaſſen ſeyn, die Erſtattung dieſer Aus⸗ 
lagen bei denjenigen Privat-Sozietaͤten in Anregung zu bringen, bei denen die niedergeriſſenen 
oder beſchaͤdigten Gebaͤude gegen Feuersgefahr verſichert ſind. 


ad C. Verordnung wegen Aufloͤſung der bisherigen Feuer-Sozietaͤten und 
Ausfuhrung des allgemeinen Feuer-Sozietaͤts- Reglements. 
Bei $ 7. iſt der daſelbſt vorgeſchriebene ſtaͤndiſche Ausſchuß erwaͤhlt und die Wahl dem 
Königlichen Kommiſſarius zur Veranlaſſung der Allerhoͤchſten Veſtaͤtigung angezeigt worden. 
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Zu F. 10. wuͤrden die daſelbſt aufgeſtellten Beſtimmungen in ſofern eine Aenderung erlei— 
den, als fruͤher angetragen worden, daß die Verſicherung der Gebaͤude in der Provinzial-Feuer⸗ 
Sozietaͤt zu allen Zeiten erfolgen koͤnne. 

Zu 5. 11. iſt ein geſetzlich vollguͤltiger Beſchluß gewonnen worden, daß die Beſtimmungen 
dieſes Sen, nach welchem alle diejenigen Gebaͤude-Beſitzer, welche mit ihren Gebäuden in einer der 
aufgeloͤſeten Sozietaͤten verſichert geweſen, im erſten Jahr zur allgemeinen neuen Provinzial⸗ 
Feuer = Sozietät übergehen ſollen, wegfallen, dagegen aber beſtimmt werden möge, daß, wenn 
die Provinzial-Feuer-Sozietaͤt ins Leben trete, eine oͤffentliche Aufforderung erlaſſen werden 
dürfte, in welcher die Gebaͤude-Eigenthuͤmer zur Erklaͤrung aufgefordert werden, ob fie der eg: 
vinzial-Feuer-Sozietaͤt beitreten wollen? unter der Verwarnung, daß bei ausbleibender Gr: 
klaͤrung angenommen werden wuͤrde, daß fie mit ihren Gebäuden in die Provinzial-Feuer-So⸗ 
zietaͤt uͤberzugehen gemeint waͤren. 

Bei §. 12. wird auf den Zuſatz zu $. 17. des allgemeinen Feuer- Sozietaͤts- Reglements 


Bezug genommen, wonach laͤndliche Gebäude mit ſolchen Summen, die mit 10 theilbar find, 
verſichert werden koͤnnen. 


Bei F. 13. wird auf den Antrag zu §. 11. des Provinzial-Feuer-Sozietaͤts-Reglements 


Bezug genommen, wonach ein Zwang, der Provinzial-Feuer-Sozietaͤt beizutreten, nicht ſtatt 
finden ſolle. 


ad D. Verordnung das Mobiliar-Feuer-Verſicherungs-Weſen betreffend. 


Zu F. 1. iſt angetragen worden die Beſtimmung zu erlaſſen, daß ein und derſelbe Gegen⸗ 
ſtand nur bei einer und nicht bei mehreren Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaften, bei Strafe der 
Nichtigkeit, gegen Feuersgefahr verſichert werden duͤrfe. Ferner, daß an den Gebaͤuden, worin 
ſich Mobilien befinden, die gegen Feuersgefahr verſichert ſind, die Summe der gezeichneten 
Verſicherung, mit Benennung der Geſellſchaft welche die Verſicherung angenommen, auf eine 
in die Augen fallende Art markirt werden muͤſſe. 

Bei §. 2. in fine, iſt auf den Zuſatz zum §. 21. dieſer Verordnung Bezug genommen 
worden. 

Bei $ 3. iſt angetragen worden, in der erſten Zeile das Wort kaufmaͤnniſche weg zu 
laſſen, ſodann aber iſt der Zuſatz erbeten worden: auch bei dieſem §. die Beſtimmung zu erlaſ⸗ 
ſen, daß ein und derſelbe Gegenſtand, bei Strafe der Nichtigkeit, nur bei einer Geſellſchaft ver— 
ſichert werden koͤnne und daß nur dann eine Ausnahme ſtatt finden duͤrfe, wenn entweder der 
Gegenſtand einen ſolchen bedeutenden Werth habe, daß ein und dieſelbe Feuer⸗Verſicherungs⸗ 
Anſtalt ein ſo hohes Riſiko nicht uͤbernehmen wolle, oder wenn der Eigner der Waaren oder 
Gegenſtaͤnde eine Geſellſchaft nicht für ſicher genug halte, um ihr den ganzen Werth des Ger 
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genſtandes zu vertrauen. Endlich iſt aber noch gebeten worden, die Kreis-Feuer-Sozietaͤts⸗ 
Directoren zu verpflichten, auf Erfordern einem Jeden daruͤber Auskunft zu ertheilen, ob Jemand 
Waarenlaͤger und Vorraͤthe gegen Feuersgefahr verſichert habe, bei welcher eee und 
mit welchem Betrage. 

Bei F. 10. wuͤrde in Gefolge des vorigen Antrages ad 8. 3. ruͤckſi ichtlich der Verſchwie⸗ 
genheit der Agenten, die erforderliche Abänderung gemacht werden muͤſſen. 

Bei F. 13. iſt durch einen vollguͤltigen Beſchluß der Antrag gemacht, daß eine jede Verz 
ſicherung von Mobilien, Waarenlaͤgern und Vorraͤthen, nur unter der Vermittelung eines im Pros 
vinzial⸗Verbande angeſtellten Agenten erfolgen duͤrfe, daß eine jede andere Verſicherung nichtig 
ſey, und die Konfiskation der verſicherten Summe erfolgen duͤrfe, wenn ausgemittelt werde, daß 
die Verſicherung mit Umgehung der im Provinzial Verbande angeſtellten Agenten geſchehen ſey. 

Zum $ 14. iſt angetragen worden, dieſen §. dahin zu ändern, daß die Anzeige an den 
Vermiether oder Verpaͤchter nicht in einer beſtimmten Friſt nach der Verſicherung, ſondern vor 
der genommenen Verſicherung gemacht und daß ſolches geſchehen, dem Agenten der Verſiche— 
rungs-Geſellſchaft bei dem Antrage auf Verſicherung nachgewieſen werden muͤſſe. 

Zu F. 15. iſt gewuͤnſcht worden, daß der Termin zur Erwartung des Einſpruchs der 
Obrigkeit gegen die Zahlung an den Verſicherungsnehmer, auf acht Tage beſtimmt werden moͤge. 

Bei F. 16. iſt angetragen worden, daß kaufmaͤnniſche Waarenläger in Handelsſtaͤdten, 
oder Waaren-Vorraͤthe großer Fabrik-Unternehmer, von denen unter 11. bis 14. gegebenen 
allgemeinen Beſtimmungen nicht ausgeſchloſſen, ſondern auch dieſe Laͤger und Vorraͤthe, bei 
Verſicherung gegen Feuersgefahr, den allegirten Vorſchriften unterworfen bleiben moͤchten. 

Bei ö. 17. hat ſich der Wunſch ausgeſprochen, daß die Orts-Obrigkeiten, die Kreis- und 
Stadt⸗Feuer⸗Sozietaͤts⸗Directoren autoriſirt werden moͤgten, uͤber verſicherte Gegenſtaͤnde ſolche 
Auskunft zu geben, wie zum §. 3. angetragen worden. 

Bei F. 21. 22. 23. iſt auf die Abänderung angetragen, daß die Straf-Beſtimmungen 
allererſt dann in Kraft treten mögen, wenn durch eine genaue Nevifion feſtgeſtellt worden, daß 
der wirkliche Werth der verſicherten Gegenſtaͤnde weſentlich uͤberſchritten und Merkmale ſich 
zeigen, daß ein Betrug beabſichtigt worden. Zugleich aber auch, daß uͤber dieſe Frage durch 
einen ſchiedsrichterlichen Ausſpruch abgeſprochen werden duͤrfe. 

Zum b. 24. wird gebeten die Strafe von 10 Rthlr. bis 300 Nthlr. je nachdem die Ver⸗ 
abſaͤumung groß oder klein, oder von wichtigen oder minder wichtigen Folgen geweſen, zu beſtim⸗ 
men und hienach den F. abändern zu laſſen. 

Mit denen vorbemerkten Abaͤnderungen und Modificationen find die dem Provinzial-Land⸗ 
tage vorgelegten Geſetzes⸗Entwuͤrfe über die Feuer-Sozietaͤts- Angelegenheiten von dem Pro⸗ 
vinzial⸗Landtage durch geſetzlich vollguͤltige Beſchluͤſſe angenommen worden, und der Provinzial⸗ 
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Denkſchrift 
vom 24. März 
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Landtag hat zugleich die ſtaͤndiſche Kommiſſion erwaͤhlt, die nach §. 7. der Verordnung wegen 
Aufloͤſung der bisherigen Feuer-Sozietaͤten und Ausfuͤhrung des allgemeinen Feuer-Sozietaͤts⸗ 
Reglements, die Beſtimmung hat: waͤhrend der Zeit, daß der Provinzial-Landtag nicht verſam⸗ 
melt iſt, die Rechte des Provinzial-Landtages bei der erſten Ausfuͤhrung der neuen Feuer— 
Sozietaͤts⸗Verfaſſung im Namen des Provinzial-Landtages auszuuͤben. Ein von der Minoritaͤt 
der Verſammlung eingereichtes diſſentirendes Votum, gegen die Annahme der Feuer-Sozietaͤts⸗, 
Geſetze, iſt der Denkſchrift beigelegt worden. 

2. Dem Provinzial-Landtage war mittelſt Allerhoͤchſten Immediat-Reſcripts vom 18ten 
Januar 1831 ein Geſetzes-Entwurf 

uͤber die Verpflichtung zur Armenpflege 
zur Begutachtung vorgelegt worden, und es hat ſich derſelbe uͤber dieſen Geſetzes-Entwurf im 
Weſentlichen in folgender Art ausgeſprochen: 

Zuvoͤrderſt wurde in dieſem Geſetzes-Entwurf die Feſtſtellung des Begriffes, „wer ein 
Armer ſey“ vermißt und es wurde daher unterthaͤnigſt gebeten, 

in dieſem Geſetze deutlich auszudruͤcken, wie die erſte Zuflucht jedes Bedraͤngten in ſeiner 

eigenen Thatkraft beſtehen muͤſſe und nur da, wo dieſe entweder wegen jugendlichen Al— 

ters noch nicht entwickelt, oder aber durch hohes Alter oder Gebrechlichkeit geſchwunden 
ſey, die Beihuͤlfe des Gemeinweſens hinzutreten muͤſſe, da aber wo ſie nur geſchmaͤlert 
ſey, im Falle des Unvermoͤgens jene Veihuͤlfe nur das Deficit zu ergaͤnzen habe. 

Da der vorliegende Geſetzes-Entwurf offenbar die Tendenz habe, einen großen Theil der 
Verpflichtung zur Armenpflege, welcher fruͤher auf der Provinz laſtete, nunmehr auf die einzel— 
nen Kommunen zu uͤbertragen, ſo erſcheine es gerecht und billig, den Kommunen eine Garantie 
zu gewaͤhren, welche ſie fuͤr etwannige Willkuͤhr der Behoͤrden ſicher ſtelle. 

Die Provinzial-Staͤnde erklaͤrten ſich dahero mit vollguͤltiger Stimmenmehrheit fuͤr den 
Geſetzes-Entwurf, jedoch unter der Vorausſetzung, daß denen Kreisſtaͤnden und denen von ſol— 
chen erwaͤhlten Kreis-Armen⸗Kommiſſionen das Recht eingeräumt werde, in allen ſtreitigen Faͤl— 
len, uͤber Berechtigung, Verpflichtung und Befaͤhigung in Armenangelegenheiten, mit Vorbehalt 
des Recourſes an den Koͤniglichen Ober-Praͤſidenten entſcheiden zu duͤrfen. 
| Bei den einzelnen §9. des Geſetzes-Entwurfs haben die Provinzial» Stände fich erlaubt, 
folgende Abaͤnderungen und Zuſaͤtze in Vorſchlag zu bringen. 

Zum $ 1. wurde angetragen, daß die geſetzliche Verpflichtung zur Unterſtuͤtzung verarm— 
ter Verwandten alle diejenigen treffen muͤſſe, welche nicht ſelbſt eine Armen⸗Unterſtuͤtzung erhal 
ten; dagegen ſoll den kreisſtaͤndiſchen Kommiſſtonen mit Vorbehalt des Recourſes an den Koͤ— 
niglichen Ober-Praͤſidenten uͤberlaſſen bleiben, das Maaß der Unterſtuͤtzung, denen Umſtaͤnden 
und dem Vermögen der Verwandten gemäß, zu beſtimmen. 
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Bei dieſem H. des Geſetzes⸗Entwurfs iſt ferner unterthaͤnigſt gebeten worden, unter denen 
Stiftungen und moraliſchen Perſonen, welchen die naͤchſte Verpflichtung zur Unterſtuͤtzung obliege, 
auch den Koͤniglichen Invaliden-Verſorgungs-Fond mit aufzunehmen. 

Zum $. 4. iſt angetragen worden, die Pflege ſolcher irren und mit ekelhaften Krankheiten 
behafteten Perſonen, welche dem Publiko nachtheilig werden koͤnnten, den Kommunen abzuneh— 
men und ſolche Subjecte den Provinzial-Anſtalten zur Pflege und Unterhaltung zu uͤberweiſen. 
Nicht minder aber mit Bezug auf den 2ten Zuſatz zu §. 1, den letzten Paſſum des €, 4. 

„oder die Zeit feiner Abweſenheit auf Erfuͤllung feiner allgemeinen Militair-Dienſtpflicht 
verwendet ꝛc. ꝛc.“ 
gaͤnzlich wegzulaſſen. 


Zu A. 5. iſt der Zuſatz gewuͤnſcht worden, daß die bis jetzt beſtehenden geſetzlichen Ber 


ſtimmungen wegen Verpflegung der Invaliden aus den Militair-Fonds und Verſorgung ber: 


ſelben in den Inſtituten, aufrecht erhalten und nachgegeben werden moͤge, daß die Verzicht⸗ 


leiſtung des Invaliden auf die Invaliden-Wohlthaten, nur ſo lange als guͤltig betrachtet werden 
duͤrfe, als der Invalide ſich ſeinen Unterhalt ſelbſt erwerben koͤnne. Fuͤr den Fall aber, daß 
er ſich zu einer Armen⸗-Unterſtuͤtzung qualificiren ſollte, daß dieſelbe aus dem Invaliden-Fond 
hergegeben werden muͤſſe 


Zum H. 7. wurde angetragen, 
daß unter denen unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Kindern, nur ſolche gemeint ſeyn ſollen, 
welche noch nicht das 15te Jahr erreicht haben; nach dieſer Zeit muͤßten ſie aber im Fall der 
Verarmung dem Provinzial- oder Kommunal-Fond desjenigen Ortes anheim fallen, in welchem 
fie wenigſtens ein Jahr ſich aufgehalten haben. Auch wuͤrden nach dieſem Grundſatz die . 2. 
und 3. in Hinſicht der Minderjaͤhrigen abzuaͤndern ſeyn. 
Zum §. 8. iſt der Zuſatz gewuͤnſcht worden, daß diejenigen Grundbeſitzer, welche von 
ihren Grundſtuͤcken Abbauten veranlaſſen, zur Unterſtuͤtzung der auf denſelben befindlichen 
Armen principaliter verpflichtet werden moͤgen. 
Nicht minder aber iſt dahin angetragen worden, den Schluß dieſes §. welcher mit den 
Worten beginnt: 
doch ſollen die Provinzial-Armen-Anſtalten ꝛc. 

in der Art zu faſſen: 
doch ſollen die Provinzial-Armen⸗Anſtalten verpflichtet ſeyn, die ihnen von Communen 
und Gutsherrn uͤberwieſenen Armen gegen Erſtattung der Koſten aufzunehmen, welche 
nach den Etats und Rechnungen der Anſtalt, fuͤr den Unterhalt eines Individui, 
exclusive der Gehaͤlter der Direction, nothwendig ſind. 


Denkſchrift 
vom 4. April 
1831. No. 45. 


Zu $ 11. wurde angetragen: 
daß auch hier die Entſcheidung der Kreisſtaͤnde oder deren Organe, unter Vorbehalt des 
Recourſes an den Koͤniglichen Ober-Praͤſidenten, eintreten duͤrfe. 

Die Begutachtung des vorliegenden Armen-Geſetzes hat die Provinzial-Staͤnde zu der 
Ueberzeugung geführt, daß es oftmals zeitraubend und nicht angemeſſen geweſen, die verfchier 
denen in provinzieller Hinſicht ſehr abweichenden Land = Armen Angelegenheiten der Landestheile 
Oſtpreußen und Litthauen und Weſtpreußen in der Geſammtheit der Provinzial-Staͤnde zu 
berathen. Wenn daher nad) §. 13 des Armen-Geſetzes die verſchiedenen Armen-Ordnungen 
der einzelnen Landes-Theile entworfen oder modificirt und dabei die Staͤnde zugezogen werden 
ſollen, ſo haben die Provinzial-Staͤnde den unterthaͤnigſten Antrag gemacht: 

ſowohl zur Begutachtung der noch zu entwerfenden Provinzial-Armen-Ordnung, als 
auch zur Bearbeitung der Landarmen-Angelegenheiten in den Landestheilen Weſtpreu— 
ßens einen Communal⸗Landtag und einen dergleichen für die Landestheile Oſtpreußen und 
Litthauen, huldreichſt anordnen und zu ſeiner Zeit zuſammen berufen zu laſſen. 


3. Der Geſetzes-Entwurf wegen der Verpflichtung der Kommunen neu anziehende Per— 
ſonen aufzunehmen und wegen ihrer Befugniß dergleichen Aufnahmen zu verweigern, iſt den 
Provinzial⸗Staͤnden gleichfalls zur Begutachtung anheimgegeben worden, und fie haben mit 
einem geſetzlich vollguͤltigen Beſchluß den Geſetzes-Entwurf im Allgemeinen angenommen; 
jedoch in der feſten Ueberzeugung, daß dieſes Geſetz nur alsdann uͤberall wohlthaͤtig wirken 
werde, wenn die Criminal-Koſten den Patrimonial-Gerichten ab- und auf Staats-Fonds uͤber⸗ 
nommen werden, haben ſie ſich den unterthaͤnigſten Antrag erlaubt, 

daß die Uebernahme der Criminal-Koſten der Patrimonial-Gerichte auf den Staats- 
Fond huldreichſt ausgeſprochen werden moͤge. 


Nachfolgende einzelne Bemerkungen die groͤßtentheils aus den Eigenthuͤmlichkeiten der 
Provinzen hervorgehen, find bei folgenden A8, gemacht worden. 

Zum F. 1. iſt um eine Deklaration gebeten, was unter der unmittelbaren Obrigkeit der 
Ortſchaft, außer den benannten Magiſtraͤten und Gutsobrigkeiten, zu verſtehen ſey? So beſtehe 
3. B. in Litthauen, eine große Zahl von Ortſchaften und Domainen-Doͤrfern, deren ehemaliger 
Vorſtand der Domainen Beamte geweſen, die jetzt aber unmittelbar unter dem Landrath ſtehen, 
wogegen andere Domainen-Guͤter mit ihren Hinterſaaßen, Intendanten haben. Es duͤrfte 
daher näher zu beſtimmen ſeyn, ob die Ausübung der in Rede ſtehenden Befugniſſe und Ver— 
pflichtungen bei Domainen-Doͤrfern denen Schulzen-Aemtern, oder denen Landraths-Aemtern 
zuſtehen ſolle. In Hinſicht der Staͤdte aber, in welchen die polizeiliche Gewalt von der magi— 
ſtratualiſchen Gewalt getrennt iſt, duͤrfte ausdruͤcklich auszuſprechen ſeyn, daß die polizeiliche 
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Gewalt ohne Zuſtimmung der magiſtratualiſchen Gewalt über die Aufnahme anziehender Pers 
ſonen nicht entſcheiden duͤrfe, vielmehr unter Orts-Obrigkeit im Allgemeinen, die Communal⸗ 
Behoͤrde zu verſtehen ſey. 

Zum F. 2. wurde angetragen, den Passum, 

ohne, daß ein ſolcher Ausweis ſogleich beim Anziehen von ihm gefordert worden, 
dahin abzuaͤndern: 

ohne, daß derſelbe ſich ſogleich bei ſeinem Anzuge gemeldet und gehoͤrig ſich ausge⸗ 
wieſen habe, ſo kann dieſer Ausweis gleichwohl ꝛc. 

Beim F. 4. iſt der Wunſch geaͤußert worden, daß die Gerichts-Behoͤrden angewieſen 
werden moͤchten, in allen Faͤllen, wo ein Verbrecher, nach abgebuͤßter Strafe, zur Detention 
verurtheilt worden, ſolches den betreffenden Kommunen bekannt zu machen. 

Zum F. 6. iſt die Beſorgniß angeregt worden, daß wenn Bettler aller Art zur Correction 
in die beſtehenden Landarmen-Haͤuſer geſchafft werden ſollen, dieſe Anſtalten ſehr leicht uͤberfuͤllt 
werden koͤnnten; da nun uͤberhaupt dieſe VBeſtimmung fuͤglicher für die neue Armen-Ordnung 
zu paſſen ſcheine, ſo baten die Provinzialſtaͤnde, daß der §. 6. nur mit der Faſſung aufge⸗ 
nommen werde: 

Bettlern aller Art und ihren Angehoͤrigen kann die Niederlaſſung verſagt werden. 

Der $. 10. dürfte zu der Beſorgniß Veranlaſſung geben, 
daß die Ausmittelung, ob die Verarmung in dem gegenwaͤrtigen oder fruͤheren Wohn⸗ 
orte eingetreten ſey, zu weitlaͤuftigen Prozeſſen fuͤhren koͤnne. 

Die Provinzial-Staͤnde machten daher den unterthaͤnigſten Antrag, 


7 


daß den Kreisſtaͤnden und den von ihnen gewaͤhlten Kreis-Armen-Commiſſionen unter 


dem Vorſitze des Landraths, das Recht beigelegt werden moͤge, uͤber die nach §. 10. 
des vorliegenden Geſetzes ſich ergebenden ſtreitigen Faͤlle zu entſcheiden. Sollte gegen 
dieſe Entſcheidungen der Recours eingewendet, oder ſollten mehrere Kreiſe hiebei in 
Conflict gerathen, fo dürfte dem Koͤnigl. Ober- Präfidenten die höhere Entſcheidung 
zuſtehen, und für den Fall, wenn das Intereſſe von Grenz-Kreiſen in zwei Ober— 
Präfidials Bezirken betheiligt ſeyn ſollte, demjenigen Ober-Praͤſidenten in deſſen Bezirk 
ſich der Arme befinde. 


4. In dem Allerhoͤchſten Landtags- Abſchiede vom gten Januar 1830 iſt sub I. No. 6. 
den Provinzial⸗Staͤnden auf die Denkſchrift vom Zen Februar 1829 
wegen der Taubſtummen-Anſtalten 
eroͤffnet worden, daß die Frage: 


ob die von den Staͤnden in Vorſchlag gebrachten Seminarien in Angerburg und Ma⸗ 
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rienburg, zur Verbindung mit zweien zu errichtenden provinzialſtaͤndiſchen Taubſtummen⸗ 

Schulen, geeignet ſeyn duͤrften, 
zur Erwaͤgung des Koͤniglichen Miniſterii der geiſtlichen Angelegenheiten geſtellt worden und 
daß fuͤr dieſen Fall das Geſuch um Einraͤumung von Gelaſſen in landesherrlichen Gebaͤuden 
an den genannten Orten, den Umſtaͤnden nach zu beruͤckſichtigen Allerhoͤchſt vorbehalten werde; 
dagegen die gebetene ſofortige Aufloͤſung der Verbindung der Provinz mit der Taubſtummen— 
Anſtalt zu Königsberg um deshalb nicht zulaͤßig erſcheine, weil die mit Ruͤckſicht auf dieſe 
Verbindung eingegangene Verpflichtung und feſtgeſetzten Ausgaben, nicht ſofort erloͤſchen und 
erſpart werden koͤnnten, daß jedoch die diesfaͤlligen Anträge der Stände auf jede mit den be— 
ſtehenden Verpflichtungen des Inſtituts vertraͤgliche Weiſe und zwar in der Art zu erfuͤllen 
geſucht werden ſollen, daß das Koͤnigliche Miniſterium der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten, durch 
Verminderung des angeſtellten Perſonale und ſonſtige Beſchraͤnkungen des Unterhaltungs-Auf— 
wandes, Erſparniſſe in den Ausgaben der Auſtalt bewirken werde, und dieſe Erfparniffe aus— 
ſchließlich den ſtaͤndiſchen Beitraͤgen zu gut gerechnet werden ſollen. 


In Gefolge dieſer Allerhoͤchſten Beſtimmungen hat der Koͤnigliche Ober-Praͤſident mit 
den Koͤniglichen Miniſterien Verhandlungen gepflogen, und er hat die Reſultate dieſer Verhand— 
lungen dem Provinzial-Landtage vorgelegt, nach welchen das Koͤnigliche Miniſterium einſtweilen 
Bedenken getragen hat, ſich uͤber die Qualification der Seminarien in Angerburg und Marien— 
burg, in Verbindung mit ſtaͤndiſchen Taubſtummen-Schulen, definitive zu entſchließen. 


Das Koͤnigliche Miniſterium hat dafuͤr gehalten, daß es zweckmaͤßig ſeyn duͤrfte, eine der 
beiden Taubſtummen-Schulen an ein Deutſches, die andere an ein polniſches Seminar anzu 
ſchließen und hat hinſichtlich des erſteren das Waiſenhaus zu Koͤnigsberg und hinſichtlich des 
letzteren das polniſche Seminar zu Graudenz vorgeſchlagen. 

Der Koͤnigliche Kommiſſarius hat hierauf den Provinzial-Landtag aufgefordert, dieſe An— 
gelegenheit nochmals in Erwaͤgung zu ziehen und einen endlichen Beſchluß daruͤber zu faſſen. 

In Betreff des Antrags auf Sonderung der ſtaͤndiſchen Freiſtellen von dem Daubſtum⸗ 
men⸗-Inſtitut zu Königsberg und Aufhebung der Verbindung der Stände mit dieſer Anſtalt, 
hat das Koͤnigliche Miniſterium das Verſprechen gegeben, daß die Einſtellung der ſtaͤndiſchen 
Zahlungen, fuͤr die Unterhaltung der Anſtalt ſpaͤteſtens mit dem 1ſten October d. J. als gewiß 
betrachtet werden koͤnne. Dagegen hat das Koͤnigliche Miniſterium die Anſpruͤche der Staͤnde 
auf Theilung des Capitals Vermögens der Taubſtummen-Anſtalt zu Königsberg für rechtlich 
begruͤndet nicht erachtet, da weder die Staͤnde ſich im Miteigenthum der Anſtalt befinden, noch 
auf das Erſparniß der Anſtalt Anſpruͤche machen koͤnnten, weil dieſes als ein acceſſoriſcher 
Erwerb der Anſtalt bei derſelben verbleiben muͤſſe. 
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In Gefolge dieſer Aufforderung des Koͤniglichen Kommiſſarii hat der Provinzial-Landtag 


nachſtehende, durch vollguͤltige Beſchluͤſſe gewonnene Erklaͤrungen abgegeben. 


Zufoͤrderſt iſt er des Dafuͤrhaltens, bei den Seminarien in Marienburg und Angerburg 


der bequemen Lage und der uͤbrigen zuſagenden Erforderniſſe, wegen, um fo mehr zu verbleiben, 
als es bei taubſtummen Kindern nur zweckmaͤßig ſeyn koͤnne, fie in der Landesſprache zu unferz 
richten, in dem Waiſenhauſe in Koͤnigsberg aber, eine der wichtigſten Beruͤckſichtigungen, die 
Kinder in Buͤrgerhaͤuſern unterzubringen, nicht füglich. ausgeführt werden koͤnne. 


Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher den beſtimmten Antrag gemacht, die Seminarien in 


Marienburg und Angerburg als Taubſtummen-Lehr-Anſtalten unter folgenden Bedingungen ins 
Leben treten zu laſſen: 


2. 


b 


D 


bei jedem Seminar einen Taubſtummen⸗Lehrer anzuſtellen. 
denſelben zu verpflichten, nicht allein die ihm uͤberwieſenen taubſtummen Sie; fondern 
auch die Seminariſten in der Taubſtummen⸗Lehr⸗ Methode zu unterrichten. 1 

jedem dieſer Lehrer ein Gehalt von 400 Nehle. jährlich inel. Wohnungs-Miethe auszu⸗ 
ſetzen, wobei derſelbe, Falls kein oͤffentliches Lokale vorhanden ſeyn ſollte, den Unterricht 
in ſeiner Wohnung ertheilen muͤſſe. 


d. zu den Büchern jedes Seminarii 50 Neblr. jährlich auszuſetzen. e 
e. die Kinder bei rechtlichen Familien, wo moͤglich bei Handwerkern, e 

f. den Unterricht auf drei Jahre zu beſchraͤnken. 

g. je 2 und 2 Landrathskreiſen, den Danziger Stadt⸗ und Landkreis für zwei N das 


Recht zu geben, nach der Reihefolge ein taubſtummes Kind in die Anſtalt zu ſchicken. 


. and den übrigen Seminarien jaͤhrlich 2 bis 4 Seminariſten nach Marienburg und Ans 


gerburg zu berufen, um die Lehr-Methode fuͤr eee ſich anzueignen,, wozu 100 
Rthlr. ausgeſetzt werden ſollen. n 
die gegenwaͤrtig in der Anſtalt zu Koͤnigsberg befindlichen zwölf ſtaͤndiſchen ee 
Kinder ſo lange in dieſer Anſtalt zu laſſen, bis ſie unmittelbar aus Koͤnigsberg in die 
Anſtalten nach Angerburg oder Marienburg gebracht werden koͤnnen. 


. im Fall es gegenwaͤrtig an guten Taubftummen Lehrern mangeln ſollte, die Se een 


aufzufordern, die dazu tauglichſten. Seminariſten für. Rechnung der Landarmen-Fonds 
nach Koͤnigsberg zu ſchicken, um daſelbſt die Methode des Unterrichts der Taubſtummen 
zu erlernen. 

die Koſten jedes Inſtituts von dem Landes-Theile, zu welchem es gehoͤrt, aufzubringen, 
in der Art, daß die Koſten fuͤr die Anſtalt in Angerburg von der Provinz Oſtpreußen 
und Litthauen, und die Koſten fuͤr die Anſtalt zu Marienburg von der Provinz Weſtpreu⸗ 
ßen getragen und aufgebracht werden muͤßten. 

4 
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m. für den Unterricht der Kinder wohlhabender Eltern, nach Maaßgabe des Wohlſtandes 
der Eltern, einen Beitrag von 24 bis 48 Rthlr. zu dem Landarmen-Fonds zu erheben. 

Wenn das Königliche Miniſterkum den Anſpruch der Provinzialſtaͤnde auf Theilung des 
Kapital-Beſtandes des Taubſtummen-Inſtituts zu Koͤnigsberg nieht fuͤr rechtlich begruͤndet ge⸗ 
halten hat, ſo haben die Provinzialſtaͤnde die ud Seiner Mäjeftär des Königs in Anſpruch 
genommen und unterthaͤnigſt gebeten: f 5 2 * 

daß der Kapital-Beſtand des Taubſtummen-Inſtituts zu Se E und bie 
Hälfte, die 2212 Rthlr. 15 Sgr. befragen wuͤrde, den Provinzial-Staͤnden zum Zweck 
der Einrichtung der Taubſtummen-Anſtalten in Angerburg und Marienburg uͤberwieſen 
werden moͤge. 

5. Nach dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom gten Januar 1830 sub I. 5. iſt 
beſtimmt worden, daß in Betreff der Ueberweiſung des Kloſters zu Jacobsdorff zur Errichtung 
einer Provinzial⸗Erziehungs-Anſtalt für ſittlich verwahrloſete Kinder, 

: da die Stände die ihnen geſetzte Bedingung der Aufbringung der deshalb erforderlichen 

Einrichtungs- und Unterhaltungskoſten abgelehnt haben, 

dadurch, und durch die von den Staͤnden bemerkte Ruͤckſicht, daß fuͤr den gedachten Zweck 
mehrere Privat- Vereine, theils ſich bereits gebildet hätten, theils im Entſtehen begriffen wären, 
dieſer Gegenſtand erledigt erſchiene /. daß des Koͤnigs Majeſtaͤt dennoch nicht abgeneigt wären, 
der Provinz zu der anderweit beabſichtigten Verlegung der mit den Provinziellen Landarmen— 
Haͤuſern zu Tapiau und Graudenz verbundenen Schul- und Erziehungs-Anſtalten fuͤr jugend— 
liche Verbrecher und Kinder verbrecheriſcher Eltern, durch unentgeldliche Ueberlaſſung des Klo— 
ſters zu Jacobsdorff nebſt Zubehör, auch ſofern dieſes für das genannte Beduͤrfniß nicht aus— 
reichen follte o durch Hergabe noch: eines andern disponiblen ehemaligen Kloſter-Gebaͤudes, jedoch 
gleichfalls nur mit der Maaßgabe zu Huͤlfe zu kommen, daß weder zu den diesfaͤlligen erſten 
Einrichtungs- noch zu den fernern Verpflegungs- und Unterhaltungs-Koſten, auf allgemeine 
Staatsfonds ein Mehreres uͤbernommen werden koͤnne, als was von ale nach der bis⸗ 
herigen Verfaſſung bereits zu leiſten geweſen iſt. . 5 

„In Gefolge dieſes Allerhoͤchſten Ausſpruchs iſt von den Provinzial-Staͤnden die weitere 
Erklaͤrung verlangt worden und die Provinzial⸗ Stände haben nicht geſaͤumt, nachſtehende Ers 
klaͤrung in Unterthaͤnigkeit abzugeben: 

a. die Errichtung einer Erziehungs-Anſtalt für ſittlich verwahrloſete Kinder duͤrfte nach der 
5 Erklaͤrung des Sten Provinzial Landtages und des e Landtags⸗ ee fuͤr 
erledigt anzunehmen ſeyn, aber auch 
sb. wuͤrde von der Errichtung einer Erziehungs- Anſtalt für jugendliche Verbrecher und Kinder 

verbrecheriſcher Eltern um deshalb abzuſtehen ſeyn, weil erſtere als Verbrecher den Straf⸗ 
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anſtalten ohnehin anheim fallen, letztere aber denen gleich geachtet werden mir, d die 

mit dem Namen ſittlich verwahrloſeter Kinder bezeichnet werden. 

6. Nach dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom Gren Januar 1830 No. J. 4. haben 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig die landesvaͤterliche Abſicht huldreichſt zu erkennen gegeben, dem 
Provinzial-Verbande, zur Einrichtung einer Provinzial-Irren-Anſtalt, das Kloſter Neuenburg, 
deſſen Vermoͤgen und ſaͤmmtliche Nutzungen uͤberweiſen zu laſſen, unter der Bedingung, daß 
die Staͤnde dieſe Anſtalt aus Provinzial-Mitteln einrichten und erhalten, und daß mit der 
Ueberweiſung bis zur Erklaͤrung des naͤchſten kandtages uber die 8 der Ei 
Bedingung Anſtand zu nehmen fey. 5 a 

Die Provinzial- Stände haben, indem fie mit dem ehrfurchtsvollſten 2 Dank bie Alerhöchſte 
Gnade erkannt und gewürdigt haben, den Gegenſtand mit Zuziehung der mit der Oertlichkeit 
und mit ſaͤmmtlichen Verhaͤltniſſen vertrauten ſtaͤndiſchen Landarmen-Kommiſſionen der reſpecti⸗ 
ven Provinzen in reifliche Berathung gezogen und hierauf in Erwägung, daß das Kloſter 
Neuenburg in der Art verfallen ſey, daß deſſen Herſtellung, ohne ganz unverhaͤltnißmaͤßige 
Koſten daran zu verwenden, unausfuͤhrbar ſeyn würde, nicht minder aber, daß dieſem Kloſter 
durchaus alle Raͤume fehlen, die ein Haupterforderniß zur Bewegung der Gemuͤthskranken in 
freier Luft ſind, einſtimmig beſchloſſen und unterthaͤnigſt darauf angetragen: 

a. daß die Irren-Anſtalt des Provinzial-Verbandes reſpective mit der Corrections-Anſtalt 
zu Graudenz für Weſtpreußen, und mit dem Landarmen⸗ Hauſe zu rn für Dfipreus 
ßen und Litthauen verbunden werden moͤge; 

b. daß das Kloſter zu Neuenburg nebſt deſſen Zubehoͤr verkauft und die Kaufgelder fuͤr den 
Zweck der anzulegenden Irren-Anſtalten denen Provinzen uͤberwieſen, und nach dem 
Verhaͤltniß der Seelenzahl fuͤr Oſtpreußen und Litthauen und fuͤr Weſtpreußen vertheilt 
werden moͤge. 4 

Die Provinzialſtaͤnde haben dabei noch bemerkt, daß die Unterſuchungen genügend aus— 
gewieſen haben, daß die Unterbringung der Irren in der Provinz Weſtpreußen in dem bis jetzt 
zum Zuchthauſe benutzten, der Provinz aber eigenthuͤmlich zugehoͤrigen Lokale zu Graudenz eben 
ſo vollſtaͤndig allen Erforderniſſen genuͤgen werde, als ſolches bei dem Landarmen-Hauſe zu 
Tapiau der Fall ſey, nicht minder aber, daß durch die Vereinigung der zu errichtenden Irren— 
Anſtalt mit den Landarmen-Haͤuſern ſehr bedeutende Koſten-Erſparniſſe eintreten wuͤrden. 

7. Dem Provinzial-Landtage war das Allerhoͤchſte Dekret vom 18ten Januar 1831 vor⸗ 
gelegt, nach welchem die über die Staͤdee-Ordnung vom 19ten November 1808 gepflogenen 
Verathungen ſaͤmmtlicher Stände der Monarchie fo verſchiedene Reſultate gegeben haben, 
daß des Koͤnigs Majeſtaͤt Bedenken getragen, die Staͤdte-Ordnung in den Provinzen, in welchen 
ſie bereits eingefuͤhrt iſt, abzuaͤndern. 

4 * 
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Dagegen haben Seine Majeſtaͤt eine neue Staͤdte-Ordnung entwerfen laſſen, welche zwar 
im Weſentlichen ganz auf der Grundlage der alten beruht, bei welcher aber die Ke ber Ein⸗ 
führung der letztern gemachten Erfahrungen benutzt find. 

Dieſe neue Staͤdte⸗ Ordnung ſolle mit Naͤchſtem publicirt werden, und wenn ſich bei 
deren Vergleichung mit der alten finden moͤchte, daß nach derſelben die ſtaͤdtiſche Adminiſtration 
mehr Feſtigkeit und Haltung gewinne, und die Gelegenheit zu manchen zeither ſtattgefundenen 
Zwiſtigkeiten beſeitigt werde; ſo ſoll nicht nur in dem Fall, wenn die Staͤnde der einen oder 
der andern Provinz Fünftig auf die Einführung der neuen Staͤdte-Ordnung in allen Städten 
der Provinz antragen moͤchten, einem ſolchen Antrage ſtattgegeben, ſondern auch, wenn einzelne 
Staͤdte die neue Staͤdte-Ordnung der alten vorziehen und um Einfuͤhrung der erſtern bitten 
möchten, der Miniſter des Innern und der Polizei authoriſirt ſeyn, die Gewährung einer folchen 
Bitte zu verfuͤgen. 

Da dieſe Allerhoͤchſte Mittheilung nur eine Benachrichtigung war, der nicht einſt das 
Geſetz über die neue Staͤdte-Ordnung beigelegen hat, fo haben die Provinzial-Staͤnde keine 
Veranlaſſung gehabt, über dieſe Mittheilung Beſchluͤſſe zu faſſen. 
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Ike Maupt-Abschnitt 
die von dem Provinzial: Landtage Seiner Majeftät dem Könige unterthaͤnigſt vorgetragenen 
Bitten und Anträge betreffend. 


Der Zuſammentritt der Landtags = Abgeordneten aus den verſchiedenen Theilen des Königs 
reichs war die Veranlaſſung die großen Bewilligungen zu preiſen, die des Königs Majeſtaͤt in 
den letzten Jahren den Provinzen angedeihen zu laſſen die Gnade gehabt haben, und das erſte 
Gefuͤhl welches die Provinzial-Staͤnde bei ihren Berathungen belebte, war das Gefuͤhl des un— 
terthaͤnigſten Dankes fuͤr dieſe mannigfaltigen Beweiſe landesvaͤterlicher Huld. Einſtimmig 
wurde daher beſchloſſen, Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige dieſen allerunterthaͤnigſten Dank in einer 
beſondern Denkſchrift abzuſtatten und in derſelben vorzugsweiſe auszuheben: die von des Koͤnigs 
Majeſtaͤt einer großen Anzahl von Grundbeſitzern gnaͤdigſt bewilligten Unterſtuͤtzungs⸗Darlehne, 
die Fruͤchte zu bringen anfangen und wodurch eine bedeutende Anzahl Guts-Eigenthuͤmer in 
dem Beſitz ihrer Grundſtuͤcke erhalten ſind; der gnaͤdigen Bewilligungen zu gedenken, durch 
welche die Merino-Zucht, eine die Boden- Rente reichlich vermehrende Huͤlfsquelle geworden iſt, 
und fuͤr die neuere Beſtimmung unterthaͤnigſt zu danken, nach welcher den Empfaͤngern die 
Ruͤckgabe der Schaafe in natura geſtattet und durch deren Öffentlichen Verkauf denen Land⸗ 
leuten, die fruͤher an jener Wohlthat nicht Theil genommen haben, eine Gelegenheit dargeboten 
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wird, edle Schaafe zu maͤßigen Preiſen zu erſtehen; nicht minder endlich, der reichlichen Unter— 
ſtuͤtzungen zu erwaͤhnen, die durch des Koͤnigs Majeſtaͤt Gnade denjenigen Niederungern gewor⸗ 
den ſind, die vor zwei Jahren den haͤrteſten Waſſerſchaͤden unterlegen waren. 

Die uͤbrigen dem Provinzial-Landtage zugegangenen Eingaben ſind, wie bei den fruͤhern 
Landtagen geſchehen, nach ihren Hauptgegenſtaͤnden in Klaſſen getheilt und bearbeitet worden 
und zwar: 


A. Gegenſtaͤnde, die Rechtsformen und Rechtsverwaltungen betreffend. 
1. In Weſtpreußen gelten in verſchiedenen Diſtricten ganz verſchiedene Rechte und ſelbſt 
in einzelnen Diſtricten werden mehrere aus verſchiedenen Rechtsquellen herruͤhrende Vorſchriften 
angewendet. Dieſe Verſchiedenartigkeit der Geſetzgebung iſt ſchon fruͤher als ein Mißverhaͤltniß 
erkannt und ſeit laͤnger als 30 Jahren die Zuſammenſtellung eines Weſtpreußiſchen Provinzialrechts 
angeordnet, auch angefangen, aber nicht vollendet worden. 
Die Provinzial-Staͤnde baten daher unterthaͤnigſt: 
die Arbeiten zur Zuſammenſtellung und Reviſion eines Provinzialrechts fuͤr Weſtpreußen 
wieder aufnehmen zu laſſen und durch Publication deſſelben der Provinz Weſtpreußen ein 
neues Denkmal landesvaͤterlicher Fuͤrſorge allergnaͤdigſt zu verleihen. 
2 


2. In der Regierungs-Inſtruction für Weſtpreußen vom 21ſten September 1773 it 
F. 13. für den Adel in den ehemaligen Palatinaten Culm, Marienburg und Pommerellen, in 
Gefolge des bei der Beſitzergreifung vorgefundenen jus terrestre nobilitatis prussiae, die 
Succeſſions-Ordnung dahin beſtimmt: 

daß die Soͤhne ein Erbrecht, die Toͤchter, wenn maͤnnliche Descendenten vorhanden, nur 
Anſpruch auf einen Brautſchatz haben, deſſen Betrag, wenn er nicht von den Eltern feſt— 
geſetzt iſt, vom vaͤterlichen Vermoͤgen fuͤr jede Tochter auf den vierten Pfennig gegen 
jeden Bruder, von dem muͤtterlichen auf 1 Pfennig gegen 2 Pfennige, die der Bruder 
erhaͤlt, angenommen iſt. Das Gut ſelbſt kann dem Sohn durch elterliche Verfuͤgungen 
nicht entzogen werden und wird deshalb in gerichtlicher Taxe nach dem Ertrage zu 
6 pro Cent gewuͤrdigt. In der Seitenlinie beerbt der Bruder die Schweſter, aber nicht 
letztere den erſteren, ſo lange noch Bruͤder oder deren Descendenten am Leben ſind. 

Nach dieſen geſetzlichen Beſtimmungen wird mit Ausſchluß des ehemaligen Palatinats Culm 
und des Michelauer Landes (weil daſelbſt nach Aufhebung des Code Napoleon die Vorſchrif— 
ten des allgemeinen Landrechts eingetreten find) in den ehemaligen Palatinaten Marienburg und 
Pommerellen, die Erbſolge des Adels geordnet und es iſt in mehreren Faͤllen ſtreitig geweſen, 
ob dieſe Erbfolge nur fuͤr die Stammguͤter, oder auch fuͤr jede neu Angeſeſſene adelichen und 
ſelbſt für unangeſeſſene Perſonen adelichen Standes in Anwendung zu bringen ſey. 
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Alle Verhaͤltniſſe die aus dem ehemaligen Lehns-Nexus der bereits im Jahr 1776 allodi⸗ 


ficirten Guͤter entſtanden waren, ſind im Laufe der Zeit aufgeloͤſet, das beſtehende Erbfolge— 


Geſetz iſt daher von ſeiner Wurzel getrennt und hat den Zuſammenhang mit ſeiner innern Be— 
gruͤndung verloren. In den angrenzenden Provinzen Pommern und Oſtpreußen herrſchen min— 
der beſchraͤnkende Erbfolge-Geſetze und der Adel aus den ehemaligen Palatinaten Pommerellen 
und Marienburg fühle das Beduͤrfniß, nicht ausſchließlich für die männliche Descendenz zu 
ſorgen. 
| Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher auch die mehreren ihnen zugegangenen diesfaͤlligen An⸗ 
träge dahin unterſtuͤtzen zu muͤſſen geglaubt, 
daß des Koͤnigs Majeſtaͤt huldreichſt geruhen moͤge, auf geeignetem Wege, die Anſichten 
und Wuͤnſche des in den ehemaligen Palatinaten Marienburg und Pommerellen anſaͤßigen 
Adels vernehmen, und nach der zu erwartenden Vereinigung der diesfallſigen Wuͤnſche, die 
alte Erbfolge aufheben und eine neuere, auf die der betreffende Adel antragen moͤchte, 
einfuͤhren zu laſſen. 

3. Die Allerhoͤchſte Erklaͤrung im Landtags-Abſchiede vom 9ten Januar 1830 II. 6. 
daß der Antrag auf Uebernahme der Criminal-Gerichtskoſten auf Staats-Fonds „zur Geſetzes⸗ 
Reviſion gewieſen ſey, hat die Provinzial-Staͤnde mit der Hoffnung der einſtigen Gewaͤhrung 
dieſes unterthaͤnigen Geſuches erfuͤllt. Es dürfte aber eine theilweiſe Gewaͤhrung ihrer Wuͤnſche 
ſchon jetzt und vor erfolgter Eintretung der Geſetzgebung eintreten koͤnnen, wenn in dem Pro— 
vinzial-Verbande des Koͤnigreichs Preußen die Grundſaͤtze angewendet wuͤrden, die in der 
Provinz Schleſien gelten. 

Durch das Reſcript des Königlichen Juſtiz-Miniſterii vom Gren Januar 1816 (v. Kamptz 
Jahrbuͤcher Band VII. S. 23.) iſt den Gutsbeſitzern in Schleſien zugeſtanden: 
daß wenn wegen folgender Verbrechen: 
wegen Diebſtahl mit Waffen und in Banden, 
Raub und Straßen- Raub, 
Mord auf oͤffentlichen Fuß- oder Fahrwegen, 
d Brandſtiftung, oder 
KI Muͤnzverfaͤlſchung 
auf 10 jaͤhrige Einſperrung oder auf Einſperrung bis zur Begnadigung, auf welche vor Ablauf 
von 10 oder mehreren Jahren nicht anzutragen, oder auf eine noch härtere Strafe erkannt wor: 
den, die Koſten aus öffentlichen Fonds entrichtet werden ſollen. 
Die Provinzial-Staͤnde baten unterthaͤnigſt: 
dieſe Beſtimmungen auch fuͤr den Provinzial-Verband des er Preußen für 
geltend zu erklären, 


4. Durch die erfolgte Regulirung der bäuerlichen Verhaͤltniſſe find vielfältig Abbauten 
erfolgt und die Parzellirungen werden taͤglich häufiger, wodurch zwar die Zahl der Bewohner 
in den Guͤtern vermehrt, aber auch den Jurisdictionarien neue Jurisdictions-Laſten auferlegt 
werden, deren Ausgleichung auf irgend eine Art die Billigkeit erheiſchen duͤrfte. 
In der Provinz Brandenburg gilt bereits die geſetzliche Beſtimmung, daß ein jeder der 
ein Wohngebaͤude auf ein Grundſtuͤck eines regulirten Bauern erbaut oder uͤbernimmt, jaͤhrlich 
Einen Thaler als Jurisdictions-Kanon an den Gerichtsherrn zu entrichten die Verpflichtung 
habe, und es darf weder der Gutsherr den Konſens zur Parzellirung ertheilen noch die Hypo— 
theken-Behoͤrde den Beſitz-Titel einer ſolchen dismembrirten Stelle berichtigen, ehe die gericht— 
liche Uebernahme dieſes Jurisdictions-Kanons erfolgt iſt. 
Die Provinzial-Staͤnde baten daher unterthaͤnigſt: 
die Einfuͤhrung dieſes Jurisdictions-Kanons auch in den Provinzen des Koͤnigreichs 
Preußen huldreichſt genehmigen zu wollen. , 

5. Der F. 13. im 213. Zuſatz des Oſtpreußiſchen Provinzial-Landrechts verordnet: 
daß der Real-Zehnte, die große Kalende oder Petition und der Sack-Zehnte in 
ſofern ſolche nach dem Hufenmaaß entrichtet werden, durch Vermehrung der Be— 
ſitzer keine Abaͤnderung erleide; in Anſehung der Leiſtung nach den Feuerſtellen und 
Haushaltungen, ſo wie der kleinen und Geld-Kalende, findet bei Theilungen oder 
Abbauten zum Vortheil der alten Beſitzungen keine Verminderung der Abgaben ſtatt, 
und von der neuen Beſitzung muͤſſen ſie beſonders entrichtet werden. 

Auf Grund dieſer Verordnung fordern einige Geiſtliche von den dismembrirten Grund— 
ſtuͤcken, die oft nicht einmal einen kleinen Garten haben, das Getreide, die Kartoffeln, Erbſen, 
Flachs und andere Naturalien, welche der Beſitzer des Haupt-Grundſtuͤcks von ſeiner Acker— 
wirthſchaft entrichtet. 

Wenn gleich nach den Worten des Geſetzes die Geiſtlichkeit zu dieſer Forderung berech— 
tigt ſeyn dürfte, fo erſcheint es doch unangemeſſen und druͤckend, wenn derjenige welcher keine 
Bodenfrucht bauen kann, ſolche abliefern ſolle. 

Die Provinzial-Staͤnde erlaubten ſich aus dieſem Grunde die unterthaͤnigſte Bitte: 

den Zuſatz des Oſtpreußiſchen Provinzial-Rechts in Anſehung der kleinen Kalende, 
in ſofern ſie in Bodenfruͤchten entrichtet wird, dahin abaͤndern zu laſſen, daß bei 
Theilungen oder Abbauten nur diejenigen Beſitzer, welche Land genug beſitzen uͤm 
die Kalende in Boden-Fruͤchten zu bauen, ſolche zu leiſten verpflichtet bleiben ſollen, 
dann aber auch, daß wenn dismembrirte Parzelen wieder zum Hauptgute zugefchlas 
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nicht aber zu der perſoͤnlichen Kalende, dem Hauptgute zuwachſen duͤrfe. 
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6. Dei ben Häufig eintretenden Fällen, daß die Patrimonial-Gerichtsbarkeiten mehrerer 
Guͤter, ohne zu einem Kreis⸗Patrimonial- Gericht vereinigt zu ſeyn, von einem Richter oder 
Juſtitiarius verwaltet werden, wird darauf gehalten, daß von jeder Patrimonial-Jurisdiction 
für den Juſtitiarium ein Exemplar der Geſetz-Sammlung angeſchafft werde; außerdem hat 
jedes Dominium die Verpflichtung, ein Exemplar der Geſetz- Sammlung zu halten, und nur in 
einzelnen Faͤllen iſt ein Unterſchied zwiſchen groͤßern und kleinern Dominien gemacht, und jenes 
zwei Exemplare, dieſes aber nur ein Exemplar zu halten genoͤthigt worden. 

Die Verordnung über Einrichtung und den Verkauf der Geſetz- Sammlung vom 27ſten 
October 1810 nennt im §. 5. unter denjenigen, welche zur Haltung der Geſetz- Sammlung vers 
pflichtet ſind, die Dominien nicht, ſondern nur die Patrimonial-Gerichte und alle Gemeinden. 
Wenn nun der Zweck dieſes Geſetzes nicht die Förderung des Abſatzes der Geſetz- Sammlungen, 
ſondern nur die ausgedehnte Bekanntmachung der Geſetze ſeyn kann, und dieſer Zweck des Ge— 
ſetzes erreicht wird, wenn ein Exemplar der Gefeß- Sammlung da gehalten wird, wo mehrere 
Patrimonial-Gerichte in einem Gerichtshofe vereinigt find, fo haben die Provinzial-Staͤnde 
unterthaͤnigſt gebeten, Allerhoͤchſt feſtzuſetzen: 

daß nicht der Gerichtsherr und der Gerichtshalter jeder beſonders, ſondern nur jeder 

Gerichtsherr fuͤr ſich und ſeinen Gerichtsverwalter zuſammen, ein Exemplar der Geſetz— 

Sammlung zu halten verpflichtet ſeyn ſolle, und dieſe Regel nur da eine Ausnahme erleiz 

den duͤrfe, wo die Verwaltung mehrerer Patrimonial-Gerichte zu einem Gerichtshofe oder 

Kreis-Patrimonial- Gericht vereinigt iſt. 

7. Den auf dem vierten Provinzial-Landtage verſammelten Staͤnden ſind mehrere An⸗ 
traͤge aus den Kreiſen des Provinzial-Verbandes zugegangen, um ſolche des Koͤnigs Majeſtaͤt 
mit der unterthaͤnigen Bitte zu überreichen, dieſelbe der Kommiſſion zur Reviſion der Geſetzge— 
bung zur Eroͤrterung und moͤglichſten Beruͤckſichtigung vorlegen zu laſſen. 

Von dieſen Antraͤgen haben die Provinzial-Staͤnde bevorwortet: 

a. betreffend die Gerichts⸗-Sporteln, diejenigen Beſchwerden und Vorſchlaͤge die ihnen billig und 
gerecht erfchienen und die hier ſpeziell aufzuführen um deshalb nicht nothwendig erſchei— 
nen, weil keine beſtimmte Antraͤge gemacht, ſondern nur der Wunſch ausgeſprochen iſt, 

: daß dieſe Bemerkungen bei der Reviſion der Geſetzgebung hoͤhern Orts beruͤckſichtiget 
werden moͤgen. 

b. Betreffend die Depoſital-Ordnung. 

Nach den geltenden Vorſchriften hat der Eigenthuͤmer eines in das gerichtliche Depofitos 

rium niedergelegten Dokuments ꝛc. ꝛc. den Verluſt deſſelben ohne Entſchaͤdigung 
` zu beſorgen, der durch Zufall, Diebſtahl, oder Veruntreuung des Beamten verur— 
(oct wird. Dieſer Grundſatz dürfte mit den ſonſtigen liberalen Anſichten der Ge⸗ 
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ſetzgebung um deshalb nicht in Uebereinſtimmung zu bringen ſeyn, weil die Nieder— 
legung in der Regel unfreiwillig, in Folge geſetzlicher Anordnungen erfolgt und nach 
der Abgabe in das Depoſitorium der Eigenthuͤmer außer Stande iſt, fuͤr ſein Ei— 
genthum zu ſorgen, oder einer Verkuͤrzung deſſelben vorzubeugen, andererſeits aber 
der Staat fuͤr die Sicherheitsmaaßregel der Depoſitorien Anordnungen trifft, die 
Beamten anſtellt, controllirt und die angeſtellten Beamten von den Depofitiong- 
Gebuͤhren beſoldet. 
Die Provinzial⸗Staͤnde baten daher unterthaͤnigſt: 
daß es geſetzlich ausgeſprochen werden moͤge, daß der Eigenthuͤmer der auf geſetz— 
liche Anordnung im gerichtlichen Gewahrſam niedergelegten Gegenſtaͤnde nicht fer— 
ner den Verluſt erleiden duͤrfe, der durch Zufall, Diebſtahl, oder Veruntreuung der 
Beamten die Deponenten betroffen habe, ſondern daß in dergleichen Faͤllen die 
vollſtaͤndige Entſchaͤdigung des Deponenten der Staat uͤbernehmen moͤge. 
c. Es iſt daruͤber Beſchwerde gefuͤhrt worden, daß in einigen Faͤllen denen Syndicis der 
Magiſtraͤte die Befugniß beſtritten ſey, in Communalz Angelegenheiten rechtsguͤltige Pacht— 
und Mieths⸗Vertraͤge über Gegenſtaͤnde von 200 Rthlr. und darüber abzuſchließen. Wenn 
es indeſſen den Anſchein haben duͤrfte, daß denen Magiſtrats-Syndicis daſſelbe Recht zu— 
ſtehe, welches in dieſer Beziehung den Syndicis der Credit-Syſteme beigelegt iſt, ſo haben 
die Provinzial» Stände unterthaͤnigſt gebeten: 
dieſe Verhaͤltniſſe zu beruͤckſichtigen und die Syndici der Magiſtraͤte, bezüglich der 
Aufnahme rechtsguͤltiger Pachts- und Mieths-Vertraͤge in Communal-Angelegen- 
heiten, denen Syndicis der Kredit-Syſteme gleich zu ſtellen. 
d. So ſehr die geſetzliche Verpflichtung, daß die Gemeinde den Geiſtlichen und Schullehrern 
bei ihrem Anzuge Fuhren geſtellen muͤſſen, in der Natur der Sache und in dem Beduͤrf— 
niſſe der Geiſtlichen und Schullehrer gegruͤndet iſt, ſo wird dieſe Laſt dennoch druͤckend, 
wenn Geiſtliche und Schullehrer die Stellen oftmals wechſeln, beſonders da dieſer oͤftere 
Wechſel gewoͤhnlich die kleinern und aͤrmern Gemeinden trifft. 
Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt angetragen: 
bei der Reviſion der Geſetze auch dieſe Verhaͤltniſſe zu beruͤckſichtigen und feſtzuſetzen, PR 8 
ST " É Denkſchrift v. 
daß der Geiſtliche und Schullehrer welcher vor Ablauf von fuͤnf Jahren ſeine 29. Maͤrz 1831. 
Stelle aufgiebt und zu einer andern uͤbergeht, die Verpflichtung haben muͤſſe, der No. 12. 
Gemeinde, welche er verlaͤßt, die Anzugsfuhren zu erſtatten. j 
8. Unter denen Geſetzen, deren genaue Kenntniß jedem Unterthan ſehr wichtig iſt, iſt das 
Stempel⸗Geſetz eines der erſten. Das Stempel-Geſetz vom "ren März 1822, bereits neun Jahre 
in Anwendung, iſt indeſſen noch jetzt nicht verſtanden; Gerichte und Verwaltungs- Behörden 
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und alle die dieſem Geſetze Folge zu leiſten haben, ſchweben ſehr häufig in Zweifel und gerathen 
in einen Meinungsſtreit über den eigentlichen Sinn der geſetzlichen Verfügung. Hieraus ent— 
ſteht nicht nur eine verſchiedenartige Anwendung des Geſetzes, gewoͤhnlich zum Nachtheil derer, 
welche die Steuer bezahlen, ſondern auch für unverſchuldeten Irrthum muß durch die zu zah— 
lende Stempel- Strafe gebuͤßt werden. Ueber die Dunkelheit dieſes Geſetzes und uͤber die 
Strenge deſſelben in einzelnen Poſitionen iſt von ſo vielen Seiten Klage gefuͤhrt worden, daß die 
Provinzial-Staͤnde die unterthaͤnigſte Bitte gewagt haben: 

eine Reviſion dieſes Geſetzes und eine deutlichere Faſſung deſſelben allergnaͤdigſt anordnen 

zu laſſen. 

Zugleich haben die Provinzial-Staͤnde mehrere auffallende und druͤckende Stellen des Stem— 

pel⸗Geſetzes ausgehoben und unterthaͤnigſt gebeten: 

bei der Reviſion der Stempel-Geſetze dieſe Punkte einer nähern Prüfung unterwerfen 

zu laſſen. 


9. Schon auf dem erſten preußiſchen Provinzial-Landtage haben die Staͤnde in der Denk— 
ſchrift vom 20ſten Dezember 1824 No. 7. die unterthaͤnigſte Bitte gewagt, daß die Koͤnigliche 
General-Kommiſſion den Königlichen Regierungen als ein Zweig der Verwaltung beigeſellt, 
und dem Koͤniglichen Ober-Praͤſidenten untergeordnet werden moͤchte. 

Den zum zweiten Landtage verſammelten Provinzial-Staͤnden wurde bei der Eroͤffnung 
deſſelben bekannt gemacht, daß die in dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom 17ten Auguſt 
1825 ertheilte Beſcheidung: daß über dieſen Gegenſtand noch die ausfuͤhrlichen Berichte der Ber 
hoͤrden erfordert worden, ſo weit befolgt und die Vorbereitungen in der Art vorgeſchritten ſeyen, 
daß die diesfaͤlligen Einleitungen in Betreff der Geſchaͤfte der General-Kommiſſion zu Marien⸗ 
werder im Werke waͤren. 

Von dem dritten Provinzial-Landtage wurde dieſe Angelegenheit abermals in Erinnerung 
gebracht und nach dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom oteu Januar 1830 haben die 
Staͤnde den Beſcheid erhalten, daß ihre Bitte durch die mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets-Ordre 
vom 15ten Dezember 1827 befohlene Reviſion der Geſchaͤfts-Ordnung für die General-Kom— 
miſſtonen, ihre Erledigung finden wuͤrde. Seit dem Erlaß dieſer Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre 
find bereits mehr als drei Jahre verfloſſen, ohne daß dieſe Angelegenheit im Weſentlichen ge⸗ 
aͤndert worden. 

Die Provinzial-Staͤnde wiederholten daher ihre frühere unterthaͤnigſte Bitte dahin: 

des Königs Majeſtaͤt wolle gnaͤdigſt geruhen, die General-Kommiſſtonen aufheben und die 

Geſchaͤfte derſelben denen Regierungen als einen beſonderen Verwaltungs - Zweig überz 

weiſen zu laſſen. 
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10. In dem dritten Provinzial-Landtage haben die Provinzial Stände allerunterthaͤnigſt 
angetragen, mit Aufhebung des Muͤhlen-Geſetzes vom 29ſten Maͤrz 1808 das Muͤhlen-Geſetz 
vom 28ſten October 1810 auch fuͤr Oſtpreußen, Litthauen und den Marienwerderſchen Kreis 
geltend zu erklaͤren, oder für den Fall der Nichtgewaͤhrung die Entſchaͤdigung der Muͤhlen-Ei— 
genthuͤmer fuͤr die verlorne Muͤhlen-Pacht oder den Muͤhlen-Kanon auf Staats-Fonds zu 
uͤbernehmen, und den Muͤhlen-Zwang als allgemein aufgehoben zu erklaͤren. 

Die huldreiche Beruͤckſichtigung dieſer Antraͤge erkennen die Provinzial-Staͤnde aus dem 
Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom gten Januar v. J. II. 3. dankbarlichſt an, fie wurden 
aber durch die hohe Wichtigkeit zu dem unterthaͤnigſten Antrage bewogen, 

daß es des Koͤnigs Majeſtaͤt huldreichſt gefallen moͤge, das vorgetragene Geſuch zu 
genehmigen und bis zum Erlaß der diesfaͤlligen Allerhoͤchſten Entſcheidung das Muͤh— 
len-Geſetz vom 26ſten October 1810 auch für Oſtpreußen, Litthauen und den Marien 
werderſchen Kreis als geſetzliche Vorſchrift geltend zu erklaͤren. 

11. Das dringende Beduͤrfniß 

eines Gewerbe-Polizei-Geſetzes, 
eines Wege- Reglements, 
einer Dorfs- und Communal-Ordnung und 
eines Geſetzes uͤber Servis-Verhaͤltniſſe in den Städten, 
wird ſo allgemein gefuͤhlt, daß die Provinzial-Staͤnde die unterthaͤnigſte Bitte gewagt haben, 
die Ausarbeitung dieſer ſchon fruͤher verheißenen Geſetzes-Entwuͤrfe beſchleunigen zu 
laſſen. 
B. Gegenſtaͤnde welche die Kreisſtaͤndiſchen und Militair-Verhaͤltniſſe 
betreffen. 

1. Es hat den Provinzial-Staͤnden nicht entgehen koͤnnen, daß die fo rege und dem Var 
terlandsfreunde ſo wahrhaft erhebende Theilnahme, mit welcher die von Seiner Majeſtaͤt dem 
Könige allergnaͤdigſt verliehene Einrichtung der provinzialſtaͤndiſchen Verfaſſung von den Bewoh— 
nern des Koͤnigreichs aufgenommen wurde, und welche ſich waͤhrend der beiden erſten Provin— 
zial⸗Landtage auf eine fo erfreuliche Weiſe kund gab, ſeitdem in einem bedeutenden Grade ab— 
genommen hat und jetzt nur noch bei den Einſichtsvollern anzutreffen iſt. 

Es wird darüber geklagt, daß viele Anträge ohne Erfolg geblieben, daß die Landtags⸗Ver⸗ 
handlungen nicht ausfuͤhrlich genug mitgetheilt werden, daß die Gruͤnde nicht bekannt werden, 
warum mehrere an den Landtag gelangte Anträge bei demſelben keine Beruͤckſichtigung gefunden 
haben. Ueberall wurde gewuͤnſcht, daß die ausführlichen Landtags = Verhandlungen durch den 
Druck bekannt gemacht werden möchten, ja es find ſogar Anträge eingegangen auf Aufhebung 
der Provinzial-Landtage, die dem Lande unnoͤthige Koſten verurſachen. 
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Dieſe betruͤbende Erſcheinung ſchien den Provinzial-Ständen vorzüglich darin ihren Grund 
zu haben, daß von den Provinzial-Landtagen Reſultate erwartet wuͤrden, die ſie ihrer Natur 
nach nicht haben koͤnnen. Andererſeits ließ es ſich aber auch nicht verkennen, daß die irrthuͤm— 
lichen Anſichten über die Beſtimmung der Provinzial-Landtage, als auch die geringe Theilnahme 
fuͤr dieſelben, dadurch gemehrt und begruͤndet wuͤrden, daß dem Publiko, im weitern Sinne des 
Worts, von den Landtags-Verhandlungen, insbeſondere aber von den Motiven zu den Landtags⸗ 
Beſchluͤſſen, bisher zu wenig bekannt geworden. 

Dieſe Verhaͤltniſſe haben die Provinzial-Staͤnde zu dem einſtimmigen Beſchluß veranlaßt, 
allerunterthaͤnigſt zu bitten: 

daß es bei den kuͤnftigen Provinzial-Landtags-Verſammlungen einem Ausſchuſſe, be: 
ſtehend aus drei Mitgliedern der verſchiedenen Stände, unter der Leitung des Landtags- 
Morſchalls, geſtattet ſeyn möge, einer dem Raume angemeſſenen Anzahl von Zuhörern 
den Zutritt zu den Landtags-Verſammlungen zu vergoͤnnen. 

2. Die Kreis-Ordnung fuͤr das Koͤnigreich Preußen vom 17ten Maͤrz 1828 enthaͤlt uͤber 
das Verfahren bei der Wahl der Landraͤthe, Kreis-Deputirten und andern von den Kreis-Ver⸗ 
ſammlungen zu waͤhlenden Beamten, keine zureichende Vorſchriften und auch nach der Aller— 
hoͤchſten Kabinets-Ordre vom 23ſten März 1830 find noch verſchiedene Zweifel bei dergleichen 
Wahlen uͤbrig geblieben. 

Insbeſondere aber iſt es der allgemeine Wunſch, daß die durch die Zulaͤßigkeit der Stell⸗ 
vertretungen bei den Wahlen in den Kreis-Verſammlungen möglichen Unregelmaͤßigkeiten verhin⸗ 
dert und denſelben vorgebeugt werden moͤchte. 

Die Provinzials Stände haben dahero, durch geſetzlich vollguͤltige Beſchluͤſſe, um nachſte— 
hende Abaͤnderungen und naͤhere Beſtimmungen der Kreis-Ordnung unterthaͤnigſt gebeten: 

a. daß bei der Wahl der Landraͤthe und Kreis-Deputirten und allen andern von der Kreis— 
Verſammlung zu erwaͤhlenden Individuen, eben ſo wie bei der Wahl der Abgeordneten 
zum Provinzial-Landtage, in der Regel keine Vertretung ſtatt finde, und nur ausnahms⸗ 
weiſe vertreten werden duͤrfe: 

aa. der unmuͤndige Gutsbeſitzer durch feinen Vormund, wenn dieſer Gatsbeſitzer im 
Stande der Ritterſchaft iſt. 

bb. Die Ehefrau durch ihren Ehegatten; 

ec. die unverheirathete Befigerin durch Gutsbeſitzer aus dem Stande der Ritterſchaft. 

dd. Andere qualificirte Beſitzer, wenn ſie entweder im Dienſt abweſend ſind, ober ſich 
außerhalb der Provinz aufhalten, oder ihre Krankheit durch Atteſte des Kreis-Phy— 
ſikus beſcheinigt haben, durch einen Bevollmaͤchtigten, der zu dem Stande der Rit⸗ 
terſchaft gehoͤrig ſey. 
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b. daß zu den Wahl⸗-Geſchaͤften der Kreis-Verſammlungen kein Individuum mehr als eine 
Vollmacht anzunehmen berechtigt ſeyn ſolle; 

c. daß die Wahl der Landraͤthe, Kreis-Deputirten und aller anderen von der Kreis-Ver⸗ 
ſammlung zu erwaͤhlenden Individuen, jedesmal durch Kugel- Ballotement erfolgen muͤſſe; 

d. daß bei allen andern, als den Wahl-Gefchäften der Kreis-Verſammlungen, die Vorſchrift 
der Kreis-Ordnung 9. 5. Litt. C. dahin erweitert werde, daß Wittwen befugt ſeyn ſollen, 
durch einen großjaͤhrigen Sohn ſich vertreten zu laſſen, wenn der Sohn auch ſelbſt kein 
Grundſtuͤck beſitzen ſollte. 


3. In Gefolge der Kreis-Ordnung für das Königreich Preußen vom 17ten März 1828 
und der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 19ten October 1828 ſind die Kreis-Deputirten in 
den Kreiſen gewaͤhlt worden, und es zeigt ſich im Fortgange ihrer Wirkſamkeit das Beduͤrfniß 
einer Inſtruction fuͤr die Geſchaͤfts-Wirkſamkeit der Kreis-Deputirten. Beſonders ſind Colli— 
ſions⸗Faͤlle eingetreten, in welchen es zweifelhaft geblieben, ob und in welchen Faͤllen der 
Kreis⸗Deputirte die ihm vom Landrath uͤbertragenen Geſchaͤfte übernehmen muͤſſe, oder ſolche 
ablehnen koͤnne. 

Die Eroͤrterung dieſes Gegenſtandes hat demnaͤchſt auch zu der Frage gefuͤhrt: ob bei 
laͤngerer Verhinderung eines Landraths, oder waͤhrend der Vacanz, die Geſchaͤfte des Landraths 
von einem andern als von dem Kreis-Deputirten verwaltet werden duͤrfen, und wenn ſolches 
zulaͤßig ſeyn ſollte, ob die Kreis⸗Deputirten verpflichtet wären, ſich einem von der Königlichen 
Regierung geſetzten Stellvertreter des Landraths unterordnen zu laſſen. 

In Beruͤckſichtigung Meter verſchiedenen Verhaͤltniſſe haben die Provinzial-Staͤnde die 
unterthaͤnigſte Bitte gewagt, 

daß eine Inſtruction für die Kreis-Deputirten, in welcher zugleich der Inhalt und die 

Grenzen ihrer Befugniſſe und Verpflichtungen zu beſtimmen ſeyn duͤrften, entworfen 

werden möge; nicht minder aber, daß die Anordnung getroffen werde, daß die Regie- 

rungen berechtigt ſeyn ſollen, die Beſtaͤtigung der Kreis-Deputirten zu verweigern, 
wenn ſolche notoriſch als nicht qualificirt dazu zu betrachten ſind, daß aber, wenn 
die Beſtaͤtigung einmal erfolgt ſey, die Kreis-Deputirten dadurch zur interimiſtiſchen 

Verwaltung der landraͤthlichen Geſchaͤfte als qualificirt anerkannt ſeyn muͤßten. 


4. Das Geſetz vom 3ten September 1814, über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt, hat 
ſich in ſeinem ganzen Weſen ſo vortrefflich bewaͤhrt, daß der Provinzial-Landtag nur einige 
Bemerkungen und Antraͤge bezuͤglich dieſes Geſetzes ſich erlaubt hat, die ohne die Heeres⸗ 
Macht fuͤr den wirklichen Krieg zu ſchwaͤchen, waͤhrend der Dauer des Friedens eine ſolche 
Beguͤnſtigung der gewerblichen Verhaͤltniſſe geſtatten, ſo wie ſie das Geſetz ſelbſt beabſichtigt. 
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a. bei den bis jetzt beſtehenden Beſtimmungen iſt es geſetzlich nicht erlaubt, daß Individuen 
vor zuruͤckgelegtem 25ſten Jahre aus dem ſtehenden Heere und der Kriegs-Reſerve, der 
Landwehr erſten Aufgebots, und vor zuruͤckgelegtem 32ſten Jahre der Landwehr zweiten 
Aufgebots, uͤberwieſen werden koͤnnen. Unter der Zahl der Kriegs-Reſerviſten und 
Wehrmaͤnner befinden ſich jedoch Individuen, deren Beruͤckſichtigung bis zum Moment 
wo auch das zweite Aufgebot herangezogen wird, fuͤr die gewerblichen Verhaͤltniſſe des 
Landes ſowohl, als fuͤr das vaterlaͤndiſche Heer ſelbſt, aus dem Grunde wuͤnſchenswerth 
ſeyn duͤrfte, weil die Kriegs-Reſerve und Landwehr alsdann nur aus ſolchen Individuen 
beſtehen wuͤrde, auf deren Abkoͤmmlichkeit immer ſicher gerechnet werden koͤnnte. 

Die Provinzial-Verſammlung hat daher, jedoch nur mit einfacher Stimmenmehrheit, 
den ehrerbietigſten Wunſch ausgeſprochen, 

daß der frühere Uebertritt aus dem ſtehenden Heere und der Kriegs- Reſerve in die Land— 
wehr erſten Aufgebots, und aus dieſer in das zweite Aufgebot, in beſondern Faͤllen, auch 
vor Zurücklegung der geſetzlich beſtimmten Jahre, geſtattet und Grundſaͤtze hierüber ge— 
ſetzlich beſtimmt werden moͤchten. 

Die Minderzahl war dagegen dafuͤr, daß es bei den beſtehenden geſetzlichen Beſtim— 
mungen verbleiben moͤge, beſonders weil die neueſte Kriegsminiſterielle Beſtimmung vom 25ſten 
Februar d. J. eine Klaſſification der Wehrmaͤnner erſten Aufgebots, nach ihrer groͤßern oder 
geringern Unabkoͤmmlichkeit, geſtatte. 

um jedoch die Ausfuͤhrung dieſer im wohlwollendſten Sinn abgefaßten hohen Verfuͤgung 
zu beguͤnſtigen, hat die geſetzliche Mehrheit ſich in der unterthaͤnigſten Bitte geeiniget: 

noch mehrere Leute aus der vorhandenen Zahl derer, die ſich vom Eintritt im ſtehenden 

Heere frei geloſet, den Landwehr-Bataillonen erſten Aufgebots uͤberweiſen zu laſſen. 

b. bei der bisherigen Repartition der Pferdegeſtellung zur Landwehr-Kavallerie auf die ein⸗ 
zelnen Bataillons- Bezirke, liegt die Vertheilung derſelben nach der Seelenzahl zum Grunde; 
bei der Sub-Repartition auf die Kreiſe, die einen ſolchen Bataillons-Bezirk bilden, iſt 
aber in einigen Gegenden der ee wie ihn die ſtatiſtiſchen Tabellen angeben, 
zum Grunde gelegt worden. 

Die Provinzal-⸗Staͤnde baten indeſſen unterthaͤnigſt: 
daß dieſe Sub-Repartition der Pferde-Geſtellung zur Landwehr auf die einzelnen Kreiſe, 
ſowohl zu den Friedens-Uebungen, als zur wirklichen Mobilmachung der Landwehr, 
überall ebenfalls nach der Seelenzahl erfolgen, den Kreiſen aber uͤberlaſſen bleiben muͤſſe, 
wie ſie hiernach die auf den Kreis treffenden Pferde in ſich aufbringen wollen. 

c. dagegen wurde für ganz zweckmaͤßig erachtet, die Geſtellung ſaͤmmtlicher Mobilmachungs⸗ 
pferde fuͤr die Armee, die aus Koͤniglichen Kaſſen bezahlt werden, nach dem Pferdebe— 


e. 


ſtande, wie ihn die ſtatiſtiſchen Tabellen, jedoch mit Ausſchluß der Fuͤllen ergeben, auf 
die einzelnen Keeiſe der reſpectiven Regierungs-Departements zu vertheilen, den Kreiſen 
ſelbſt aber die Aufbringung in ſich zu uͤberlaſſen, und es wurde nur unterthaͤnigſt gebeten, 

daß die Abnahme dieſer Pferde wo moͤglich in den Kreiſen ſelbſt, oder h nicht 

weiter als in dem Bataillons -Staabs-⸗ Quartier, erfolgen möge; 
um die beiden eben genannten Repartitionen ſowohl, als das ganze Erſatz-Geſchaͤft zu 
erleichtern, auch die Anzeigen des Umzuges von Individuen aus einem Bezirk in den 
andern zu vereinfachen, haben die Provinzial-Staͤnde die unterthaͤnige Bitte gewagt: 

da wo es ausfuͤhrbar ſeyn ſollte die Landwehr-Bataillons- Bezirke in der Art 

abzugrenzen, daß ſie aus ganzen landraͤthlichen Kreiſen zuſam men geſetzt wuͤrden. 
bei der Berathung mehrerer Antraͤge welche die Beruͤckſichtigung der eigenthuͤmlichen 
Verhaͤltniſſe, ſowohl der in den Navigations-Schulen gebildeten Leute, als auch ſaͤmmt⸗— 
licher Matroſen, bezweckten, wurden beſonders bevorwortet, daß die in Navigations- 
Schulen zu Schiffs- Kapitainen und Steuerleuten wiſſenſchaftlich ausgebildeten jungen 
Leute, wenn ſie bei der Pruͤfung durch die Kommiſſion fuͤr die Seeſchiffsfuͤhrer und See— 
ſchiffsbauer beſtanden, keiner anderweiten wiſſenſchaftlichen, auf Gymnaſtal⸗Schulkenntniſſe 
bezuͤglichen, Pruͤfung ſich zu unterwerfen haͤtten, ſondern daß ihnen alsdann dieſelben 
Beguͤnſtigungen wie den Volks-Schullehrern bewilligt werden möchten, Die Provinzial⸗ 
Staͤnde haben in Hinſicht dieſes und einiger anderer aͤhnlicher Antraͤge z. B. daß denen 
in der Navigations-Schule gebildeten jungen Leuten die Seereiſen, auch in europaͤiſchen 
Gewaͤſſern, auf die Ableiſtung ihrer Dienſtpflicht angerechnet werden moͤgen, nur im All— 
gemeinen die unterthaͤnigſte Bitte gewagt: 

ſolche geſetzliche Verfuͤgungen zu erlaſſen, durch welche die Seefahrer unſerer 

Kuͤſtenlaͤnder in den Stand geſetzt werden, ihrem fuͤr das Wohl des Landes ſo 

wichtigen Gewerbe nachzugehen und zugleich ihrer Pflicht als Vaterlandsvertheidi⸗ 

ger genuͤgen zu koͤnnen. 

C. Gegenſtaͤnde, polizeiliche Verhaͤltniſſe betreffend. 
1. Wenn gleich in neuerer Zeit vielfaͤltige beſchraͤnkende Verordnungen gegen Anlegung 


neuer Krug- und Schankſtellen ergangen ſind, ſo entſtehen dennoch fortwaͤhrend neue Anſtalten 
der Art, zum großen Nachtheil der alten mit Laſten beſchwerten Krugſtellen, und die Vermeh— 
rung dieſer Anſtalten iſt in vielen andern hoͤheren moraliſchen Beziehungen als verderblich 
zu achten. 


Die Provinzial Stände baten daher unterthaͤnigſt: 
bei Anlegung neuer Krug- und Schankſtellen, annalog dem Geſetz vom 28ſten October 
1810 in Betreff neuer Muͤhlen-Anlagen, durch oͤffentliche Bekanntmachung einen jeden 
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aufzurufen, etwanige geſetzliche Einwendungen gegen eine dergleichen neue Anlage 
beizubringen, demgemaͤß aber auch dieſe neue Anlage nicht eher zu genehmigen, bis 
etwanige geſetzliche Einwendungen beſeitigt ſind. 

2. Die Provinzial⸗Staͤnde haben auf ihre unterthaͤnigſte Antraͤge wegen Aufhebung des 
Abdeckerei-Zwanges in dem Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom gten Januar 1830 II. 15. 
die Zuſicherung erhalten, daß das Noͤthige bereits eingeleitet ſey, und ſie haben dem Reſultat 
dieſer Einleitungen vertrauungsvoll entgegengeſehen. 

Demohngeachtet werden von den Provinzial-Behoͤrden neue Verpachtungen von Abdek— 
kereien ausgeboten, und die veralteten Geſetze uͤber die Gerechtſame der Paͤchter derſelben 
durch wiederholte Publikanda in Erinnerung gebracht, wie ſolches der oͤffentliche Anzeiger des 
Oſtpreußiſchen Amtsblatts Nr. 45. vom 10ten November 1830 Seite 378 und das Oſtpreu— 
ßiſche Amtsblatt Nro. 52. vom 30ſten Dezember 1829 beweiſen. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt angetragen: 

die Beſchleunigung der Allergnaͤdigſt verheißenen Aufhebung des Abdeckerei-Zwanges 
anzubefehlen, bis zur Ausfuͤhrung derſelben aber, die Anſpruͤche der Abdecker auf kre— 
pirte Pferde und Haͤute von wirklich gefallenem Vieh zu beſchraͤnken. 


3. Das platte Land leidet dadurch bedeutend, daß ſich die unbemittelte und dienende 
Klaſſe der Landbewohner bei Krankheiten und Beſchaͤdigungen nur ſelten aͤrztliche Huͤlfe ver— 
ſchaffen koͤnnen, weil dieſe nach den Sägen der Medizinals Gebühren» Tare für fie zu koſtbar iſt. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten, 

daß denen Kreis-Phyſicis, und uͤberhaupt ſaͤmmtlichen beſoldeten Chirurgen und Medi— 
zinal-Perſonen, eine angemeſſene Zulage zu ihrem fixirten Gehalt aus Staats-Fonds 
bewilligt, dagegen ihnen aber die Verpflichtung auferlegt werden möge, denen unbemit- 
telten und dienenden Perſonen auf dem platten Lande, gegen ermaͤßigte Medizinal-Ge— 
buͤhren, ärztliche Huͤlfe zu leiſten. 


4. Das Koͤnigliche Miniſterium des Innern und der Polizei hat mittelſt Erlaſſes vom 
3ten Dezember 1830 verlangt, daß diejenigen Ausgaben, welche das Viehſterbe-Patent vom 
21ſten April 1803 auf die Kreis-Kaſſen angewieſen hat, aus dem Kreis-Kommunal-Fond, 
oder wo ein dergleichen noch nicht vorhanden ſeyn moͤchte, durch außerordentliche Beitraͤge von 
den Kreis⸗Eingeſeſſenen geleiſtet werden ſollen. Wenn indeſſen im Jahre der Emanirung dieſes 
Geſetzes noch keine Kommunal- Kreiskaſſen exiſtirt haben, alſo auch dergleichen Kaſſen in dem 
Geſetz nicht gemeint ſeyn koͤnnen, vielmehr der §. 121. deſſelben, 

„die Entſchaͤdigung für das nach der Vorſchrift des §. 38. getoͤdtete erkrankte Vieh 
„wird nach den Saͤtzen des vorigen §. aus den Beitraͤgen der Verſicherungs— 
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„Geſellſchaft, ſobald ſolche zu Stande gebracht iſt, gezahlt, bis dahin aber erfolgt 
„ſolche aus Koͤniglichen Kaſſen nach den Beſtimmungen der Departements“ 
kein Zweifel geſtattet, daß hier nur Koͤnigliche Kaſſen gemeint ſeyn koͤnnen, fo haben die Pro— 
vinzial⸗Staͤnde unterthaͤnigſt angetragen: 
daß in allen Faͤllen, wo das Viehſterbe-Patent in Anwendung kommen ſollte, die 
darin angeordneten Entſchaͤdigungen nach der bisherigen Uſance aus Staats-Kaſſen, 
nicht aber nach der neuern Deutung aus Kommunal-Kaſſen geleiſtet werden muͤßten. 

5. Es iſt das Veduͤrfniß einer Zuſammenſtellung der polizeilichen Geſetze ſchon ſo lange 
gefuͤhlt und gewuͤnſcht worden, daß es eine allgemeine Freude erregt hat, als von Seiten der 
Koͤniglichen Preußiſchen Regierungen ein Publikandum erſchien, welches ſeinem Titel nach, die— 
ſem Beduͤrfniß wenigſtens theilweiſe abzuhelfen verſprach. Um ſo unangenehmer war aber die 
Taͤuſchung, als bei näherer Wuͤrdigung des Publikandi, betreffend das Verfahren bei Ausübung 
der den Patrimonial-Gerichtsherren zuſtehenden polizeilichen Strafen — ſich ergab, daß ſein In— 
halt, weit entfernt uͤber den Zuſtand auch nur eines Theils der polizeilichen Verfaſſung ein 
helles Licht zu verbreiten, vielmehr geeignet ſchien, die Verwirrung der Anſichten daruͤber zu 
vermehren; denn es iſt darin weder der Rechte desjenigen Theils der Polizei-Hoheit, der in 
der Polizei-Aufſicht beſteht, noch der Disciplinar-Rechte erwaͤhnt. Die Befugniß zur Cognis 
tion in Unterſuchung und Veſtrafung geringer Polizei-Vergehen iſt nur auf die A6, 61. 62. 
des allgemeinen Land-Rechts Thl. II. Tit. 17. beſchraͤnkt, da doch der §. 63. offenbar mit 
§. 61 und 62. in unmittelbarer Verbindung ſtehet und nicht davon haͤtte getrennt werden 
ſollen. Die Stellvertretung der Gutsherren iſt durch eine unrichtige Deutung der dabei bezo— 
genen Deklaration vom 10ten Februar 1827 ausgeſchloſſen worden, obſchon eine ſolche Stell— 
vertretung bei dem gleichzeitigen Beſitz mehrerer Guͤter unvermeidlich und geſetzlich anerkannt 
iſt, indem in einzelnen Faͤllen auf die Ernennung ſolcher Stellvertreter ausdruͤcklich gedrungen 
worden. 

Ein großer Nachtheil entſteht aber aus dieſen Publikandis dadurch, daß ſie durch Still— 
ſchweigen uͤber die polizeilichen Hoheits- und Disciplinar-Rechte der Gutsherren die Begriffe 
uͤber die Befugniſſe derſelben verwirren, und ein Schwanken in der Ausuͤbung der Polizei-Ge— 
ſetze hervorbringen. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 

die Zuruͤcknahme der Verfuͤgungen der Koͤniglichen Regierungen uͤber das Verfahren 
bei Ausuͤbung der den Patrimonial-Gerichtsherren zuſtehenden polizeilichen Strafen hoch— 
geneigteſt zu veranlaſſen. 

6. Die Koͤniglichen Regierungen haben theils von den an den Chauſſeen angrenzenden 
Grundbeſitzern, theils von den nahe gelegenen Kommunen, die unentgeltliche Raͤumung der 
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Chauſſeen von Schnee-Anhaͤufungen verlangt, und dieſer Anſpruch iſt um ſo laͤſtiger geweſen, 
als im erſten Falle die Anzahl der Haͤnde, die zuſammen gebracht werden konnten, fuͤr die 
noͤthigen Anſtrengungen nicht zureichte, im letztern Falle aber die Arbeiter oft! mehrere Meilen 
machen mußten, um den Ort zu erreichen, woſelbſt ihre Thaͤtigkeit gebraucht wurde. In beiden 
Faͤllen hat der Glaube, daß keine geſetzliche Verpflichtung zur Dienſtleiſtung dieſer Art exiſtire, 
eine allgemeine Unzufriedenheit erregt, und in Erwaͤgung der Beſtimmung des Allgemeinen 
Landrechts Thl. II. Tit. 15. A, 11., nach welcher der Staat gegen den Genuß der demſelben 
von der Landſtraße zukommenden Nutzung, fuͤr die Unterhaltung und Bequemlichkeit derſelben 
zu ſorgen verpflichtet iſt; in Erwaͤgung ferner, daß nach der Beſtimmung des allgemeinen 
Land⸗Rechts Thl. II. Tit. 15. §. 17. bei Anlegung von Kunſt- oder Dammſtraßen, ſtatt ordiz 
nairer Landſtraßen, die zur Wege-Arbeit verpflichteten Einwohner nur nach dem Maaße zu 
helfen ſchuldig ſind, nach welchem ſie bei Anlegung einer gewoͤhnlichen Landſtraße Dienſte thun 
muͤſſen; endlich aber auch, da nach der Beſtimmung des allgemeinen Land-Rechts Thl. II. 
Tit. 15. §. 24. zu Wege- Reparaturen, die ohne Verſchuldung der zur Wege-Arbeit verpflich— 
teten Einwohner entſtanden ſind, dieſelben nur in dem Maaße angezogen werden koͤnnen, als ſie 
bei der Anlegung derſelben verbunden ſind; erſcheint es als unzweifelhaft, daß der Staat prin— 
cipaliter verpflichtet bleibe, gegen den Genuß der Chauſſeegelder, fuͤr die Unterhaltung, die 
Sicherheit und Bequemlichkeit derſelben zu ſorgen, und es duͤrfte nur noch uͤbrig bleiben zu 
ermitteln, in welchem Verhaͤltniß die Arbeiten der Schnee-Abraͤumung von den Kunſtſtraßen 
zu denjenigen Huͤlfsdienſten ſtehen, die von den zu Wegearbeiten verpflichteten Einwohnern bei 
der Reparatur gewoͤhnlicher Landſtraßen geſetzlich gefordert werden koͤnnen. 


Die Erfahrung lehre in dieſer Hinſicht, daß Huͤlfsdienſte bei gewöhnlichen Landſtraßen im 
Winter beinahe niemals vorfallen, dagegen veranlaßten die dichten Baumpflanzungen bei Kunft- 
ſtraßen das Anhaͤufen des Schnees auf dem Fahrwege und das Abraͤumen deſſelben von großen 
Strecken mit ungewoͤhnlichem Kraft-Aufwande; wird nicht in jedem Winter einmal, ſondern 
oft monatlich ja woͤchentlich mehrere Male nothwendig. 


Das Veduͤrfniß zu ſolchen Huͤlfsarbeiten iſt dahero bei Kunſtſtraßen in einem ſolchen 
Maaße geſteigert, daß die Leiſtungen bei gewoͤhnlichen Landſtraßen in keinen Betracht kommen, 
und da ſolche Schnee-Raͤumungen lediglich zu den eigenthuͤmlichen Nachtheilen der Kunſtſtraßen 
gehören, die nach §. 11. THE II. Tit. 15. des allgemeinen Land- Rechts Seitens des Staats 
abgeholfen werden mëtten, fo haben die Provinzial: Stände den unterthaͤnigſten Antrag gemacht, 

daß die Naͤumung der Kunſtſtraßen von Schnee-Anhaͤufungen nicht ferner zu einer 
Kommunal⸗Laſt gemacht, ſondern aus den Einnahmen, welche die Kunſt-Straßen dem 
Staate gewähren, beſtritten werden moͤge. 


ur. 49, ge 


7. Die Provinzial Stände haben in Gefolge eines geſetzlich vollguͤltigen Beſchluſſes 
unterthaͤnigſt gebeten, 
daß in denjenigen Landestheilen, in welchen neben der deutſchen Sprache noch eine 
andere Sprache im Volksgebrauch ſey, die Behoͤrden gehalten ſeyn ſollen, ſowohl die 
Geſetz-Sammlung als auch die Amtsblaͤtter und überhaupt alle oͤffentliche Bekannt⸗ 
machungen in beiden Sprachen zu publiciren. 


8. Die polizeiliche Verwaltung im Regierungsbezirk Gumbinnen iſt fruͤher durch mehrere 
Domainen⸗- und Intendantur-Aemter unterſtuͤtzt worben, nach deren Aufhebung aber den Lands 
raths-Aemtern zugefallen, ohne daß denſelben für eine fo bedeutende Ausdehnung ihres Wir— 
kungskreiſes zureichende Adminiſtrations-Mittel gewaͤhrt worden find. Daraus hat ſich aber 
der große Uebelſtand entwickelt, daß es nicht moͤglich geweſen in den von den Sitzen der Land— 
raths-Aemter entfernten Ortſchaften die Polizei ſo gut zu STEE als es die Aufrechthal- 
tung der oͤffentlichen Ordnung wuͤnſchenswerth mache. 


Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt angetragen: 
daß in dem Regierungs-Bezirk Gumbinnen die polizeiliche Kreis-Adminiſtration zweck⸗ 
maͤßiger und der Verfaſſung der andern Provinzen annaͤhernder eingerichtet werden 
moͤge. 


9. Die Provinzial-Staͤnde haben in Erfahrung gebracht, daß der Verordnung vom 21ſten 
Juli 1827, wegen Einfuͤhrung eines gleichen Wagen- und Schlitten-Geleiſes im Koͤnigreich 
Preußen entgegen, viele neue Fuhrwerke nach den alten Dimenfionen angefertigt, und beſonders 
in den groͤßern Staͤdten die geſetzlichen Beſtimmungen daruͤber außer Acht gelaſſen werden ſollen. 
Die Provinzial-Staͤnde haben daher ehrerbietigſt angetragen: 
daß die Strafbeſtimmungen der Allerhoͤchſten Verordnung vom 21ſten Juli 1827, welche 
auf die Nichtbeachtung der vorgeſchriebenen Dimenfionen bei Anfertigung oder Nepas 
ratur von Fuhrwerken aller Art Anwendung finden ſollen, mit mehrerer Aufmerkſam— 
keit und Strenge von den betreffenden Behoͤrden gehandhabt werden moͤgen. 


10. Die in den letzten Friedens-Jahren in mehreren Theilen der Monarchie ſtattgefun⸗ 
denen bedeutenden Chauſſee-Bauten ſind auch theilweiſe auf den Provinzial-Verband des 
Königreichs Preußen ausgedehnt worden. Eine Vergleichung mit den übrigen Provinzen der 
Monarchie ergiebt aber, daß um ihnen gleich zu kommen, in hieſigen Provinzen noch eirca 100 

Keilen Chauſſee gebaut werden müßten. 

Die Provinzials Stände hatten ſich durch dieſe Thatſachen veranlaßt geſehen unterthaͤnigſt 
zu bitten: 
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bei der Repartition der jährlich zu Chauffee - Bauten zu verwendenden Geld - Summen 
darauf zu ruͤckſichtigen, daß die Provinzen Preußens allmälig den übrigen Provinzen 
gleich geſtellt, fo wie, daß dieſe Bauten auf ſolchen Haupt- Richtungen ausgeführt 
werden moͤgen, welche den Abſatz Seewaͤrts befoͤrdern. 

Die Provinzial-Staͤnde haben ferner gebeten, 

den Bau der Chauſſee auf den Haupt» Richtungen ausſchließlich aus Königlichen Kaſſen 
ausfuͤhren zu laſſen, dagegen wenn dieſe Bauten vollendet ſeyn ſollten, zur Ausfuͤh⸗ 
rung der Chauffeebauten auf den Nebenrichtungen F bis 5 der Anſchlags-Summen 
auf Staats-Fonds zu Übernehmen und zu dem Reſte Privat- Unternehmer zu engagi⸗ 
ren, die unter denen im Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiede vom 17ten Maͤrz 1828 ver⸗ 
heißenen Bedingungen den Chauſſeebau auf Actien und gegen Praͤmien uͤbernehmen 
moͤchten. 

Bei dieſer Gelegenheit haben die Provinzial-Staͤnde eine Nachweiſung derjenigen Haupt⸗ 
und Nebenſtraßen zur hoͤhern Pruͤfung und dereinſtigen Beruͤckſichtigung beigelegt, die nach 
dem Beduͤrfniß des Landes zum Chauſſeebau vorzugsweiſe zu beachten nothwendig ſeyn duͤrften. 

Zugleich aber haben die Provinzial-Staͤnde noch den ehrfurchtsvollen Antrag gemacht, 

die Projecte zur Waſſer-Verbindung aus dem Maurer-See durch die Angerapp in 
den Pregel, desgleichen aus dem Geſerich in den Drauſen-See, ſo wie die Schiffbar⸗ 
machung der Kiddow mit der Netze, naͤher pruͤfen, und im Fall der Zweckmaͤßigkeit 
und Ausfuͤhrbarkeit wieder aufnehmen zu laſſen. 


D. Gegenſtaͤnde, den Handel der Provinzen des Koͤnigreichs Preußen 
betreffend. 


1. Dem Provinzial-Landtage iſt von Seiten der Kaufmanns-Aelteſten zu Danzig eine 
Darſtellung der Wirkungen des Zoll-Geſetzes vom 26ſten Mai 1818 und deſſen Nachtrages vom 
13ten Juli 1829 uͤbergeben worden, welche derſelbe um ſo mehr zu unterſtuͤtzen und die Dar⸗ 
ſtellung der Denkſchrift beizulegen ſich verpflichtet gehalten hat, als aͤhnliche Beſchwerden aus 
Pillau, Koͤnigsberg und den andern See-Staͤdten eingegangen ſind. 

Es iſt in jener Darſtellung ausgefuͤhrt worden, daß die genannten Zoll-Geſetze von der 
Art ſind, daß es ſich wohl zutrage, daß anerkannt unſchuldige Perſonen, die keine Abſicht haben 
die Königlichen Zoll⸗Gefaͤlle zu defraudiren, wegen zufaͤlliger Mängel in den Steuer-Deklara⸗ 
tionen hart beſtraft werden muͤſſen; wie ſolches mit mehreren hollaͤndiſchen Schiffs-Kapitainen 
bereits der Fall geweſen, deren Deklarationen nicht voͤllig richtig befunden worden. 

Es iſt nicht zu bezweifeln, daß der in neuerer Zeit durch eine unrichtige Deklaration uns 
gluͤcklich gewordene Schiffs-Kapitain Waterbork durch Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs Gnade 
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von der über ihn verhaͤngten Strafe befreit werden wird, ja es iſt ſogar bekannt geworden, 
daß in Veranlaſſung dieſes Vorfalls miniſterielle Inſtructionen an die Provinzialz Steuer + Dirr 
ctoren ergangen ſind, in deren Folge den Seeſchiffern ein Ausweg eroͤffnet wird, um die ihnen ſo 
gefaͤhrliche Deklaration vermeiden zu koͤnnen. Wenn indeſſen durch abhuͤlfliche Inſtructionen 
der Koͤniglichen Miniſterien an die Provinzial-Behoͤrden keinesweges Vertrauen und Sicherheit 
in dem Gewerbe hergeſtellt werden koͤnnen, ſo lange ſolche durch ein gedrucktes und oͤffentlich 
promulgirtes Geſetz gefaͤhrdet ſind, ſo kann noch weniger eine guͤnſtigere Wirkung im Auslande 
davon erwartet werden, vielmehr wird Furcht und Abneigung, Frachten auf preußiſche Haͤfen 
anzunehmen, immer vorherrſchend ſich zeigen. 

Dem Vertrauen und der Neigung zum Einfuhr- und Tranſito-Handel in und durch die 
preußiſchen Seehaͤfen ſind die oben angefuͤhrten Geſetze entſchieden nachtheilig geweſen. Abhel— 
fende Inſtructionen, vorzuͤglich wenn ſie die Unausfuͤhrbarkeit des Geſetzes einerſeits anerkennen, 
anderſeits aber, indem ſie den Schiffern erlauben die Deklarationen zu unterlaſſen, bei dieſem 
Erlaß andere laͤſtige Folgen anknuͤpfen, koͤnnen keinesweges dem Handel die beabſichtigte Sicher— 
heit und Erleichterung gewaͤhren; daher haben auch die Provinzial-Staͤnde unterthaͤnigſt gebeten: 

den Geſetzes-Zuſatz vom 13ten Juli 1829 zuruͤcknehmen zu laſſen und mit Benutzung 
der ſeit 1818 gemachten Erfahrungen und der Geſchaͤfts-Kenntniß bewaͤhrter Kaufleute 
aus den Seeſtaͤdten, das Zoll-Geſetz vom 26ſten Mai 1818 mit Bezug auf den Gre 
handel umarbeiten zu laſſen, dieſem eine freie Bewegung zu geſtatten; das Streben 
Einzelner nach kleinlichen Vortheilen innerhalb des Buchſtaben des Geſetzes nicht durch 
immer uͤberbietende Strenge der Formen an dem Ganzen zu ahnden; den wirklichen 
Defraudanten zwar nie zu ſchonen, dagegen aber Anſpruͤche auf ein das Rechtsgefuͤhl 
ſchonendes Verfahren dem Handelsſtande in feiner Beziehung zur Steuer-Behoͤrde in 
ſo weit zu bewilligen, als gleichmaͤßiges Fortſchreiten mit den uͤbrigen Staͤnden des 
Preußiſchen Staats in ungezwungener und gewiſſenhafter Beugung unter die Geſetze 
des Landes demſelben nicht abzuſprechen ſeyn dürfte, 

2. Durch den Allerhoͤchſten Landtags- Abſchied vom gten Januar 1830 iſt die Erhoͤhung 
des Einfuhrzolles auf rußiſches Tauwerk noch vorbehalten worden. 5 

Nach ber! dem Provinzial⸗Landtage jetzt mitgeheilten Ueberſicht der Lage, in welcher die 
nach den fruͤhern Allerhoͤchſten Landtags-Abſchieden noch weiter zu eroͤrtern geweſenen Angelegen— 
heiten ſich befinden, ſcheint aber hervorzugehen, daß die Erhoͤhung des Einfuhrzolles fuͤr rußi— 
ſches Tauwerk nur vor der Hand nicht habe ſtatt finden koͤnnen, weil der bisherige Zolltarif 
bereits auf die Dauer des Jahres 1831 verlaͤngert worden. 

Es duͤrfte aber hieraus und aus denen den Keiffchlägerh in Danzig unmittelbar zugegan⸗ 
genen abſchlaͤglichen Veſcheidungen wegen Hergabe ſolcher Fonds, aus denen die Maſchienen 


Denkſchrift v. 
22. Maͤrz 1831 
No. 2. 


Denkſchrift v. 
28. März 1831 
No. 5. 


— 46 — 


zu Verfertigung des Tauwerks angeſchafft werden koͤnnten, die Ueberzeugung gewonnen werden, 
daß die Erhaltung der inlaͤndiſchen Reifſchlaͤgereien durch Unterſtuͤtzungen zur Einfuͤhrung von 
Maſchienen nicht bewirkt werden koͤnne, und es bliebe alſo nur die Hoffnung uͤbrig, daß ein 
Schutzzoll auf rußiſches Tauwerk wirklich beabſichtigt werde. 

Wenn nun aber mittlerweile die rußiſche Regierung, welche die Ausfuhr des Hanfes mit 
einem Zoll von 1 Rubel 14 Kopeken Silber vom Schiffspfund belegt, den bisher beſtandenen 
Zoll auf die Ausfuhr des Tauwerks zufolge einer oͤffentlichen Bekanntmachung in No. 111. der 
Spenerſchen Zeitung vom 14ten Mai 1830 gaͤnzlich aufgehoben hat, und auf die dadurch ver— 
mehrte Nothwendigkeit eines Schutzzolls preußiſcher Seits hinweiſet und in jeder Hinſicht recht— 
fertigt, ſo haben die Provinzial-Staͤnde unterthaͤnigſt gebeten: 

diejenigen Maaßregeln, welche zur Erhaltung der inlaͤndiſchen Reifſchlaͤgereien Allerhoͤchſten 
Orts beabſichtigt ſcheinen, bald ins Leben treten zu laſſen, und dadurch der vorzuͤglich 
von Danzig aus geſchilderten Noth und gaͤnzlichen Verarmung der dortigen Reifſchlaͤger 
ein Ziel zu ſetzen. 

3. Die fruͤheren Provinzial-Landtage haben, indem ſie um einen Schutzzoll auf das in die 
Conſumtion des Landes uͤbergehende polniſche Getreide gebeten, den unbeſteuerten Tranſito⸗ 
Handel auf der Waſſerſtraße bevorwortet, und es iſt dieſer Gegenſtand nach dem Wunſche des 
Handelſtandes in den Seeſtaͤdten eingerichtet worden. 

Es hat ſich aber in der neueſten Zeit ein ſehr lebhafter Einfuhrhandel auf der preußifch- 
polniſchen Landgrenze entwickelt, wodurch die Städte Graudenz, Culm, Thorn, Inſterburg und 
Zitt veranlaßt find, bedeutende Vorraͤthe von polniſchem Getreide aufzukaufen. Wenn gleich 
fie für dieſe Zeit vom polniſchen Roggen keine Konſumtions-Steuer zu entrichten haben, fo wird 
dieſe Steuer dennoch von andern Getreide-Gattungen erhoben, welche uͤber die Landgrenze von 
Polen einkommen. 

Um bieten Getreide-Handel jetzt und in der Folge mit derſelben Beguͤnſtigung als die 
Seeſtaͤdte betreiben zu koͤnnen, haben die Provinzial-Staͤnde unterthaͤnigſt dahin angetragen: 

daß die Getreide-Einfuhr von Polen nach Preußen uͤber die Landgrenze auf denſelben 
Fuß eingerichtet werden moͤge, als dieſelbe auf den Stromgrenzen eingerichtet iſt, daß 
dieſem gemäß in denjenigen Städten, in welchen Steuer-Conto-Buchhaltereien zulaͤſſig 
ſind, denen Kaufleuten geſtattet werden moͤge, Getreide-Kontos zum auswaͤrtigen Abſatz 
zu halten; daß die Getreidefuhren, wenn ſie uͤber die Grenze kommen, nicht mehr die 
Konſumtions⸗Steuer, fondern nur ein Pfand dafür zu deponiren gehalten ſeyn ſollen, 
und daß dieſes Pfand ihnen wieder erſtattet werden muͤſſe, wenn fie bei der Nuͤckkehr 
den Beweis beibringen, daß dieſes Getreide an Konto haltende Kaufleute verkauft und 
zum auswärtigen Debit aufgeſpeichert ſey. 


Bei dieſem unterthaͤnigen Antrage haben die Provinzial: Stände aber zum Voraus geſetzt, 
daß fo lange die Korngeſetze in England und andern Staaten beſtehen, die preußiſchen Provin⸗ 
zen durch merkliche Schutzzoͤlle auf das in dieſelben zur Conſumtion uͤbergehende polniſche Ge⸗ 
treide geſichert werden und bleiben moͤgen, weil es nicht zu verkennen ſey, daß in Zeiten, wenn 
die Getreide-Ausfuhr durch gute Erndten im Auslande gehemmt iſt, die Urſache der gegen die 
anderen Provinzen verhaͤltnißmaͤßig viel niedrigern Getreide-Preiſe groͤßtentheils in dem der 
Conſumtion des Koͤnigreichs Preußen immer entbehrlichen Zufluß des polniſchen Getreides zu 
ſuchen ſeyn duͤrfte. 

4. Wenn gleich zu gewoͤhnlichen Zeiten und bei gewoͤhnlichen Handlungs-Conjuncturen 
die Geldmittel der Banko-Comtoirs zu Königsberg und Danzig zu Darlehnen gegen Unterpfand 
von Getreide vollkommen ausreichen, ſo duͤrften dennoch die Bemerkungen der Kaufleute zu 
Königsberg und Danzig, daß das Quotum der Beleihung ſich nicht nach den Marftpreifen der 
zu verpfaͤndenden Waaren zu richten pflege, nicht unbegruͤndet ſeyn, wenn gleich die vollſtaͤndige 
Sicherſtellung der darleihenden Inſtitute jederzeit als Grundprinzip geltend bleiben muͤſſe. 

Namentlich beziehen ſich dieſe Bemerkungen auf die Grundſaͤtze nach welchen die Vanko⸗ 
Comtoirs Anleihen gegen Verpfaͤndung von Getreide zu machen pflegen. 

Hier wird der Mittelpreis wohlfeiler Jahre und reicher Erndten angenommen und dann 
zwei Drittel dieſes Preiſes vorgeſchoſſen, dergeſtalt, daß das Maximum nicht einen Thaler fuͤr 
den Scheffel Weitzen und 10 bis 15 Silbergroſchen fuͤr den Scheffel Roggen uͤberſteigen darf. 
Nicht ſelten aber tritt eine Reihefolge von Jahren ein, in welchen der Marktpreis des Weitzens 
zwiſchen 23 und 3 Thaler und der des Roggens zwiſchen 1 Rthlr. und 1 Rthlr. 15 Sgr. ſich 
ſtellt, und der Handelſtand nennt dergleichen Preiſe den eigentlichen Mittelwerth der beiden 
genannten Fruchtgattungen. 

Wenn nun die Koͤniglichen Banko-Comtoirs ihren Vorſchriften zufolge den Scheffel Weir 
zen niemals höher als mit 1 Kthlr. und den Scheffel Roggen nur mit 10 bis 15 Sgr. beleihen, 
fo entſtehet aus dieſem Umſtande das Verhaͤltniß, daß der Handelsſtand nur 3 bis zur Hälfte 
feiner Koſten und des eigentlichen Mittelwerths auf fein Getreide als Darlehn erhalten kann. 

Solche beſchraͤnkende Einrichtung koͤnne nicht lebendig genug zur Befoͤrderung des Ver— 
kehrs einwirken und wenn in Erwaͤgung gezogen wird, daß die Beleihungen der Koͤniglichen 
Banko⸗Comtoirs von 3 zu 3 Monaten gemacht und alsdann abgeloͤſet, oder erneuert werden, 
fo ſcheint die Sicherſtellung dieſer Jaſtitute jedenfalls begruͤndet zu ſeyn. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher die ehrerbietigſte Bitte vorgetragen: 

die Koͤniglichen Banko-Comtoirs zu Koͤnigsberg und Danzig zu autoriſiren, die anzu⸗ 
leihenden Summen bei Lombards⸗-Geſchaͤften im Verhaͤltniß der wahren Mittelpreife 
der Pfand : Gegenſtaͤnde erhoͤhen zu dürfen. 
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Die Banfo = Comtoird befchränfen in der Regel ihre Beleihungen auf die beiden Handels- 
plaͤtze, in welchen ſie ihren Sitz haben. In dem Provinzial-Verbande befinden ſich aber an den 
Ufern der Fluͤße mehrere zum Handel vortheilhaft gelegene kleine Städte, in Oſtpreußen Tilfe, 
Inſterburg und Wehlau, ſo wie in Weſtpreußen Dirſchau, Mewe, Schwetz, Thorn, Marienburg, 
Culm und Graudenz. 

Die ſe Staͤdte treiben nach Koͤnigsberg und Danzig einen ziemlich ausgebreiteten Produ⸗ 
cten⸗Handel, welcher indeffen einer weit groͤßern Ausdehnung fähig werden koͤnnte, wenn nicht 
Mangel an Handels-Kapitalien ſo allgemein waͤre. 5 

Um den Handel dieſer Staͤdte zu beleben wuͤrde es hoͤchſt erwuͤnſcht ſeyn, wenn den 
Banko⸗Comtoirs in Königsberg und Danzig die Befugniß ertheilt würde, auch in bieten Staͤd— 
ten Darlehne gegen Pfaͤnder denen Kaufleuten zu gewaͤhren, und die Provinzial-Staͤnde SCH 
daher unterthänigft gebeten: 

in Zukunft auch dem Handelsſtande in den oben erwaͤhnten Oſt- und Weſtpreußiſchen 
Staͤdten, durch die Königlichen Banko-Comtoirs in Koͤnigsberg und Danzig, Darleihen 
gegen Unterpfaͤnder auf die uͤblichen Bedingungen zu bewilligen, und dieſe Unterpfaͤnder 
durch die Orts-Vehoͤrden zur Verfuͤgung der Koͤniglichen Banko-Comtoirs bis zur 
Berichtigung der angeliehenen Summen aſſerviren zu laſſen. N 

5. Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt haben bereits in den fruͤhern Landtags-Abſchieden auf 
die unterthaͤnigſten Bitten der Provinzial-Staͤnde, fuͤr die Befoͤrderung und Verbeſſerung der 
Tuch-Fabrikation in dieſer Provinz zu ſorgen, huldreichſt einzugehen geruhet, und es find dem 
Provinzial-Landtage Mittheilungen geworden, daß wahrſcheinlich zum bevorſtehenden Fruͤhjahr 
die Beſchluͤſſe der Koͤniglichen Miniſterien ſo weit gefoͤrdert ſeyn werden, daß uͤber das Kloſter 
zu Neuſtadt zur Anlegung von Tuch-Manufacturen disponirt werden koͤnne. 

Bei der Aufmerkſamkeit, die der Provinzial-Landtag dieſem Gegenſtande gewidmet hat, 
hat es ihm nicht entgehen koͤnnen, daß der Verfall fruͤherer nicht unbedeutender Tuch-Fabriken 
außer dem durch das Prohibitiv-Syſtem einiger Nachbar-Staaten erſchwerten Abſatz inlaͤndiſcher 
Fabrikate, die vorgeſchrittene Maſchienen-Fabrikation dieſen Induſtriezweig immer mehr in die 
Haͤnde einzelner Kapitaliſten gebracht habe, wobei die Provinzen Preußens, bei dem Mangel an 
Kapitalien und bei der zu ſolchen Unternehmungen noͤthigen vielſeitigen Sachkenntniß, zuruͤckblei⸗ 
ben mußten, obgleich die Zunahme der Wollproduction die Verarbeitung dieſes Materials in 
der Provinz ſelbſt beguͤnſtiget haben wuͤrde. 

In Beruͤckſichtigung e Verhaͤltniſſe haben die Provinzial-Staͤnde die ehrerbietigſte 
Vitte gewagt, e 

daß Seine Königliche Majeſtaͤt folche bedeutende Summen, als früher in Schlefien und 
den Marken an Fabrif = Unternehmer uͤberwieſen worden, auch für die oͤſtlichen Provinzen 
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unter ähnlichen Bedingungen aus Staats- Fonds herzugeben, allergnaͤdigſt geruhen 
moͤchten; 

indem alsdann zu erwarten ſtehe, daß ſich nicht nur qualificirende Subjecte zur Einrich⸗ 

tung dergleichen Tuch-Manufacturen an dazu geeigneten Orten finden, ſondern, daß ſich auch 

Unternehmer zur Anlegung von groͤßeren gegen Lohn arbeitenden Spinnereien, und gehoͤrigen 
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Appretur-Anſtalten und Faͤrbereien, an denjenigen Orten niederlaſſen duͤrften, welche noch mit 6. April 1831. 
Tuchmachern angefuͤllt find, die jetzt in ihrem Gewerbe zuruͤckbleiben muͤſſen, weil ihnen dergleichen No. 43. 


Anſtalten in ihrer Naͤhe fehlen. 
E. Gegenſtaͤnde finanzielle Verhaͤltniſſe betreffend. 
1. Mehrere Beſchwerden darüber, daß in der Provinz Weſtpreußen der bei der Ver— 
theilung von Natural-Leiſtungen zum Grunde gelegte ſogenannte reducirte Hufenſtand zu Praͤ— 
gravationen einzelner Kreiſe gefuͤhrt, hat dem Provinzial-Landtage der Erwaͤgung werth 
geſchienen. 
Es haben naͤmlich die Regierungen nach Verſchiedenheit der Ertragsfaͤhigkeit ſechs Klaſſen 
angenommen, dagegen ſind bei einigen Kreiſen Behufs der Repartition einzelner Leiſtungen nur 
zwei oder drei Klaſſen angenommen; dieſe letzteren Klaſſen ſind nun aber irrthuͤmlich fuͤr die 
(fe 2te 3te Klaſſe des ſogenannten reducirten Hufenſtandes geachtet und hienach bei Verthei— 
lung von Leiſtungen nothwendigerweiſe Ueberbuͤrdungen einzelner Kreiſe eingetreten. 
Es haben daher die Provinzial-Staͤnde unterthaͤnigſt gebeten: 
daß die beiden Regierungen in Weſtpreußen aus denen ihnen vorliegenden Materialien, 
mit Zuziehung von Deputirten der drei Staͤnde aus den ſaͤmmtlichen Kreiſen, dieſen 
reducirten Hufenſtand revidiren und auf dieſem Wege einen richtigen Maaßſtab zur 
Vertheilung von Natural Lieferungen und Leiſtungen ermitteln mögen. 

Zugleich haben die Provinzial-Staͤnde die unterthaͤnigſte Bitte angeknuͤpft: 
daß bei Repartitionen von Vorſpann-Geſtellungen auf denen Kreiſen nicht der Pferde: 
Beſtand, ſondern der Beſtand des Zugviehes als Maaßſtab angenommen werden möge, 

2. Die Beſtimmung des Allerhoͤchſten Landtags-Abſchiedes vom 17ten Auguſt 1825 B. 19 a. 

nach welchem 
das Geſuch um Aufhebung der im Culm- und Michelauſchen Kreiſe noch beſtehenden 
Offiara und Podymna, und um Wiedereinführung der in der Stelle jener Abgaben fruͤ— 
her beſtandenen altpreußiſchen Contribution in nähere Erwägung genommen werden 
ſolle, und des Koͤnigs Majeſtaͤt nicht abgeneigt geweſen, den hierunter geaͤußerten Wuͤn⸗ 
ſchen der Staͤnde zu entſprechen, 

iſt noch nicht in Ausfuhrung gekommen, vielmehr wird die Offiara und Podymna in den Gut: 

mer „und Michlauer“ Landen nach wie vor erhoben. 
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Die Provinzials Stande haben daher die vielfältigen aus dieſen Landen ergangenen Bitten 
und Beſchwerden in dem unterthaͤnigſten Antrage unterſtuͤtzt, 
daß in dem Culmer- und Michelauer- Lande die zur Zeit noch beſtehende Art und 
Weiſe die Grundſteuer zu erheben baldmoͤglichſt aufgehoben, d. h. die Offiara und 
Podymna abgeſchafft und dagegen die vor dem Jahr 1806 beſtandene altpreußiſche 
Kontribution wiederum eingefuͤhrt werden möge, 
F. Gegenſtaͤnde kirchliche und Schulen Angelegenheiten betreffend. 

4. Der Allerhoͤchſten Gnade Seiner Majeſtaͤt des Königs haben die Provinzen eine hin⸗ 
reichende Zahl von Gymnaſien zu danken, aber eine hoͤchſt bedeutende Lücke wird zwiſchen dem 
Gymnaſial⸗ und Elementar⸗ Unterricht täglich fuͤhlbarer. Waͤhrend die Gymnaſien ſtrenge an 
ihrem Zweck mit Anwendung aller ihnen zu Gebote ſtehenden Lehrſtunden und Uebung der 
Geiſteskraͤfte, hauptſaͤchlich durch gelehrte Sprachen halten, koͤnnen letztere nur einen duͤrftigen 
Unterricht in den niedern Elementar-Kenntniſſen gewaͤhren. 

Aber Gewerbe, Kunſt, Handel und Geſchaͤftsleben, alles hat einen hoͤhern Umſchwung und 
größere Anſpruͤche in der Ausübung gewonnen. Die Entdeckungen in den angewandten Wiſſen⸗ 
ſchaften, Laͤnder⸗ und Voͤlkerkunde und lebende Sprachen, dürfen dem gebildeten Mittelſtande 
nicht mehr fehlen, wenn er thaͤtig und erwerbend neben den Nachbar-Voͤlkern ſtehen will. 

Hiezu ſcheint die mehrere Verbreitung der hoͤheren Buͤrger-Schulen unerlaͤßlich zu ſeyn. 
Das Gymnaſium arbeite auf abſtracte Wiſſenſchaften fort, es bilde zu den Univerfitäten vor 
und ſchaffe Gelehrte. Die hoͤhere Buͤrger-Schule bilde nicht Gelehrſamkeit, ſie ſchaffe aber einen 
kraͤftigen Gewerbeſtand, der im Handel, Gewerbe, Agrikultur u. ſ. w. ſich die neueren Erfah- 
rungen eigen machen koͤnne, den die empfangene Bildung in den Stand ſetzt, jede Entdeckung 
in Chemie und Mechanik auf ſein Gewerbe anzuwenden. Sie bilde Offiziere, die durch lebende 
Sprachen und umfaſſendere Kenntniß von Geſchichte, Geographie und Huͤlfs-Wiſſenſchaften ſich 
zu ihrem Stande vorbereiten. Auf dieſe Weiſe wird die Luͤcke ſchwinden und hoͤhere Buͤrger— 
Schulen werden den Gymnaſien nuͤtzlich werden, da ſie ihnen die Ueberfuͤllungen entziehen und 
es moͤglich machen, die unteren Klaſſen von den Gymnaſien gaͤnzlich zu trennen. 

Wenn in 2 bis 3 landraͤthlichen Kreiſen eine Höhere Buͤrger-Schule gegruͤndet, tuͤchtige 
Lehrer angeſtellt und ein zweckmaͤßiger Lehrplan befolgt wuͤrde, ſo wuͤrden bald Kenntniſſe allge⸗ 
mein ſich verbreiten und Handel und Gewerbe in Bluͤthe treiben. Das hoͤhere Schulgeld wuͤrde 
einen Theil der Koſten decken, Gebaͤude zu dieſem Zweck ſich wohl ermitteln laſſen, aber ohne 
eine Beihuͤlfe des Staats die Errichtung hoͤherer Buͤrger-Schulen nicht durchgeführt werden 
koͤnnen, daher haben die Provinzial-Staͤnde unterthaͤnigſt gebeten, 

die Errichtung der hoͤhern Buͤrger-Schulen in der angetragenen Art allergnaͤdigſt an⸗ 
ordnen zu laſſen, wo es nothwendig ſeyn ſollte huldreichſt Zuſchuͤſſe zu bewilligen, und 


ein ſolches Inſtitut zunaͤchſt in der Stadt Hohenſtein errichten zu laſſen, woſelbſt nach 
dem einſtimmigen Gutachten des Königlichen Miniſterii und des Koͤniglichen Ober-Praͤ⸗ 
ſidenten eine höhere Bürger» Schule weit zweckmaͤßiger und zeitgemaͤßer, als die früher 
angetragene Errichtung eines Gymnaſü, erſcheinen duͤrfte. 


2. Die niederen Elementar⸗Schulen in den Städten und die Dorf-Schulen beſtreben ſich 
zwar der Jugend Religion, Moral und die noͤthigen Kenntniſſe im Leſen, Schreiben und Rech 
nen beizubringen. Mit dem Luten Lebensjahre verlaſſen aber die Kinder die Elementar-Schule 
und mit dieſem Augenblick hoͤrt in der Regel jeder Schulunterricht der Kinder der dienenden 
Klaſſe, der Losleute, kleinen Handwerker, auch wohl des niedern Bauerſtandes auf. Nur wer 
nige Jahre und das, was der Pfarrer und Lehrer muͤhſam in den Kopf und das Herz der Sin: 
der gepflanzt hat, verwildert und geht oft ganz verloren. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben geglaubt, daß die Errichtung von Sonntags⸗Schulen für 
die Kinder aus den niedern Staͤnden dieſem Uebel vorbeugen duͤrfte, wenn die Lehrer angehal— 
ten wuͤrden ſonntaͤglich zwei Stunden dem Unterricht unentgeldlich zu widmen, die gehoͤrte 
Predigt oder andere Religions-Gegenſtaͤnde mit den jungen Leuten durchzugehen und dabei 
Uebungen im Leſen, Schreiben und Rechnen zu wiederholen. 


Juͤnglinge und Maͤdchen von der Confirmation ab bis zum 17ten Jahre muͤßten dieſe 
Sonntags⸗Schule zu beſuchen angehalten, und der Lehrer angewieſen werden, fuͤr jedes Geſchlecht 
ſonntaͤglich mit der Schule abzuwechſeln. 

Die Provinzial⸗Staͤnde haben unterthaͤnigſt gebeten: 

zur Einrichtung ſolcher Sonntags-Schulen die noͤthigen Anordnungen und Befehle er: 
theilen zu laſſen. 


3. Bei einigen Gymnaſien iſt eine gewiſſe Lauheit und Mangel an Form und Lehr-Me⸗ 
thode bei Ertheilung des Religions- Unterrichts bemerkt worden, die dem Zweck, in den jungen 
Herzen der Schüler die Religion als Stuͤtze des ganzen Lebens feſt wurzeln zu laſſen, nicht ent⸗ 
ſprechen duͤrfte, und Eltern ſowohl als Geiſtlichen zu Beſorgniſſen fuͤr die Zukunft Veranlaſſung 
geben. ) 

um bieten Beſorgniſſen vorzubeugen dürfte es erwuͤnſcht und zweckmaͤßig ſeyn, daß in 
allen Gymnaſien der Religions-Unterricht von einem wiſſenſchaftlich ausgebildeten und als religioͤs 
anerkannten Geiſtlichen, der die Qualitaͤt eines Oberlehrers haben muͤßte, ertheilt werde, und 
daß die Methode nicht willkuͤhrlich, ſondern in allen Gymnaſien nach den Confeffionen auf zweck- 
mäßigen Huͤlfsmitteln beruhen muͤſſe, daß dazu wenigſtens täglich eine eehrſtunde verwendet und 
der Unterricht in jeder Klaſſe beſonders ertheilt werde. 
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Die Provinzial Stände haben dieſe ihre unvorgreiflichen Anſichten über den Religions- 
Unterricht in den Gymnaſien zur weiteren Prüfung und Würdigung in Unterthaͤnigkeit hinzu⸗ 
geben ſich fuͤr verpflichtet gehalten. 


4. Unter der ſeegensreichen Regierung Seiner Majeſtaͤt ſteigt die Bevoͤlkerung jaͤhrlich 
und die ſtatiſtiſchen Nachrichten ſtellen dafür die erfreulichſten Gewißheiten dar. Mit der De: 
voͤlkerung waͤchſt auch eine Mehrzahl von Kindern heran, deren Erziehung und Schul-Unterricht 
Beduͤrfniß wird; es werden Einrichtungen von neuen Schulen und Vermehrung von Klaſſen 
bei fchon beſtehenden Schulen noͤthig und unentbehrlich. 

Zwar wirken die Koͤniglichen Schuls Behörden, im moͤglichſten Einverſtaͤndniſſe mit den 
Dominien und Schul-Kommunen, dieſem Beduͤrfniß abzuhelfen, allein der Mangel eines leiten⸗ 
den Prinzips dabei wird immer fuͤhlbarer. 

Die in Oſtpreußen und Litthauen zur Richtſchnur dienenden principia regulativa vom 
30ſten Juni 1736 find eben fo wie die für Weſtpreußen und den Diſtrict Ermeland erlaſſenen 
älteren Schul-⸗Ordnungen veraltet, und dem Geiſte der neuern Geſetzgebung und den gegenwaͤr— 
tigen Zeitverhaͤltniſſen nicht mehr angemeſſen. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher auch unterthaͤnigſt gebeten: 

einen Geſetzes-Entwurf uͤber die bei Einrichtung und Dotirung der Land-Schulen in 
Oſt⸗ und Weſtpreußen anzuwendenden Grundſaͤtze ausarbeiten und denſelben zur Be— 
gutachtung dem naͤchſten Provinzial-Landtage vorlegen zu laſſen. 


5. In denjenigen Theilen Weſtpreußens wo die polniſche Sprache noch uͤblich iſt, fehlt 
es an Offizianten, Lehrern und Geſchaͤftsmaͤnnern, welche neben der deutſchen Sprache auch 
die polniſche Sprache in dem Maaße in ihrer Gewalt haben, um ſich in derſelben vollkommen 
verſtaͤndlich zu machen. 

Die dadurch entſtehenden Mißverhaͤltniſſe und die Schwerfaͤlligkeit des Geſchaͤftsganges 
wird in jenen Gegenden haͤufig bemerkt und duͤrfte einigermaßen dadurch abgeholfen werden 
koͤnnen, wenn in den Gymnaſien zu Conitz und Thorn die polniſche Sprache gelehrt und in 
den Lehrplan mit aufgenommen wuͤrde. Alsdann wuͤrde der zum Geſchaͤftsmann, Lehrer oder 
zum Militair ſich bildende Juͤngling eine Gelegenheit erhalten, dieſe Sprache zu erlernen, um 
dadurch kuͤnftig ſich perſoͤnlich mit dem Volke in Verbindung zu ſetzen, Zutrauen zu gewinnen 
und eigene Kenntniſſe und Erfahrungen mitzutheilen. 

Die franzoͤſiſche Sprache aber iſt noch immer allgemeine Weltſprache, ſie iſt die Sprache 
der Diplomatik, im Beſitz einer reichen Litteratur und wird vorzuͤglich von den Offizieren bei 
dem zu beſtehenden Examen gefordert. Es iſt ein Erforderniß eines gebildeten Mannes in der 
Ausſprache und Orthographie dieſer Sprache nicht fremde zu ſeyn. Zwar iſt ſchon fruͤher be⸗ 


fohlen, daß die franzoͤſiſche Sprache in den Lehrplan der Gymnaſien aufgenommen werden fol, 
jedoch mit der Beſchraͤnkung, in ſofern ſolches ohne Beeintraͤchtigung der alten Sprachen at: 
ſchehen koͤnne. Hiernach wird die franzoͤſiſche Sprache in den meiſten Gymnaſien als Neben⸗ 
ſache betrieben und ſie gehort zu den Privat⸗ e Gegenſtaͤnden, die beſonders bezahlt 
werden muͤſſen. a 
Dieſe Verhaͤltniſſe beruͤckſichtigend, haben die Provinzialſtaͤnde unterthaͤnigſt darauf og: 
getragen: 
daß die polniſche Sprache in den Gymnaſien zu Conitz und Thorn, die franzoͤſiſche 


Sprache aber in allen Gymnaſien in den ordentlichen Lehrplan mit aufgenommen 5 


werde, ohne deshalb noch ein beſonderes Schulgeld zu fordern. 


6. Ein großer Theil der katholiſchen Geiſtlichkeit, beſonders in demjenigen Theil Wet; 
preußens, in welchem die polniſche Sprache vorherrſchend iſt, entbehrt der Kultur und der 
Wiſſenſchaft, die den geiſtlichen Stand auszeichnen muͤſſen, wenn ſeine Wirkſamkeit ſeegensreich 
werden ſoll. Dieſer Mangel an Bildung hat ſeinen Grund in der wenigen Wohlhabenheit derer 
ſich dem geiſtlichen Stande widmenden Perſonen. 


In gleichem Verhaͤltniſſe ſtehen gegenwaͤrtig die Juͤnglinge katholiſcher Religion die ſich 
der hoͤheren Paͤdagogik widmen. 

Bei gleicher Duͤrftigkeit hat ſich der dem evangeliſchen Geiſtlichen- und Lehrſtande wid— 
mende Juͤngling reichlicher Stiftungen und Stipendien zu erfreuen, die fuͤr katholiſche Juͤnglinge 
nicht geſtiftet ſind, und die noch in dem Nachtheil ſtehen, daß ſie, um als Geiſtliche ſich auszu⸗ 
bilden, entfernte Univerſitaͤten aufſuchen muͤſſen. 


Um nun den Stand der Geiſtlichen und Schullehrer katholiſcher Religion zu heben und 
dem Mangel an tauglichen Subjecten zur Beſetzung katholiſcher Geiftlichen- und Schullehrer- 
Stellen vorzubeugen, haben die Provinzial-Staͤnde ehrfurchts voll gebeten: 

Stipendien fuͤr Juͤnglinge katholiſcher Religion, die ſich dem geiſtlichen oder hoͤhern 
Lehrſtande widmen, gnaͤdigſt zu ſtiften, und dazu vorzuͤglich die Revenuͤen oder Ver⸗ 
kaufsgelder der aufgehobenen Kloͤſter, in ſofern ſie keine anderweite Beſtimmung erhal- 5 
ten haben, zu benutzen. ) 


G. Gegenftände Steuer - Angelegenheiten betreffend. 
1. Durch eine Verfügung des Königlichen Finanz-Miniſterii iſt unterm 18ten October 
1828 feſtgeſetzt worden, daß mit Bezug auf das unterm 30ſten Mai 1820 emanirte Geſetz, 
wegen Einrichtung der Mahl- und Schlachtſteuer, in einigen Städten ſchon dann eine Ver⸗ 
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ſteuerung der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Gegenſtaͤnde eintreten ſolle, wenn dieſe zu— 
ſammen in einem Betrage von 2 en in dem ſteuerpflichtigen Bezirk jener Städte einge: 
bracht werden. 

Durch dieſe Schaͤrfung des dltern Geſetzes iſt für Reiſende und für die mit Producten 
der laͤndlichen Gutsbeſitzer nach jenen Staͤdten kommenden Fuhren der Uebelſtand eingetreten, 
daß die Wegekoſt und das geſchrotete Getreide für das Angeſpann, wenn ſolches zwei Pfund und 
daruͤber betraͤgt, verſteuert werden muͤſſe. 

Die Provinzialſtaͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 

die in dem Geſetz vom 30ſten Mai 1820 geſtattete ſteuerfreie Einbringung mahl⸗ und 
ſchlachtſteuerpflichtiger Gegenſtaͤnde bis zum Betrage von s Centner in allen mahl- 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdten feſtzuhalten; oder, wenn ſolches mit dem beſon— 
dern Intereſſe jener Staͤdte nicht vereinbar ſeyn ſollte, allergnaͤdigſt zu beſtimmen; 
daß ſaͤmmtliche Wegekoſt, fo wie das Wege-Futter für das Angeſpann, welches Rei⸗ 
ſende und ländliche Fuhren mit ſich führen, in fo fern dieſe Beduͤrfniſſe aus ſteuerpflich⸗ 
tigen Gegenſtaͤnden beſtehen, ſteuerfrei in mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdten 
eingebracht werden duͤrfe. 


2. Mit dem ehrfurchtsvollſten Danke erkennen die Provinzialſtaͤnde die auf ihre unter: 
thaͤnigſte Bitte durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 17ten Januar 1830 fo huldreich 
gewaͤhrte Theilnahme der Kreisſtaͤnde bei der Veranlagung der Klaſſenſteuer und bei Pruͤfung 
der daruͤber erhobenen Beſchwerden. Sie ſind aber auch der ohnmaßgeblichen Meinung, daß 
die Königlichen Regierungen die unpartheiiſchen Urtheile der Männer, welche berufen find ihre 
Kenntniſſe von den Verhaͤltniſſen der einzelnen im Volke zum Beſten der Geſammtheit anzuwen⸗ 
den, einen ehrenden Glauben nicht verſagen duͤrfen. ? 

Die Provinzials Stände haben daher ehrerbietigſt gebeten, 

daß bei Beſchwerden uͤber Praͤgravationen, wenn der Landrath, als das Organ der 
Regierung, die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion und die Ortsbehoͤrde dieſe Beſchwerden be— 
gruͤndet gefunden haben, die Koͤniglichen Regierungen, im Fall ſie einer entgegengeſetzten 
Meinung waͤren, die Verpflichtung haben muͤßten, ihre Meinungen mit durchgreifenden 
Gruͤnden zu unterſtuͤtzen, und wenn dieſe Gruͤnde von dem Landrath, der ſtaͤndiſchen 
Kreis⸗Kommiſſion und der Orts-Vehoͤrde nicht anerkannt werden ſollten , die Entſchei⸗ 
dung des Koͤniglichen Miniſterü einzuholen. 

Bei dieſer Gelegenheit haben die Provinzialſtaͤnde noch den Wunſch geäußert: 

daß die Koͤniglichen Regierungen veranlaßt werden mögen, die Merkmale der Ein- 
ſchaͤtzungen oͤffentlich bekannt zu machen. 
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3. Durch die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom 11ten Juni 1829 iſt der Stadt Koͤnigs⸗ 
berg geſtattet worden, zum Beſten ihres Stadt-Haushalts und insbeſondere zur Unterhaltung 
iher Handels-Anſtalten, an den Eingangs-Barrieren Erhebungen auf Grund eines unterm 
2ten Juni 1826 entworfenen Tarifs zu machen. Die erſte Abtheilung dieſes Tarifs enthält 
unter dem Namen Handels-Unkoſten⸗Geld, Erhebungen von Abgaben, die nach ihrer gegen— 
waͤrtigen Einrichtung offenbar eine Verſteuerung der in die Stadt eingehenden laͤndlichen Er⸗ 
zeugniſſe und Handels -Artikel herbeigeführt haben und die mit dem Princip des Steuer-Ein-⸗ 
richtungs-Geſetzes vom 28ſten October 1810, welches die ſteuerfreie Einbringung aller einhei— 
miſchen Erzeugniſſe und der im Lande erzeugten Waaren in den Staͤdten, zuſichert, nicht in 
Uebereinſtimmung zu bringen ſind. 

In einem gleichen Mißklange mit dieſen urſpruͤnglich geſetzlichen Beſtimmungen ſtehen 
auch die Abgaben, die an den Thoren Danzigs und Elbings zu Gunſten dieſer Staͤdte von dem 
Brennholz erhoben werden, welches von dem Lande nach den Staͤdten gebracht wird. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 

alle jene in dem erſten Abſchnitt des erwaͤhnten Handels-Tarifs fuͤr Koͤnigsberg ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen, ſo wie die Beſteuerung des Holzes in Danzig und Elbing 
und in den andern Staͤdten wo ſolches ſtatt finden ſollte, welche als eine Hemmung 
des voͤllig freigegebenen innern Verkehrs, oder als eine Beſteuerung von einzelnen, 
dazu nicht verpflichteten Perſonen, anzuſehen iſt, aufheben zu laſſen, und dem bedraͤng⸗ 
ten Haushalt dieſer Staͤdte nur ſolche Mittel zu ihrer Erleichterung zu uͤberweiſen, 
welche jene ſo weſentlichen Intereſſen auf keine Weiſe nachtheilig beruͤhren. 

4. Durch eine Verordnung des Königlichen Finanz-Miniſterii vom 26ſten Dezember 
1825 werden diejenigen Bedingungen bekannt gemacht, unter welchen allein die im Geſetz vom 
sten Februar 1819 wegen Verſteuerung der inlaͤndiſchen Getraͤnke-Fabrikate zugeſagte Steuer⸗ 
Verguͤtigung bei Verſendung inlaͤndiſchen Brantweins nach dem Auslande ſtattfinden koͤnne. 
Der Zweck dieſer ſo weiſen Beguͤnſtigung wird im Geſetz zugleich ausgeſprochen, indem es 
darin heißt: ſolche Verguͤtung findet zur Erhaltung des Handels im Großen ſtatt. 

Dieſes Geſetz in ſeiner gegenwaͤrtigen Faſſung duͤrfte aber die ihm zum Grunde liegende 
weiſe Abſicht nur unvollſtaͤndig erreichen, weil es nur immer eine gewiſſe Klaſſe von Brant⸗ 
mein - Fabrikanten und zwar nur allein diejenigen beguͤnſtiget, die ihr Fabrikat unmittelbar nach 
dem Auslande verſenden; dagegen aber diejenigen ausſchließt, die nicht ſelbſt Brantwein fabrici⸗ 
ren, ſondern mit Brantwein einen Handel treiben, oder einen ſolchen einzurichten beabſichtigen 
moͤchten. 

Die Provinzialftände haben daher auch die unterthaͤnigſte Bitte gewagt: 

die ſo vaͤterlich weiſe Abſicht, den inlaͤndiſchen Brantwein zu einem Gegenſtand des Groß⸗ 
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handels zu machen, dadurch auf eine wohlthaͤtige Weiſe erreichen zu laſſen, daß die 

durch das Geſetz vom 8ten Februar 1819 zugeſagte Steuer- Vergütung bei Verſen⸗ 

dung deſſelben nach dem Auslande nicht allein denen Fabrikanten, ſondern allgemein 
Rund jedem der ſolche Verſendungen ausführt, gewährt werden möge, 


5. Durch den Allerhoͤchſten Landtags-Abſchied vom 17ten Auguſt 1825 (Seite 67 d.) 
ſind die Provinzial-Staͤnde des erſten Landtages auf ihre allerunterthaͤnigſte Bitte um Aufhe— 
bung der in den hieſigen Provinzen noch fortdauernden fixirten Trank-Steuer dahin beſchieden 
worden, „daß dieſes nicht ſtattfinden koͤnne, weil die gedachte Steuer einen integrirenden Theil 
des General-Hufen-Schoſſes ausmache.“ 

Ehrfurchtsvoll erlauben ſich die Provinzial-Staͤnde die Aae te Bemerkung, daß 
ſowohl dieſe Steuer, als auch noch zwei andere aͤhnliche Steuern, als rein perſoͤnlich und vom 
Gewerbe zu betrachten ſind, wenn bei ihrer Beurtheilung auf die urſpruͤngliche Entſtehung 
dieſer Steuer geruͤckſichtigt wird. 


Die fixirte Trankſteuer wurde urſpränglich von den Gutsbeſit tzern dafuͤr bezahlt, daß 
ſelbige in ihren Schankſtellen die von ihnen fabricirten Getraͤnke debitiren konnten, und die 
Verſchiedenheit des Betrages dieſer Abgabe wurde abgemeſſen, nach dem e oder gerin⸗ 
geren Verkehr, deſſen eine ſolche Stelle ſich zu erfreuen hatte. 

Der notorifche, Umſtand, daß viele Guͤter, welchen das Propinations- Recht zuſtehet, dieſe 
Abgabe nicht zahlen, die Freilaſſung von dieſer Abgabe derjenigen Guͤter, welche ſpaͤter das 
Propinations-Recht durch die neuere Geſetzgebung erworben haben, und die Thatſache: daß 
mehrere Grundſtuͤcke welche bis zum Jahre 1802 keine fixirte Trankſteuer gezahlt haben, erſt 
ſpaͤter zu derſelben angezogen wurden, als fie die Getraͤnke- Fabrikation zu betreiben anfingen, 
ſprechen dafür, daß die fixirte Trankſteuer keine Grund-Abgabe ſondern eine Steuer vom Ge 
werbe ſey. 

Wird nun noch der Umſtand beruͤckſichtigt, daß diejenigen Guͤter, deren fruͤhere Beſitzer 
ſich bei der uͤber dieſe Steuer in den Jahren 1786 und ſpaͤter ſtattgefundenen Regulirungen 
zu keiner fixirten Abgabe verſtanden haben, jetzt davon befreit find, fo dürfte die fruͤhere unter⸗ 
thaͤnigſte Bitte um gaͤnzliche e dieſer Steuer wohl einer erneuerten Beruͤckſichtigung 
wuͤrdig erſcheinen. 

In gleicher Art wie die DE Zranffteuer dürfte. auch die fortdauernde Erhebung der 
Muͤhlen⸗ Contribution, in fo weit ſolche ſich auf das Gewerbe bezieht, mit dem neueren Steu— 
erungs⸗Syſtem und namentlich mit dem Geſetz über das Abgabeweſen vom 30ſten Mai 1820 
§. 9. D. nicht vereinbar ſeyn und gleichmaͤßig duͤrfte die Entrichtung einer Perſonen-Steuer 
von den Dominien fuͤr ihre kleinen Leute, unter dem Namen eines fixirten Schutzgeldes, mit 
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der daneben laufenden Klaſſenſteuer ſich nicht in Einklang bringen laſſen, und die von den Koͤ— 
niglichen Regierangen zu Danzig und Marienwerder bereits getroffene Einleitung, um die ſeit 
dem Jahr 1820 auf dieſe Weiſe erhobenen Abgaben denen Betheiligten erſtatten zu laſſen, 
duͤrften dieſe Anſicht vollkommen rechtfertigen. 

Die Provinzial-Staͤnde haben daher auch ehrerbietig gebeten: 

die Aufhebung der in den Provinzen Preußen im Widerſpruch mit den Allerhoͤchſten 
Geſetzen vom 28ſten October 1810, 2ten November 1810 und 30ſten Mai 1820 fort⸗ 
beſtehenden Abgaben, 

der fixirten Trankſteuer, 

der auf das Gewerbe der Muͤhlen baftenden Kontribution, 

des fixirten Schutzgeldes, 
gnaͤdigſt anordnen, ſolche aus dem betreffenden Etat abſetzen und die erhobenen Steuern 
erſtatten zu laſſen. N 5 

H. Gegenſtaͤnde die Landarmen- und Corrections-Haͤuſer zu Tapiau 
und Graudenz betreffend. 

1. Das Land-Armenhaus zu Tapiau. 

An den erſten Provinzial-Landtagen der Provinz Preußen erging mittelſt Allerhoͤchſten 
Immediat⸗Befehls vom 11ten December 1824 die Aufforderung: ſtatt des früher nach §. 115. 
des Land⸗-Armen-⸗Reglements vom Ztſten October 1793 und deſſen Declaration vom 16fen 
November 1805 $, 6. unwiderruflich feſtgeſtellten Maximi von 40,000 Rthlr., welches erfor⸗ 
derlichen Falls zur Unterhaltung der Landarmen- und Corrections-Anſtalt zu Tapiau von den 
Provinzen Oſtpreußen und Litthauen jaͤhrlich erhoben werden ſollte, fortan 50,000 Kthlr. jaͤhr— 
lich herzugeben. Die Provinzial- Stände erklaͤrten hierauf in ihren unterthaͤnigen Denkſchriften 
vom 13ten und 21ſten Dezember 1824, daß in der Verwendung der Landarmen-Fonds zeit: 
berg viel Mißbraͤuche ſtattgefunden hätten, von deren Abſtellung fie wohl erwarten dürften, 
daß fernerhin das gedachte Maximum hinreichen werde. Zugleich trugen ſie darauf an, einer 
ſtaͤndiſchen Kommiſſion die Kontrolle und Mitwirkung bei der Verwaltung jenes Inſtituts zu 
uͤbertragen und erklaͤrten, daß Falls ihre Erwartungen unerfuͤllt bleiben und die etats⸗ 
mäßigen 40,000 Rthlr. nicht zureichen follten, für die Verpflegung der Landarmen 
durch die Kreisverbaͤnde, etwa durch Naturalien, geſorgt werden moͤge. 

Der Allerhoͤchſte Landtags-Abſchied vom 17ten Auguſt 1825 autoriſirte hierauf das Koͤ— 
nigliche Miniſterium des Innern, proviſoriſch auf ſo lange bis die in dem Staats⸗-Miniſterio 
zur Begutachtung vorliegende allgemeine Armen-Ordnung publicirt ſeyn werde, die Behufs der 
Ausfuͤhrung des vorgeſchlagenen Auskunfts-Mittels erforderlichen Einrichtungen, nach vorgaͤn⸗ 
giger Berathung mit den ſtaͤndiſchen Bevollmaͤchtigten, zu veranlaſſen. 
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Hierauf entwarf die ſtaͤndiſche Land-Armen-Kommiſſion unterm Aten Februar 1826 cin 
Regulativ uͤber die Verpflegung der Landarmen in den Kreiſen, worin die Verpflichtung der 
Kreiſe, ihre Landarmen aus eigenen Mitteln und ohne Ausgleichung mit den uͤbrigen Kreiſen zu 
verpflegen ausgeſprochen und ſomit das Grundprincip der fruͤhern Armen-Geſetze abgeaͤndert 
wurde. Dieſes Negulativ iſt auf dem 2ten Provinzial-Landtage im Jahr 1827, obgleich es mit den 
Verhandlungen der ſtaͤndiſchen Landarmen-Kommiſſion eingereicht war, nicht zum Vortrage ger 
kommen, und kam erſt zur Zeit des Zten Provinzial-Landtages, nach erfolgter Genehmigung 
des Koͤniglichen Miniſterii, durch die Amtsblaͤtter zur Kenntniß der Staͤnde. 

Der Zte Provinzial-Landtag empfing mehrere Bitten, daß dieſes Regulativ außer An— 
wendung geſetzt werden moͤge, und wenn gleich der Landtag dieſe Anſicht theilte, ſo hielt er es 
dennoch für hinlaͤnglich feine diesfallſigen Antraͤge dem Königlichen Ober-Praͤſidenten vor: 
zutragen. 

Mit dem (ien October 1829 wurde indeſſen die Verpflegung der Landarmen in den 
Kreiſen theilweiſe zur Ausfuͤhrung gebracht, und hat in dem Jahre 1830, ſo weit es nachzu— 
weiſen geweſen, 8607 Rthlr. 6 Sgr. 11 Pf. gekoſtet, wogegen die Anſtalt zu Tapiau, die nun⸗ 
mehr hauptſaͤchlich nur für Vagabonden und Corrigenden beſtimmt blieb, etwa 24,000 Rthlr. 
gekoſtet hat. _ 

Bei dem gegenwärtigen Provinzial = andtage waren aus mehreren Kreiſen Beſchwerden über 
die Ungeſetzlichkeit der Natural-Verpflegung der Landarmen in den Kreiſen und Antraͤge um 
Aufhebung des Regulativs vom 4ten Februar 1826 eingegangen, und die Provinzial-Staͤnde 
haben ſich aus dem Bericht ihrer ſtaͤndiſchen Landarmen-Kommiſſion und denen dem Landtage 
zugekommenen Ueberſichten die Ueberzeugung geſchafft, daß die ſtaͤndiſche Controlle und Mit— 
wirkung in ſofern von dem erwuͤnſchteſten Erfolge geweſen iſt, als die Landarmenpflege nicht 
mehr als 40,000 Rthlr. gekoſtet hat, in einigen Jahren ſogar nur 30,000 Rthlr. und weniger 
vom Lande erhoben ſind. 

Es iſt hiernach der Fall nicht eingetreten, fuͤr welchen das beſchloſſene Auskunftmittel 
(für die Verpflegung der Landarmen durch die Kreis-Verbaͤnde etwa durch Naturalien zu 
ſorgen) in Vorſchlag gebracht war, und es haben daher die Provinzial-Staͤnde durch einen 
vollguͤltigen Beſchluß nachſtehende Anträge unterthaͤnigſt vorgetragen: 

a. daß das Regulativ vom aten Februar 1826, die Natural-Verpflegung der Landarmen in 
den Kreiſen betreffend, aufgehoben und die Landarmenpflege wie fruͤher lediglich auf 
Grund des Landarmen- Reglements vom 31ſten October 1793 und deſſen Deklaration 
vom 16ten November 1805 fortgeführt werden moͤge. 

b. daß die Polisei und Verwaltungs-Beamten perſoͤnlich dafür verantwortlich gemacht 
werden moͤchten, Niemandem Anſpruͤche einzuraͤumen und Unterſtuͤtzungen zu bewilligen, 
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die nicht auf den beſtehenden Gefegen gegründet find; fo wie auch, daß die Polizeiꝙ⸗ Behoͤr⸗ 
den nur mit Zuziehung der Kreisſtaͤndiſchen Armen-Kommiſſionen Anträge auf Unter 
ſtuͤtzung der Landarmen machen dürfen. 

daß die Verpflegung ber Landarmen für Rechnung der Landarmen-Fonds da 


erfolgen muͤſſe, wo fie am wohlfeilſten SES werden koͤnne, ſei es in den Kreiſen, oder 
in dem Landarmenhauſe. | 


daß die Koſten der Unterhaltung der Gebäude des Inſtituts zu Tapiau auf die Staats⸗ 
Fonds uͤbernommen werden moͤchten. 


2. Das Landarmen-Haus zu Graudenz. 
„Aus den Berichten, welche die ſtaͤndiſche Landarmen-Kommiſſion für Weſtpreußen den 
Provinzial⸗Staͤnden auf dem 2ten Zten und Aten Landtage, über die Beſſerungs-Anſtalt 
zu Graudenz abgegeben hat, ergiebt ſich, daß die ohne Zuſtimmung der ehemaligen Ges 
neral= Direction daſelbſt eingerichtete Zucht- und Haus-Schule nicht nur in ihrer Lokal⸗ 
Einrichtung gaͤnzlich verfehlt iſt, ſondern auch, daß die etatsmaͤßigen Unterhaltungskoſten 
in keinem Verhaͤltniß mit den angeblichen Vortheilen ſtehen, welche durch diefe Stiftung 
fuͤr das allgemeine Beſte beabſichtigt worden. 
Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten, 
die Aufhebung der mit der Beſſerungs-Anſtalt zu Graudenz verbundenen Zucht- 
und Haus -Schule, und die endliche Befreiung des Landarmen-Fonds von den 
Unterhaltungs-Koſten dieſer Anſtalt, gnaͤdigſt anordnen zu laſſen. 
Die mit jedem Jahre ſich vermehrenden Anſpruͤche, welche auf Unterſtuͤtzung aus dem 
Landarmen = Fond gemacht worden, einerſeits, fo wie die lauten Klagen, welche über die 
drückende Laſt der Landarmen-Beitraͤge von der andern Seite geführt werden, verbunden 
mit der gemachten Erfahrung, daß die Beſtimmungen des Reglements zum oͤlftern, 
hinſichts der bewilligten Unterſtuͤtzungen, uͤberſchritten ſind, haben den Provinzial-Staͤn⸗ 
den den Wunſch lebhaft gemacht, daß der ſtaͤndiſchen Landarmen-Kommiſſion eine ent⸗ 
ſcheidende Stimme bei der Unterſtuͤtzungs- Bewilligung beigelegt werden möge; und nach⸗ 
dem das Landarmenweſen fuͤr eine reine Communal- Angelegenheit der Provinz erklaͤrt 
iſt, erſcheint dieſer Wunſch um fo billiger, als er mit den Beſtimmungen des Landarmen⸗ 
Reglements für Weſtpreußen A, 30. und denen in Oſtpreußen und Litthauen der Land- 
armen⸗Kommiſſion bereits zugeſtandenen Befugniſſen uͤbereinſtimmt. 
Die Propinzials Stände baten daher unterthaͤnigſt, 
gnaͤdigſt zu beſtimmen, daß die Koͤniglichen Regierungen zu Danzig und Marien⸗ 
werder nur berechtigt ſeyn ſollen, mit Zuſtimmung der ſtaͤndiſchen Landarmen = Koms 
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miſſion für Weſtpreußen, auf Grund der von den Kreisſtaͤnden und den laͤndraͤth⸗ 
lichen Kreiſen, und von den Magiſtraͤten in den Staͤdten Danzig, Elbing und Thorn 
einzuziehenden Gutachten, fortlaufende Unterſtuͤtzungen zu bewilligen. 


c. Aus den Ueberſichten uͤber die Verwaltung des Weſtpreußiſchen Landarmen⸗Fonds hat 
es ſich ergeben, daß von der Königlichen Regierung zu Danzig 2532 Rthlr. 9 Sgr. 8 Pf. 
und von der Koͤniglichen Regierung zu Marienwerder 1220 Rthlr. 27 Sgr. 11 Pf. aus 
dem Landarmen-Fond an die Königliche Staats-Kaſſe im verfloſſenen Jahre gezahlt find, 
um die angeblichen Ausfaͤlle zu decken, welche die Koͤniglichen Magazine bei der im Jahr 
1827 ſtattgefundenen Unterſtuͤtzung der beduͤrftigen Kommunen mit Brod-Getreide erlit⸗ 
ten haben. 


Eine Unterſtuͤtzung der Landarmen im Sinne des Reglements hat aus den Koͤnig— 
lichen Magazinen im Jahre 1827 nicht ſtatt gefunden. Es erfolgte damals von den Ver— 
waltungs-Behoͤrden, ohne Zuziehung und Theilnahme der zu jener Zeit fchon beſtaͤtigten 
Landarmen-Kommiſſion, eine Vertheilung von Roggen an die beduͤrftigen Kommunen, 
gegen die Verpflichtung der Nückgabe des Getreides in Natura. Dankbar nahm damals 
das Land dieſen Beweis der Koͤniglichen Huld und Fuͤrſorge auf, weit entfernt aber zu 
beſorgen, daß die Königlichen Behörden nach Verlauf von mehreren Jahren die Erſtat— 
tung des Ausfalles verlangen, und Fonds zu dieſem Zwecke verwenden wuͤrden, welche 
ein Eigenthum der Provinz ſind und einem beſtimmten Zwecke angehoͤren. 

Vertrauend auf die Gerechtigkeit ihres Monarchen, haben die Provinzial-Staͤnde 
unterthaͤnigſt gebeten: 

die Wiedererſtattung der im Betrage von 3753 Rthlr. 7 Sgr. 7 Pf. ganz gegen 

die Beſtimmung des §. 97. aus dem Weſtpreußiſchen Landarmen-Fond bezogenen 

Gelder, huldreichſt befehlen zu laſſen. . 


d. die mit der Beſſerungs-Anſtalt zu Graudenz, ohne Zuſtimmung der Landarmen-⸗Kommiſſion, 
vereinigte Straf-Anſtalt zu Graudenz iſt der erſteren ihrem Zwecke nach nicht nur ganz 
fremde, ſondern es iſt auch in jeder Beziehung dieſe Vereinigung der Beſſerungs-Anſtalt 
nachtheilig. Nur durch eine gaͤnzliche Trennung der Straf- Anſtalt von der Beſſerungs⸗ 
Anſtalt wuͤrde der erſteren wiederum die Stellung gegeben werden koͤnnen, welche bei 
ihrer Einrichtung beabſichtigt iſt, und nur auf dieſem Wege koͤnnte die Möglichkeit ber: 
beigefuͤhrt werden, dereinſt das Land-Krankenhaus und die Irren-Anſtalt mit dem Beſſe⸗ 
rungs- Haufe zu vereinen. | | 

Die Provinzials Stände haben daher auch die unterthaͤnigſte Bitte gewagt: 
den Weſtpreußiſchen Landarmen-Fonds in dem ungeſtoͤrten Beſitz der ihm im Jahre 
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1801 verliehenen Grundſtuͤcke des ehemaligen Reformaten⸗Kloſters zu Graudenz 
nebſt den darauf befindlichen Gebaͤuden zu belaſſen, und die moͤglichſt baldige 


Verlegung der Straf-Anſtalt nach einem andern Orte gnaͤdigſt anordnen zu 
laſſen. 


e. Sowohl von den Koͤniglichen Behoͤrden als von dem Lande iſt laͤngſt anerkannt worden, 
daß die Prinzipien, nach welchen die Landarmen-Beitraͤge in den Landestheilen Weſtpreußen 
aufgebracht werden, hoͤchſt mangelhaft ſind. 


Schon der 2te Provinzial-Landtag machte dieſen Gegenſtand zum Vorwurf feiner Bera— 
thungen, konnte indeſſen über die anzunehmenden Grundſaͤtze ſich nicht einigen. Der Zte Pro— 
vinzial⸗Landtag brachte die Vertheilung der Beiträge nach der Seelenzahl in Antrag. Bei der 
von dem Königlichen Ober-Praͤſidenten veranlaßten näheren Beleuchtung dieſes vorgeſchlagenen 
Maaßſtabes hat ſich indeſſen ergeben, daß durch die Annahme deſſelben die aͤrmeren Kreiſe 
unverhaͤltnißmaͤßig hoch gegen die reichern angezogen werden wuͤrden, es iſt daher auch das von 
dem ären Provinzial⸗Landtage bevorwortete Vertheilungs-Prinzip nicht ins Leben getreten, und die 
Provinzial⸗Staͤnde haben, bei denen mit jedem Tage ſich mehrenden Beſchwerden, ſich verpflich— 
tet gehalten, dieſen Gegenſtand nochmals aufzunehmen, und fie haben nach vielfältiger Berathung. 
die Ueberzeugung gewonnen, daß die Klaſſenſteuer, bei allen ihren anerkannten Maͤngeln, fuͤr 
jetzt den einzigen ſichern Anhalt gebe, um ohne Ausnahme einen Jeden, welcher ein Intereſſe 
an dem Land-Armenweſen hat, im moͤglichſt richtigen Verhaͤltniß ſeiner Zahlungsfaͤhigkeit zu 
den Landarmen-Beitraͤgen anzuziehen. Die Schwierigkeit welche daraus entſtehen koͤnnte, daß 
die Klaſſenſteuer nicht allgemein eingefuͤhrt ſey, duͤrfte dem Intereſſe der mahl- und ſchlacht— 
ſteuerpflichtigen Staͤdte entſprechend, dadurch zu beſeitigen ſeyn, daß letztere im Verhaͤltniß 
ihrer Bevoͤlkerung mit dem hoͤchſten Satze, welchen die klaſſenſteuerpflichtigen Bezirke zahlen, zur 
Veranlagung gebracht werden. 


Die Provinzial-Staͤnde haben daher unterthaͤnigſt gebeten: 

für die naͤchſten zwei Jahre die Landarmen-Beitraͤge in dem Landestheile Weſtpreußen 

nach dem Geſammtbetrage der Klaſſenſteuer, mit der Maaßgabe, daß die mahl- und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdte (das ſtehende Militair nicht gerechnet) mit dem hoͤchſten 

Satz, welcher von den klaſſenſteuerpflichtigen Bezirken gezahlt wird, angezogen werden, 

zu veranlagen und diejenigen Beſitzer laͤndlicher Grundſtuͤcke, welche ihren Wohnſitz 

nicht im Kreiſe haben, im Verhaͤltniß der Klaſſenſteuer anzuziehen, die fie ohne Beruͤck⸗ Denkſchrift v. 
ſichtigung ihres anderweiten Vermoͤgens zahlen wuͤrden, wenn ſie auf ihren Beſitzungen SE 1831. 
wohnten. 47. 


Denkſchrift v. 
7. April 1831. 


No. 95. 
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Da die den ſtaͤndiſchen Landarmen-Kommiſſionen ertheilten Vollmachten der Zeit nach 
abgelaufen waren, ſo haben die Provinzial-Staͤnde, nach der Beendigung der Berathung uͤber 
die Landarmen⸗Haͤuſer, von neuem die ſtaͤndiſche Landarmen-Kommiſſion für Oſtpreußen und 
kitthauen und für Weſtpreußen erwaͤhlt, und die erwaͤhlten Kommiſſarien, zur Nachſuchung der 
Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung, dem Koͤniglichen Kommiſſario angezeigt. 


I. Schließlich haben die Provinzial-Staͤnde noch nachſtehende eherbietigſte Bitten in beſon⸗ 
dern Denkſchriften in Unterthaͤnigkeit vorzutragen ſich erlaubt: 

1. daß Seine Majeſtaͤt der König gnaͤdigſt genehmigen möge, daß Sein Allerhoͤchſtes Bild— 
niß in Lebensgroͤße, von der Hand eines geſchickten Kuͤnſtlers dargeſtellt, in dem großen Roͤm⸗ 
ter zu Marienburg aufgeſtellt, hienaͤchſt aber ein anderer der dortigen Raͤume zu einem Pan⸗ 
theon der Provinzen Preußens, fuͤr die Anerkennung der Verdienſte ausgezeichneter Preußen, 


benutzt werden duͤrfte. 


2. Seine Majeftät der König möge es huldreichſt genehmigen, daß das Andenken des 
ewig denkwuͤrdigen Jahres 1813 durch eine in der alten Haupt- und Reſidenz-Stadt Koͤnigs⸗ 
berg, dem Helden, General-Feldmarſchall Grafen Porck von Wartenburg, zu errichtende Statue 
gehuldigt werden duͤrfte, und allergnaͤdigſt geſtatten, daß eine ſolche Statue in Preußens Haupt⸗ 
ſtadt errichtet werden koͤnne. 


Vor dem Schluſſe des Landtages erfüllten die Provinzial-Staͤnde die heiligſte und theuerſte 
Pflicht, indem ſie ihrem Koͤnige und Herrn in tiefſter Ehrfurcht den allerunterthaͤnigſten Dank 
fuͤr die abermalige gnaͤdige Bewilligung eines Landtages in einer beſondern Denkſchrift abſtat— 
teten; in derſelben das Gluͤck ausſprachen in einem Staate zu leben, deſſen Regierung, in ſteter 
Wuͤrdigung der Beduͤrfniſſe ihres Volks, mit der Geſetzgebung der fortſchreitenden Zeit eher 
vorausgegangen, als derſelben nachgefolgt iſt; zugleich aber auch ihre Anſichten darlegten, nach 
welchen ſie ſich bei der Pruͤfung der ihnen vorgelegenen Antraͤge und Geſuche gerichtet haben, 
und dieſe unterthaͤnige Denkſchrift mit den Worten ſchloſſen: 

„noch ſey uns vergoͤnnt es auszuſprechen, wie die zuletzt verlebte Zeit im raſchen 
Wechſel der Ereigniſſe es bewahrheitet, daß nicht bloße Inſtitutionen ein ſo feſtes Band 
zwiſchen Herrſcher und Volk zu knuͤpfen im Stande ſind, wie dasjenige, welches gegen⸗ 
ſeitige Liebe und Vertrauen, geſtaͤrkt durch die Erfuͤllung gegenſeitiger Pflichten gruͤndet. 
So hat ſich die Treue und die Anhaͤnglichkeit befeſtigt, die jetzt unverkennbar überall 
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hervortritt, fie iſt in unſern Provinzen noch dieſelbe, wie Seine Königliche Majeſtaͤt fie 
bei Hoͤchſt Ihrem laͤngern Aufenthalt unter uns, in den Zeiten der Gefahr, kennen ges 
lernt. Vor allem genehmen Euer Koͤnigliche Majeſtaͤt aber unſern tief innigſten Dank 
für die Segnungen des Friedens, die wir nur allein Allerhoͤchſt Ihrer weiſen Mäßigung 
verdanken; in der Hoffnung, daß es Euer Koͤniglichen Majeſtaͤt erhabener Feſtigkeit 
auch ferner gelingen werde, zum Wohl Ihrer Voͤlker die Fackel des Krieges von unſern 
Grenzen entfernt zu halten, ſprechen wir es aber auch laut aus, daß die Feinde die es 
dennoch wagen ſollten, dieſen Frieden zu ſtoͤren, noch die Preußen von 1813 finden 
werden! Wie damals rufen wir: „die Sache unſeres Koͤnigs iſt die Sache des Volks, 
und aller Gutgeſinnten in Europa.“ 


Nachdem die Provinzial-Staͤnde ihre Arbeiten beendigt hatten wurde der Arte Preußiſche 


Provinzial⸗Landtag den 7ten April 1831 Mittags um 1 Uhr von dem Koͤniglichen Kommiſſarius, 
der zu dieſem Zweck von einer ſtaͤndiſchen Deputation in den ſtaͤndiſchen Sitzungsſaal eingeholt 
war, mit einer feierlichen Rede geſchloſſen; der Herr Landtags-Marſchall des ihm für die 
Dauer des Landtages anvertrauten Ehrenamtes enthoben und die Landtags-Abgeordneten entlaſſen. 


— en ee Be a 
Der Are Preußiſche Provinzial Landtag hat vom 27ſten Februar 1831 bis zum 7ten 
April 1831 ununterbrochen gewährt, und es find waͤhrend der Dauer deſſelben 30 Plenarz 
Sitzungen gehalten worden. 
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Die ſtaͤndiſchen Abgeordneten haben auch auf dieſem Landtage das auf dem ſten Pros 

vinzial⸗Landtage für arme Studirende aus dem Provinzial-Verbande, auf der Landes - Univerz 

ſitaͤt zu Königsberg errichtete Stipendium, durch nicht unbedeutende aus ihren Mitteln zuſam⸗ 
men gelegte Beitraͤge vergroͤßert. 


Der Are Preußiſche Provinzial-Landtag wird den ſtaͤndiſchen Abgeordneten, die demſelben 
beigewohnt haben, in mehrerer Beziehung unvergeßlich bleiben. 

Waͤhrend wenige Stunden von dem Sitze der Landtags-Berathungen wilder Aufruhr 
wogte und die Flammen des Krieges loderten, berrfchte in Preußen die tiefſte Ruhe und aus 
allen Kreiſen des Provinzial⸗Verbandes brachten die Landtags-Abgeordneten die zuſagendſte Vers 
ſicherung mit, daß die Begebniſſe jenſeits der Grenze nur Veranlaſſung geben, das große Gluͤck 
inniger zu fuͤhlen, unter dem weiſen, kraͤftigen und dennoch hoͤchſt milden Regimente eines an⸗ 


Denkſchrift v. 
7. April 1831. 
No. 56. 
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geſtammten und allgeliebten Koͤniges zu leben. Die Begeiſterung für des Königs Majeſtaͤt lauz 
auszuſprechen war überall Beduͤrfniß und die Veranlaſſung dazu um fo häufiger, als im Forts 
gange der Geſchaͤfte ſich vielfältige Gelegenheiten darboten, die Wohlthaten zu preiſen, welche 
die Provinzen der Gnade Seiner a des hoͤchſt verehrteſten und innigft geliebten Koͤniges 
zu danken hatten. ) 

So freudig und erhebend die Erinnerungen find, die folche glückliche Verhaͤltniſſe zurück 
laſſen, fo traten andererſeits aber auch Ereigniffe ein, die die Verſammlung ſchmerzlich betruͤbt 
haben. Die durch Krankheit veranlaßte Abweſenheit des zum Landtags-Marſchall-Stell⸗ 
vertreter ernannten ſehr geſchaͤtzten und geachteten Herrn Landſchafts-Directors von Brandt 
wurde ſchmerzlich empfunden, die Verſammlung aber durch den Tod des Koͤniglichen wirklichen 
Staats- Miniſters Herrn Grafen zu. Dohna-Schlobitten Excellenz in die tiefſte Trauer verſetzt. 

Was dieſer hochverehrte Mann dem Staate, feiner Familie und feinen Untergebenen ge— 
weſen, iſt der Gegenwart bekannt und wird der Zukunft nicht unbekannt bleiben; dem Provin- 
zial⸗ Landtage war er aber nicht nur an Jahren der aͤlteſte Abgeordnete, ſondern das Muſterbild 
eines wahren ſtaͤndiſchen Abgeordneten, der ohne irgend eine perſoͤnliche Ruͤckſicht nur das allge⸗ 
meine Beſte wollte, und ausgeruͤſtet mit hohem Geiſte, vielſeitigen Kenntniſſen und Erfahrun⸗ 
gen, mit aller Kraft, unerſchuͤtterlicher Beharrlichkeit und unwandelbarer Treue handelte, und 
für König und Vaterland bis zum letzten Hauche ſeines Lebens glaͤhete. 

Nicht genuͤgen konnte es der ſtaͤndiſchen Verſammlung, durch einen einſtimmigen Beſchluß 
das Anerkenntniß der hoͤchſten Achtung der ausgezeichneten Perſoͤnlichkeit und der großen Ver— 
dienſte des verehrten Verſtorbenen in das Tages-Protokoll niederzulegen, und als ein aͤußeres 
Zeichen der Betruͤbniß über den Verluſt eines ſolchen Landtags- Mitgliedes die Trauer während 
der Dauer des Landtages anzulegen, und der Leiche des Verewigten bis zur haberbergſchen 
Kirche zu folgen. 

Das Andenken an dieſen hochwuͤrdigen Mann wird ſtets in der Bruſt eines jeden Lands 
tags⸗ Abgeordneten leben, der das Glück gehabt hat, mit ihm zuſammen über das Wohl des 
Landes berathen zu duͤrfen, und ſein Andenken wird nicht untergehen, und ſein Wirken wird 
ſegensreich bleiben, auch in den kuͤnftigen Landtagen der Provinzen des Koͤnigreichs Preußen. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Entbieten Unſern zum vierten Provinzial-Landtage der Provinz Preußen verſammelt geweſenen ge⸗ 
treuen Staͤnden Unſern gnaͤdigen Gruß. Die Verſicherungen getreuer Anhaͤnglichkeit, welche Un⸗ 
ſere getreuen Staͤnde Uns dargebracht, und welche ſich ſowohl während der Unruhen in den be— 
nachbarten Rändern, als bei der durch eine verheerende Seuche nach dem Rathſchluſſe der Vor—⸗ 
ſehung uͤber das Land gekommenen Bedraͤngniß, durch die That auf das erfreulichſte bewaͤhrt 
haben, ſind von Uns mit lebhafter Zufriedenheit aufgenommen worden. Auch haben Wir den 
vom Landtage bei ſeinen Verhandlungen dargelegten patriotiſchen Eifer mit Zufriedenheit erkannt, 
wie es Uns denn auch nicht anders als angenehm hat ſeyn koͤnnen, aus einer vom Landtage an 
Uns gelangten Denkſchrift zu erſehen, daß die den huͤlfsbeduͤrftigen Grundbeſitzern bewilligten 
Unterſtuͤtzungs-Darlehne auf deren Erhaltung und Wohlſtand, insbeſondere auch auf Befoͤrde— 
rung der Schafzucht, die beabſichtigte wohlthaͤtige Wirkung geaͤußert haben. 

Auf die vom Landtage abgegebenen Erklaͤrungen und angebrachten Bitten ertheilen Wir 
demſelben folgende Beſcheide: 


h I. 


Die dem Landtage vorgelegten Propoſitionen betreffend. 


1. Die Erklaͤrung des Landtags über die ihm wegen Regulirung der Feuer-Verſicherungs⸗ 
Angelegenheiten vorgelegten Geſetzes-Entwuͤrfe und die dabei gemachten Bemerkungen werden 
bei der eingeleiteten weitern Berathung über bieten Gegenſtand zur Beruͤckſichtigung gezogen 
werden. 

2. Nicht minder werden die Erklaͤrungen uͤber Regulirung der Armenpflege, und 

3. uͤber die Verpflichtung und Befugniß der Kommunen zur Aufnahme und Zuruͤckwei⸗ 
ſung neuer Anſiedler, wenn vorher noch die ſaͤmmtlichen andern Provinzial-Landtage ihre Er— 
klaͤrung uͤber dieſe Gegenſtaͤnde abgegeben haben, bei der endlichen Berathung erwogen werden. 

4. Da Unfere getreuen Stände bei dem Wunſche beharren, daß die Seminarien zu Ma— 
rienburg und Angerburg beſtimmt werden möchten, um Taubſtummen⸗ Unterrichts- Anftalten 
damit zu verbinden, ſo haben Wir dieſem Wunſche zu entſprechen beſchloſſen, wonach Unſer 
Miniſter der geiſtlichen und Unterrichtd Angelegenheiten das Weitere veranlaſſen wird. 
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Feuer⸗Ver⸗ 
ſicherungs⸗An⸗ 
gelegenheit. 


Armenweſen. 
Aufnahme u. 


Zuruͤckweiſung 


neuer Anſied⸗ 
ler. 


Taubſtummen⸗ 


Anſtalten. 


D 


Anftalten zur 
Erziehung 
verwahrloſeter 
Kinder. 
Irren⸗ 
Anſtalten. 


Reviſion der 
Provinzial⸗ 
Rechte. 
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Dem Antrage, einen Theil der der Anſtalt zu Koͤnigsberg gehoͤrigen Kapitalien den neu 
zu errichtenden Inſtituten zu uͤberlaſſen, werden Wir dann entſprechen, wenn ſich bei der von 
Uns anbefohlenen weitern Eroͤrterung ergeben ſollte, daß das Inſtitut zu Königsberg, welches 
zum Nutzen der Provinz auch ferner beſtehen muß, nach Aufhebung der zeitherigen Verbindung 
fo verkleinert werden koͤnne, daß es zu feiner Unterhaltung der ſaͤmmtlichen Zinfen der ihm ger 
hoͤrigen Kapitalien nicht weiter beduͤrfe. 

5. Bei der Erklaͤrung des Landtags, nach welcher von der fruͤher beabſichtigten Errichtung 
von Anſtalten zur Erziehung ſittlich verwahrloſeter Kinder abgeſtanden werden ſoll, laſſen Wir 
es lediglich bewenden. 

6. Die Einrichtung von Provinzial-Irren-Anſtalten in Verbindung mit den kaudarmen⸗ 
Anſtalten zu Tapiau und Graudenz wird nur dann ſtatt finden koͤnnen, wenn beiderlei Inſtitute 
durch ausreichenden Raum geſchieden und die in dem einen und andern aufzunehmenden Indi— 
viduen fo von einander getrennt werden koͤnnen, daß keine Beruͤhrung zwiſchen denſelben Gott 
findet. Unſer Ober⸗Praͤſident iſt beauftragt, dies naͤher zu eroͤrtern und eventuell Plaͤne und 
Anſchlaͤge einzureichen. 

Wir behalten Uns demnaͤchſt vor, deshalb, ſo wie eventuell wegen TEE ER eineg 
ſchicklichen Kloſters zur Errichtung einer Irren-Anſtalt, und auch wegen des Antrags auf Ver— 
aͤußerung der Grundſtuͤcke des Kloſters zu Neuenburg und Zuweiſung des Kaufgeldes und ſon— 
ſtigen Vermoͤgens deſſelben, als Beihuͤlfe zur Einrichtung der Anſtalt, zu beſchließen. Hieruͤber 
ſoll Unſern getreuen Staͤnden bei ihrer naͤchſten Zuſammenkunft Eroͤffnung gemacht werden. 

Im Uebrigen bewendet es dabei, daß die Mittel, welche außer der von Uns zu gewaͤh— 
renden Beihuͤlfe zur Ausfuͤhrung des von Staats-Genehmigung abhaͤngig bleibenden Plans der 
Einrichtung und Unterhaltung der Irren-Anſtalt ſonſt erforderlich ſeyn moͤchten, von der Pro— 
vinz Preußen, eben ſo wie ſolches in den uͤbrigen Provinzen der Monarchie geſchieht, zuſam⸗ 
mengebracht werden muͤſſen. 
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II. 


Die angebrachten Petitionen betreffend. 


1. Auf den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde, daß die Arbeiten zur Zuſammenſtellung und 
Reviſion des Provinzialrechts von Weſtpreußen wieder aufgenommen werden moͤchten, machen 
Wir ihnen bekannt, daß in Folge des dem Oberlandesgericht zu Marienwerder und dem Stadt- 
gericht zu Danzig wegen Entwerfung eines Weſtpreußiſchen und Danziger Statutar-Nechts 
vorlaͤngſt ertheilten Auftrags das Geſchaͤft in vollem Gange iſt, auch von Unſerm Juſtizꝙ-Mi⸗ 
niſterio nicht aus den Augen verloren, vielmehr, ſoweit die entgegenſtehenden eigenthuͤmlichen 
Schwierigkeiten es geſtatten, deſſen Beſchleunigung betrieben werden wird. 
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2. Bevor Wir die von Unſern getreuen Ständen wegen Veränderung der Erbfolge des 
Adels in den ehemaligen Palatinaten Marienburg und Pommerellen in Antrag gebrachten Gite 
leitungen treffen, haben Wir zuvoͤrderſt das Oberlandes-Gericht zu Marienwerder zur gutacht⸗ 
lichen Berichterſtattung auffordern laſſen, und behalten Uns die weitere Entſchließung vor. 

3. Wenn Unſere getreuen Stände bitten, das dasjenige, was durch Unſer Juſtiz-Mi⸗ 
niſterium unterm Gren Januar 1816 in Bezug auf die Gerichtskoſten in delietis publieis für 
Schleſten feſtgeſetzt worden, auch in der Provinz Preußen zur Anwendung gebracht werden 
moͤge, ſo muͤſſen Wir ihnen bemerklich machen, daß dieſe Beſtimmung keine neue Beguͤnſtigung 
der Provinz Schlefien, ſondern nur eine nach dem jetzigen Zuſtande der Legislation in Krimi 
nal - Sachen für nothwendig erachtete Modification derjenigen Verfaſſung iſt, welche für Schle⸗ 
ſien nach dem Inquiſitoriats-Reglement vom 13ten Auguſt 1750 und in der Inſtruction vom 
20ſten Mai 1756 (Edicten-Sammlung 1761 S. 80.) auf den Schluß des Conventus publici 
von 1707 begruͤndet worden iſt. Wir muͤſſen daher dieſe auf beſondern ſtaatsrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſen beruhende nur einer Provinz eigenthuͤmliche Einrichtung auf andere Provinzen zu uͤber— 
tragen Bedenken finden. 

4. Die Vorausſetzung Unſerer getreuen Staͤnde, daß in der Provinz Brandenburg eine 
geſetzliche Beſtimmung gelte, nach welcher Jeder, der ein Wohngebäude auf dem Grundftüce 
eines regulirten Bauern errichtet, jaͤhrlich einen Jurisdictions-Canon von einem Thaler an den 
Gerichtsherrn zu bezahlen habe, tritt in dieſer Allgemeinheit nicht ein, indem eine ſolche Beſtim— 
mung nicht vorhanden iſt; Wir muͤſſen daher auch eine ſolche fuͤr die Provinz Preußen zu 
erlaſſen Bedenken finden. 

5 Dasjenige, was Unſere getreuen Staͤnde wegen der Kalende-Abgaben von dismem⸗ 
brirten Grundſtuͤcken vorgeſtellt haben, iſt ſchon früher Gegenſtand der Verhandlungen bei den 
betheiligten Miniſterien geweſen. Wir haben befohlen, einen Geſetzes-Entwurf daruͤber vorzu— 
bereiten, und behalten uns vor, denſelben dem Landtage kuͤnftig zur Begutachtung vorlegen zu 
laſſen. 

6. Der Antrag Unſerer getreuen Staͤnde, zu beſtimmen, daß nicht der Gerichtsherr und 
der Gerichtshalter, jeder beſonders, ein Exemplar der Geſetz-Sammlung zu halten verpflichtet 
ſey, ſcheint auf einem Mißverſtaͤndniſſe zu beruhen, da weder das Geſetz vom 27ſten October 
1810 dem Gerichtsherrn die Verpflichtung auflegt, außer dem für das Patrimonial-Gericht 
beſtimmten Exemplare noch ein zweites zu halten, noch auch die Bekanntmachung des Oberlan— 
des⸗Gerichts zu Marienwerder ein diesfallſiges Anſinnen enthaͤlt, indem ſie nur, dem Geſetze 
vom 27ſten October 1810 entſprechend, die Haltung eines Exemplars fuͤr jedes Patrimo— 
nials Gericht vorſchreibt. Hierbei muß es auch dann bewenden, wenn die Verwaltung mehr 
rerer Gerichte in einem und demſelben Juſtitiar vereinigt iſt, da an jeder einzelnen Gerichtsſtelle 
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ein Exemplar vorhanden ſeyn und von dem Gerichts-Inhaber, welcher deſſen wegen der ihm 
obliegenden Polizei-Geſchaͤfte bedarf, aufbewahrt, auch zum Gebrauche des Gerichtshalters bei 
Gerichtstagen bereit gehalten werden muß. Sollte ein groͤßeres Gut mit ſaͤmmtlichen Einwoh⸗ 
nern eine Gemeine für ſich bilden und das Dominium der letztern die Bezahlung der ihnen noͤ— 
thigen Geſetz- Sammlung nicht anſinnen koͤnnen, ſo wird es aus einem andern Titel, naͤmlich 
in Vertretung der auf dem Gute wohnenden Gemeine, die Anſchaffung nach §. 5. 1. des ger 
dachten Geſetzes zu beſorgen haben. 


Hiernach wird das Geſetz keiner Deklaration beduͤrfen, da das obige aus dem Inhalte 
deſſelben hervorgeht. 


7. Diejenige Denkſchrift Unſerer getreuen Stände, in welcher dieſelben verſchiedene Ge— 
genſtaͤnde aufführen, die fie bei der Reviſion der Geſetzgebung beruͤckſichtigt zu ſehen wuͤnſchen, 
haben Wir Unſerm Juſtiz-Miniſterio zur weitern Erörterung zugehen laſſen, zugleich aber an— 
geordnet, daß der darin angeregte Gegenſtand, welcher die Verguͤtung der Anzugsfuhren von 
Seiten der vor Ablauf von fuͤnf Jahren auderweit angeſtellten Geiſtlichen und Schullehrer be— 
trifft, beſonders in Erwaͤgung gezogen und Unſere Entſchließung deshalb eingeholt werde. 


8. Eine Reviſion des Stempelſteuer-Geſetzes vom 7ten Maͤrz 1822 iſt bereits im Werke 
und wird, da das Beduͤrfniß derſelben anerkannt iſt, moͤglichſt beſchleunigt werden. Bis zu 
allgemeiner Entſchließung uͤber die deshalb anderweit zu treffenden Beſtimmungen ſind aber ein⸗ 
zelne interimiſtiſche Aenderungen unſtatthaft, die dieſe Angelegenheit bei der nothwendigen Nück- 
ſicht auf das Beduͤrfniß der Staatskaſſen und den zu deſſen Deckung von der Stempelſteuer zu 
erwartenden Beitrag nicht blos in Beziehung auf das eine oder andere ſtempelpflichtige Object, 
ſondern im Ganzen aufgefaßt werden muß. 


9. Was den Antrag anlangt, daß die General-Kommiſſionen zur Regulirung der guts— 
herrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe aufgeloͤſt und deren Geſchaͤfte den Regierungen übertra- 
gen werden moͤchten, fo iſt Unter Ober-Praͤſident beauftragt, den ſpeciellen Plan zu dieſer Ein⸗ 
richtung auszuarbeiten und einzureichen. 


10. Wegen der Muͤhlen⸗Geſetzgebung fuͤr Weſtpreußen und Litthauen muͤſſen Wir, da die 
uͤber dieſen Gegenſtand eingeleiteten Berathungen noch nicht beendigt ſind, Unſere Entſchließung 
noch auszuſetzen. 


11. Auf den Antrag wegen baldiger Erlaſſung eines Gewerbe-Polizei-Geſetzes und eines 
Wege⸗Reglements eröffnen Wir Unſern getreuen Ständen, daß der Entwurf des erſtgedachten 
Geſetzes bereits der Berathung unterliegt, die Reviſton der Geſetzgebung uͤber Anlage und Uns 
terhaltung der oͤffentlichen Wege aber einer beſondern Kommiſſton uͤbertragen iſt. 
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Was dagegen den Antrag anlangt, daß die Erlaffung einer Zort: Kommunal Ordnung 
und eines Geſetzes uͤber die Servis-Verhaͤltniſſe in den Staͤdten beſchleunigt werden moͤge, ſo 
erwiedern Wir Unſern getreuen Ständen, daß wegen des erſtern Gegenſtandes die Provinzial 
Behörden zu Fertigung der noͤthigen Vorarbeiten beauftragt worden ſind; der zweite Gegen— 
ſtand aber bei Unſerm Finanz-Miniſterio in der Bearbeitung begriffen iſt, und beide Angelegen—⸗ 
heiten, ſo ſehr die Verhaͤltniſſe es zulaſſen, befoͤrdert werden ſollen. 


12. Dem Antrage des Landtags, daß einer dem Raume angemeſſenen Anzahl von Zur 
hoͤrern der Zutritt zu den Landtags-Verſammlungen geſtattet werden moͤge, koͤnnen Wir nicht 
ſtatt geben, da eine ſolche Einrichtung auch unter den in Vorſchlag gebrachten Beſchraͤnkungen 
fuͤr die Inſtitution der Provinzial⸗Staͤnde nach ihrer geſetzlichen Verfaſſung nicht geeignet iſt. 


13. Auf die Antraͤge Unſerer getreuen Staͤnde wegen Modification einiger Stellen der 
Kreis-Ordnung und der Vorſchriften uͤber die von den Kreistagen vorzunehmenden Wahlen 
geben Wir ihnen Folgendes zu erkennen: 


ad 1. Zuvoͤrderſt muͤſſen Wir denſelben bemerklich machen, daß bei dem Verfahren der 
Kreis - Verfammlungen in Hinſicht der Wahl der Landraͤthe, Kreis-Deputirten und andern 
Beamten eine Beziehung auf das Verfahren bei den Wahlen der Abgeordneten zum Provinzial 
Landtage nicht ſtatt finden kann, da bei letztern nach 5. 18. des Geſetzes vom 1ſten Juli 1823 
das Wahlrecht immer in Perſon ausgeuͤbt werden muß, eine Vertretung daher uͤberhaupt nicht 
zuläßig iſt, während ſolche bei den von den Kreistagen vorzunehmenden Wahlen, wie bei allen 
andern Verhandlungen der Kreisſtaͤnde, durch die Kreis-Ordnung vom 17ten Maͤrz 1828 in 
gewiſſen Faͤllen nachgelaſſen iſt, und nach dem Gutachten der Staͤnde auch ferner nachgelaſſen 
bleiben ſoll. Was nun aber die einzelnen in Hinſicht dieſer Vertretung geſchehenen Antraͤge 
betrifft, ſo koͤnnen Wir 


ad a. kaum vorausſetzen, daß es, wie es nach der Faſſung der Denkſchrift ſcheinen moͤchte, 
die Abſicht ſey, den Vater unmuͤndiger Ritterguts-Beſitzer, welcher nach der Kreis-Ord— 
nung §. 5. a., gleich dem Vormunde zu Vertretung des Unmuͤndigen berechtigt iſt, von 
dieſer Vefugniß auszuſchließen und ſolche blos dem Vormunde beizulegen. Wir laſſen 
es daher lediglich bei der Beſtimmung der Kreis-Ordnung bewenden. 


ad b. Der diesfallſige Antrag entſpricht woͤrtlich der Beſtimmung der Kreis-Ordnung. 


ad c. Auch dieſer Antrag ſtimmt lediglich mit der Kreis-Ordnung uͤberein, da der Zufatz: 
durch Gutsbeſitzer aus dem Stande der Ritterſchaft, durch die allgemeine 
Beſtimmung der Kreis-Ordnung: daß die Vertreter jederzeit zum Stande der 
Ritterſchaft gehoͤren ſollen, uͤberfluͤſſig gemacht wird. 
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ad d. VC feint hierbei die Abſicht, diejenigen Hinderniſſe des perſoͤnlichen Erſcheinens, 
welche die Beſtellung eines Stellvertreters rechtfertigen ſollen, genauer als durch die 
Kreis-Ordnung 9. 5. d. geſchehen, zu beſtimmen. Bei der Mannigfaltigkeit der moͤgli⸗ 
chen Faͤlle wuͤrde aber dieſe Beſtimmung immer mangelhaft bleiben, daher Wir es bei 
der allgemeinen Vorſchrift der Kreis-Ordnung bewenden laſſen. 
ad 2. Den Antrag, daß bei Wahlgeſchaͤften der Kreis-Verſammlungen kein Anwe— 
ſender mehr als Eine Vollmacht anzunehmen berechtigt ſeyn ſolle, gewaͤhren Wir um ſo un— 
bedenklicher, als bei den Wahlen der Landraͤthe und Kreis-Deputirten, nach den von Uns er— 
theilten Beſtimmungen, auch Abweſende ihre Stimmen durch Einſendung von Wahlzetteln ab— 
geben koͤnnen, und daher die Ertheilung von Vollmachten uͤberhaupt nicht nothwendig iſt. 
ad 3. Wegen der Formen, nach welchen bei den Wahlen der Landraͤthe und Kreis— 
Deputirten verfahren werden ſoll, haben Wir allgemeine Beſtimmungen erlaſſen, bei welchen es 
auch in der Provinz Preußen ſein Bewenden behalten muß. 


ad 4. Dem Antrage, daß den Wittwen geſtattet werden moͤge, ſich bei den Berathun— 
gen des Kreistags, wenn ſolche keine Wahl-Geſchaͤfte betreffen, durch ihre großjaͤhrigen Soͤhne 
vertreten zu laſſen, auch wenn letztere keine Gutsbeſitzer ſind, koͤnnen Wir nicht ſtatt geben, 
indem Wir vielmehr die oben ad 1 c. erwähnte Vorſchrift allgemein aufrecht zu erhalten für 
noͤthig finden. 


14. Was die Stellung der Kreis-Deputirten anlangt, fo machen Wir Unſern getreuen 
Staͤnden auf ihre diesfallſigen Antraͤge bekannt, daß nach den getroffenen Beſtimmungen die 
Kreis⸗Deputirten, Amtsgehuͤlfen der Landraͤthe in ſolchen Faͤllen ſeyn ſollen, wo letztere ihnen 
Auftraͤge ertheilen; daß ſie mithin verpflichtet ſind, dieſe Auftraͤge, durch welche ihnen jedoch 
keine Unkoſten erwachſen duͤrfen, auszurichten; daß ferner bei Behinderung der Landraͤthe die 
Geſchaͤfte derſelben niemals laͤnger als vierzehn Tage durch einen andern Stellvertreter, als 
durch einen von der Regierung dazu auszuwaͤhlenden Kreis-Deputirten, beſorgt werden ſollen. 
Bei eintretender Vacanz dagegen und bis zur Wiederbeſetzung der Stelle muß die Wahl des 
Stellvertreters immer den Regierungen uͤberlaſſen, von letztern jedoch, bei der Wahl deſſelben, 
wenn einer der Kreis-Deputirten bereits die zum Landraths-Amte erforderliche Qualification 
durch die vorgeſchriebene Prüfung nachgewieſen hat, und ſich zur interimiſtiſchen Verwaltung 
bereit erklaͤrt, demſelben der Vorzug vor Andern gegeben werden. Daß die Kreis-Deputirten 
zu einem interimiſtiſchen Verwalter des Landraths-Amts in daſſelbe Verhaͤltniß treten, wie zum 
Landrathe, ergiebt ſich daraus, daß der erſtere in alle Befugniſſe des Landraths eintritt. 

Den Regierungen iſt die Befugniß, nichtqualificirten Perſonen, welche zu Kreis-Depu⸗ 
tirten erwaͤhlt worden find, die Beſtaͤtigung zu verſagen, bereits durch das Wahl- Reglement 


vom 22ſten Auguſt 1826 F. 8. beigelegt. Daß aber die Beftätigung auch das Anerkenntniß 
der Qualification zur temporairen Vertretung der Landraͤthe in ſich ſchließe, bedarf keiner 
beſondern Feſtſetzung. 


Uebrigens iſt bereits verfuͤgt, daß die Stelle eines Kreid - Deputirten als ein Ehrenamt 
zu betrachten ſey, zu deſſen Annahme jedoch niemand gezwungen werden koͤnne. Wird die 
Annahme abgelehnt, ſo haben die Kreisſtaͤnde eine andere Wahl vorzunehmen. Sollte ſich aber 
kein qualificirter und zur Annahme bereiter Gutsbeſitzer finden, ſo wird die Anſtellung des 
Kreis⸗Deputirten, fo lange bis ſich ein ſolcher findet, ausgeſetzt bleiben. 

Hierdurch werden ſich die von Unſern getreuen Staͤnden angeregten Zweifel erledigen, 
ſo daß es einer beſondern Inſtruction nicht bedarf. | 

Wenn hierbei der Landtag die Kreis-Deputirten-Repraͤſentanten der Kreisſtaͤnde nennt, 
ſo muͤſſen Wir demſelben bemerklich machen, daß die Kreisſtaͤnde den Kreis repraͤſentiren, 
nicht aber ſich von einem ihres Mittels wieder repraͤſentiren laſſen koͤnnen. 


15. Auf die verſchiedenen Antraͤge, welche Unſere getreuen Staͤnde in Beziehung auf die 
wegen der Verpflichtung zum Kriegsdienſte beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften angebracht haben, 
ertheilen wir ihnen folgende Reſolutionen: 


ad a. Schon die beſtehenden Vorſchriften bieten Mittel dar, begründete Reclamationen von 
Leuten, die im ſtehenden Heere oder in der Landwehr erſten Aufgebots dienen, ſo weit 
es die allgemeine Dienſtverpflichtung geſtattet, zu beruͤckſichtigen, indem hiernach, wenn 
der Fall ſich dazu eignet, ſelbſt diejenigen, die ſich bei den Fahnen befinden, vor beendig— 
ter dreijaͤhriger Dienſtzeit zur Kriegs-Reſerve entlaſſen, Landwehrmaͤnner erſten Aufgebots 
von den großen Uebungen entbunden, und bei eintretender Mobilmachung von der Einbe— 
rufung befreit werden koͤnnen, ſofern nur die etatsmaͤßige Kriegsſtaͤrke erreicht wird. 
Dem wirklichen Beduͤrfniſſe wird alſo genuͤgt, ohne daß es erforderlich iſt, Leute vor 
dem geſetzlichen Termine der Landwehr erſten oder zweiten Aufgebots zu uͤberweiſen. 
Wir koͤnnen daher eben ſo wenig auf dieſen Antrag als auf den eingehen, aus der Zahl 
derjenigen, welche ſich vom Eintritte in das ſtehende Heer freigelooſt haben, der Land— 
wehr erſten Aufgebots mehr Leute, als zeither planmaͤßig geſchehen iſt, uͤberweiſen zu 
laſſen, da die hierdurch entſtehende Vermehrung' der Landwehr neue finanzielle Opfer 
koſten wuͤrde. 


ad b. Wegen Geſtellung der Landwehr-Kavallerie-Pferde und Vertheilung der dazu noͤthi— 
gen Koſten haben Wir bereits durch Unſere Kabinets-Ordre vom 17ten September v. J., 
welche geſetzlich publicirt iſt, Beſtimmung getroffen, bei welcher es ſein Bewenden behaͤlt. 
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ad c. Was die Repartition der Mobilmachungs-Pferde für das ſtehende Heer und die Be— 
ſtimmung der Abnahme-Orte anlangt, ſo haben die diesfallſigen Antraͤge bereits durch 
die ergangenen Miniſterial-Beſtimmungen ihre Erledigung erhalten. Auch der Gewaͤh— 
rung des Geſuchs, daß den Kreiſen die auf ſie treffende Pferdezahl ſchon im Voraus 
bekannt gemacht werden moͤge, ſteht kein Bedenken entgegen, daher demſelben gemaͤß das 
Miniſterium des Innern und der Polizei das Erforderliche verfuͤgen wird. 

Dagegen iſt es 

ad d. unzulaͤßig, in der Landwehr-Bezirks-Eintheilung, welche weſentlich durch militairiſche 
Ruͤckſichten bedingt wird, einzelne Aenderungen eintreten zu laſſen. 

ad e. Zur Erreichung des vom Landtage gewuͤnſchten Zwecks ſollen die in den Navigations- 
Schulen zu Schiffs-Kapitainen und Steuerleuten wiſſenſchaftlich ausgebildeten jungen 
Leute, wenn ſie die Pruͤfung durch die fuͤr Seeſchiffsfuͤhrer und Seeſchiffsbauer errichtete 

Konmmiſſion beſtehen, auf den Grund der daruͤber erhaltenen Zeugniſſe, auch ohne weitere 
auf Gymnaſial-Schulkenntniſſe ſich beziehende Prüfung, bei rechtzeitiger Meldung zum 
einjaͤhrigen freiwilligen Militair-Dienſte zugelaſſen werden. N 


16. In der Denkſchrift wegen der Anlage neuer Krug- und Schankſtaͤtten erkennen 
Unſere getreuen Stände an, daß dieſelbe bereits durch die erlaſſenen Anordnungen aus Ruͤck— 
ſicht auf das oͤffentliche Wohl, ſo weit es, ohne das Haupt-Prinzip der Gewerbefreiheit zu 
verletzen, geſchehen koͤnne, beſchraͤnkt worden ſey. Wenn deſſen ungeachtet dieſelben eine ferner— 
weite Beſchraͤnkung durch den Antrag bezwecken: 

daß bei Anlegung neuer Krug- und Schankſtaͤtten nach Analogie des Geſetzes vom 

28ſten October 1810 wegen neuer Muͤhlen-Anlagen verfahren, und durch oͤffentliche 

Bekanntmachung Jeder aufgerufen werden moͤge, ſeine geſetzlichen Einwendungen gegen 

die neue Anlage anzubringen, 
ſo muͤſſen Wir Unſern getreuen Staͤnden bemerklich machen, daß durch eine ſolche Anordnung 
eben das Haupt-Prinzip der Gewerbefreiheit angegriffen, und dem Einzelnen ein Widerſpruchs— 
Recht gegen dasjenige eingeraͤumt werden wuͤrde, was Jedem freiſteht, ſobald ihm die Staats— 
behoͤrde die erforderliche Erlaubniß dazu gegeben hat. Da nun auch bei Anlage neuer Schank— 
ſtaͤtten diejenigen privatrechtlichen Ruͤckſichten, welche die vorgaͤngige oͤffentliche Bekanntmachung 
beabſichtigter neuer Muͤhlen-Anlagen erforderlich machen, niemals eintreten koͤnnen, und die 
Polizei⸗Behoͤrden Conceſſionen zur Anlage neuer Schankſtaͤtten nicht anders, als unter Veruͤck— 
ſichtigung des öffentlichen Beduͤrfniſſes ſowohl als der untadelhaften Führung derer, welche 
die Conceſſion ſuchen, und nur von Jahr zu Jahr ertheilen dürfen, auch dieſelben, ſobald ſich 
ausreichende Gründe dazu ergeben, zuruͤckzunehmen befugt find, uͤberdies aber, wenn eine Der 


hoͤrde hiebei nicht mit gehoͤriger Sorgfalt verfahren ſeyn ſollte, auf desfallſige Anzeigen bei 
den hoͤhern Behoͤrden, von Seiten derſelben Remedur erfolgen kann und wird, R koͤnnen Wir 
auf den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde nicht eingehen. 

Da es indeß den Anſchein hat, als ſey derſelbe wenigſtens zum Theil durch Mißgriffe der 
Lokal⸗Polizei-Behoͤrden, welche moͤglicherweiſe vorgefallen ſeyn koͤnnen, veranlaßt worden, fo 
werden Wir das Staats-Miniſterium anweiſen, bei den Berathungen über das Gewerbe-Po— 
lizei-Geſetz nicht blos die Beſchraͤnkungen der Befugniß zur Anlage neuer Schankſtaͤtten uͤber— 
haupt, ſondern auch zugleich die Frage in nähere Erwägung zu ziehn: ob und welche beſtimm— 
tere Vorſchriften für das Verfahren der Polizei-Behoͤrden bei Prüfung der Geſuche um Con- 
ceffionen zu neuen Schankanlagen etwa gegeben werden koͤnnen, um den etwanigen Mißgriffen 


der gedachten Behoͤrden noch ſicherer vorzubeugen, und die Controlle ihres Verfahrens von 


Seiten der vorgeſetzten Behoͤrden zu erleichtern. 

Inmittelſt iſt die Anordnung getroffen, daß bei jeder Nachſuchung der Ronceffion zur 
Anlage einer neuen Schankſtaͤtte durch die betreffende Polizei» Behörde eine gründliche Prüfung: 
ob das dringende Beduͤrfniß einer folchen Anlage vorhanden ſey, veranlaßt und die Ertheilung 
der Konceffion in jedem vorkommenden Falle auf die Nachweiſung dieſes wirklichen Beduͤrf— 
niſſes und uͤberhaupt ſo viel als moͤglich beſchraͤnkt werden ſoll. 

17. Die definitive Regulirung der Verhaͤltniſſe der Scharfrichter ſoll moͤglichſt beſchleu— 
nigt werden. Da es aber uͤberhaupt in Zweifel gezogen worden iſt, ob und in wiefern durch 
das Publikandum vom 29ſten April 1772 den Scharfrichtern neue Widerſpruchsrechte verliehen 
worden ſeyen, ſo haben Wir angeordnet, daß Unſere Regierungen, wenn nicht von ſolchem 
Vieh die Rede iſt, welches an anſteckenden Krankheiten leidet, die Anſpruͤche der Abdecker 
nicht durch polizeiliche Einwirkung unterſtuͤtzen, ſondern ſolche SS zur SEES im 
Rechtswege verweiſen ſollen. 

18. Wenn unſere getreuen Staͤnde darauf antragen, daß den vom Staate beſoldeten 
Medizinal⸗Perſonen eine angemeſſene Zulage zu ihren Gehalten bewilligt, dagegen aber ihnen die 
Verpflichtung aufgelegt werden moͤge, armen Kranken des platten Landes gegen eine ermaͤßigte 
Medizinal-Gebuͤhren⸗Taxe Huͤlfe zu leiſten, fo muͤſſen Wir denſelben bemerklich machen, daß 
durch die Gewaͤhrung dieſes Antrags die Verpflichtung der Kommunen, fuͤr die Pflege der 
hnen angehoͤrigen armen Kranken auf eigene Koſten zu ſorgen, zum Theil vom Staat uͤber— 
nommen, die Staats-Kaſſe aber dadurch mit einer neuen nach der beſtehenden Verfaſſung ihr 
nicht obliegenden und bei allgemeiner Anwendung des vorgeſchlagenen Grundſatzes nicht onbe: 
deutenden Ausgabe belaſtet werden wuͤrde. Wir tragen daher auf dieſen Antrag einzugehen 
Bedenken. Es wird aber auch fernerhin, wie zeither, armen Kommunen die Erfuͤllung der 
ihnen gegen ihre unbemittelten Kranken obliegenden Verpflichtungen durch Unterſtuͤtzung aus 
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dem Wohlthaͤtigkeits-Fond Unſerer Regierungen erleichtert werden. Auch wird eine fernere 
Erleichterung durch die in kurzer Zeit zu erwartenden neuen Arzenei- und Medizinal-Gebuͤh⸗ 
ren⸗Taxen eintreten, bei deren Bearbeitung auf Ermäßigung der Preiſe und Gebühren zu 
Sunpen der aͤrmern Klaſſen Ruͤckſicht genommen worden iſt. 


19. Wenn Unſere getreuen Staͤnde ſich daruͤber beſchweren, daß den dortigen Kreis⸗ 
Kommunal⸗-Kaſſen von Unſerm Miniſterio des Innern in gewiſſen Fällen angeſonnen worden 
ſey, die Verguͤtung fuͤr bei Viehſeuchen polizeilich getoͤdtetes Vieh zu leiſten, ſo koͤnnen Wir 
dieſe Beſchwerde aus den in der Beilage sub A. entwickelten Gründen nicht für ſubſtantiirt 
halten. Unſere getreuen Staͤnde werden daraus erſehen, in welchen Faͤllen nach der darin ent— 
haltenen ganz richtigen Deutung des Patents vom 2ten April 1803 die Verguͤtung vom Staate, 
und in welchen Faͤllen ſie auf Koſten der Eingeſeſſenen zu leiſten iſt. Bei dieſer in den uͤbri— 
gen Provinzen ſtatt findenden Anwendung des Geſetzes muß es auch in der Provinz Preußen 
ſein Bewenden behalten. Nicht zu verkennen iſt hierbei, daß einem einzelnen Kreiſe die Auf— 
bringung dieſer Verguͤtung oft ſchwer werden muß und daher die Bildung größerer Verbände 
wuͤnſchenswerth bleibt. Dieſe letztere iſt durch den im Jahre 1827 dem Landtage vorgelegten 
Geſetzes-Entwurf bezweckt worden, deſſen Publikation in der Provinz aber damals nicht ge— 
wuͤnſcht worden iſt. Indeſſen wird dennoch durch Vereinigung zwiſchen mehreren Kreiſen der 
Zweck erreicht werden koͤnnen, als weshalb Unſer Ober-Praͤſident an die Kreisſtaͤnde die erfor⸗ 
derliche Veranlaſſung ergehen laſſen wird. 


20. Wir finden diejenigen Vorſchriften, welche die Oſt- und b Weſpreußiſchen Regierun⸗ 
gen uͤber die Anwendung Unſerer Ordre vom 10ten Februar 1827 bekannt gemacht haben, ſo 
wie ſolche in dem Publikando der Regierung zu Marienwerder vom 5fen November 1830 zu— 
ſammengeſtellt worden, den beſtehenden Geſetzen angemeſſen, und muß es bis zur Vollendung 
der allgemeinen Geſetzes-Reviſion dabei bewenden. 


Was jedoch die Stellvertretung der Inhaber der Patrimonial- Gerichtsbarkeit bei Zug: 
übung des polizeilichen Strafrechts betrifft, fo hat Unter Miniſterium des Innern und der 
Polizei bereits den Grundſatz in Anwendung gebracht, ſolche Stellvertreter, welche fuͤr zuver— 
laͤßig zu halten, und die den Grad der Bildung haben, der zur Anwendung ber im vorgedach— 
ten Publikando enthaltenen Vorſchriften erforderlich iſt, nach erfolgter Praͤſentation derſelben 
bei der Behoͤrde, d. h. zunaͤchſt dem Kreis-Landrathe, unter deſſen ſpecieller Genehmigung zus 
zulaſſen. Wir wollen es bei dieſem Verfahren belaſſen; daher diejenigen Inhaber der Patri— 
monial⸗Jurisdiction, welche die Ausuͤbung des polizeilichen Strafrechts durch andere Stellver- 
treter, als ihre Gerichtshalter, wünfchen, dieſe Perſonen bei dem Landrathe des Kreiſes namhaft 
zu machen und von demſelben den Beſcheid uͤber die Zulaͤßigkeit zu erwarten haben. 
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21. Wir haben über das Maaß, in welchem die durch die Landſtraßen beruͤhrten Ort⸗ 
ſchaften unentgeltliche Huͤlfe zur Wegſchaffung des Schnees zu leiſten haben, durch Unſer 
Staats- Miniſterium eine allgemeine Anordnung erlaſſen, durch deren Bekanntmachung ae 
Angelegenheit angemeſſen regulirt werden wird. 

22. Da faſt ſaͤmmtliche Theile der Provinz Preußen ſeit einer langen Reihe von Jahren 
ununterbrochen zu Unſerer Monarchie gehoͤrt haben, und in dieſer Zeit die Bekanntmachung 
der Geſetze und Verordnungen in deutſcher Sprache immer fuͤr zureichend erkannt worden ift, 
fo koͤnnen Wir Uns nicht bewogen finden, gegenwärtig noch, nachdem durch jene Verbindung 
ſelbſt und durch den verbeſſerten Schul-Unterricht die Kenntniß der deutſchen Sprache ſich 
immer mehr verbreitet und ausgebildet hat, eine beſondere Publikation u litthauiſcher Ws 
polniſcher Sprache anzuordnen. Es wird vielmehr genuͤgen, wenn in benjenigen Orten, in 
welchen die eine oder andere dieſer Sprachen noch geſprochen wird, und Eine SE Kennt⸗ 
niß der deutſchen Sprache nicht allgemein verbreitet iſt, die Gemein-Obrigkeiten 5 der Be⸗ 
kanntmachung der Geſetze den Inhalt derſelben muͤndlich in die Sprache des Orts ee ge 
Hierzu ſollen dieſelben noch beſonders angewieſen werden. Bei allen denjenigen en 
welche ſich durch eigenes Leſen mit den Geſetzen bekannt machen, iſt eine beſſere Schulbildung, 


2 


Wegſchaffung 

Ki Schnees 

n den Chauſ⸗ 
SE 


Bekanntma⸗ 
chung der Ge 
ſetze in polni⸗ 
ſcher und lit⸗ 

thauiſcher 

Sprache. 


mit dieſer aber eine hinreichende Kenntniß der deutſchen Sprache vorauszuſetzen, daher auch 


fuͤr ſie der Abdruck einer Ueberſetzung nicht erforderlich. . 

23. Die Verbeſſerung der Polizei-Verwaltung im Regierungs⸗ Bezirk Gumbinnen iſt 
bereits ſeit laͤngerer Zeit Gegenſtand der Verhandlungen zwiſchen den PAG Minifferien 
geweſen, in deren Verfolg Unſer Ober-Praͤſident mit Auftrag verfehen worden if, nach ga 
fen angegebenen Grundzuͤgen den Plan einer anderweiten Einrichtung auszuarbeiten a einzu⸗ 
reichen. Von dem Erfolge wird der Landtag zu ſeiner Zeit benachrichtigt und Rer SE 
in ſofern dabei neue gefegliche Beſtimmungen in Frage kommen ſollten, zu vorgaͤngiger Begut— 
achtung der zu erlaſſenden Verordnung aufgefordert werden. N N | 

24. Wenn Unſere getreuen Stände ohne Anführung fpecieller Fälle en daß das 
Geſetz vom 2iften Juli 1827 wegen Einfuͤhrung gleicher Wagen- und Schlittengeleife bei Er⸗ 
bauung neuer Fuhrwerke oft nicht beobachtet werde, und e um ee KEE ber 
auf dergleichen Contraventionen geſetzten Strafe bitten, fo iſt diefem Antrage, in ſo weit es bei 
deſſen Allgemeinheit moͤglich iſt, bereits durch die von Riten e ee verfügte Ein⸗ 
ſchaͤrfung des Geſetzes genügt. Auch wird derſelbe, wenn ihm in fpeciellen Fällen dargethan 
wird, daß eine Behoͤrde ſich in Vollziehung des Geſetzes ſaͤumig erweiſe, die erforderliche . 
eintreten zu laſſen nicht Anſtand nehmen. 

25. Die Beförderung der Land- und Waſſer-Kommunikationen in der provinz 1 
ſo wie in den uͤbrigen Theilen der Monarchie, hat fortwährend einen Gegenſtand Unſerer Jon: 
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desvaͤterlichen Fuͤrſorge ausgemacht. Auch hat die Provinz an den zu dieſem Zwecke beſtimm⸗ 
ten Summen verhaͤltnißmaͤßig Theil genommen. Mehrere für die Landes-Cultur und den 
Verkehr wichtige Bau-Anlagen find dort wieder eingeleitet und begonnen worden; fo nament- 
lich die Entwaͤſſerung der Seckenburger Niederung durch Coupirung der Greituſchke, und die 
Anlage einer Kunſtſtraße von Koͤnigsberg uͤber Tilſit bis zur ruſſiſchen Grenze. Dieſe Arbeiten 
werden, ſoweit die Ruͤckſicht auf andere Zwecke der Verwaltung es geſtattet, eifrig fortgeſetzt. 
Vor Beendigung derſelben koͤnnen aber neue groͤßere Unternehmungen zur Belebung des Ver— 
kehrs nicht begonnen werden, und auch die naͤhere Pruͤfung der von Unſern getreuen Staͤnden 
zu dieſem Behuf in Auregung gebrachten Entwuͤrfe muß bis zu dem Zeitpunkt ausgeſetzt wer— 
den, wo die Fortſchritte der in den verſchiedenen Theilen Unſeres Koͤnigreichs begonnenen oder 
von Uns genehmigten Öffentlichen Bauten ein: ‚nähere Ausſicht eröffnen, die Koſten neuer An: 
lagen dieſer Art aus den verfügbaren Geldmitteln beſtreiten zu koͤnnen. 

Unſere getreuen Staͤnde duͤrfen dabei vertrauen, daß auf die dortige Provinz bei derglei— 


chen Anlagen auch kuͤnftig jede mit dem Verhaͤltniſſe des Ganzen zu vereinbarende Nückficht 


genommen werden wird. In wie weit inmittelſt noch fuͤr kleinere dringend nothwendige An— 
lagen etwas geſchehen koͤnne, haͤngt von beſondern Verhandlungen ab. 

26. Dem Antrage Unſerer getreuen Staͤnde, die Beſtimmungen der Zoll-Ordnung vom 
26ſten Mai 1818 uͤber das Deklarations-Verfahren beim Waaren-Eingange vom Auslande und 
die dieſe Vorſchriften erlaͤuternde und ergänzende Verordnung vom 13ten Juli 1829 in Bezug 
auf den Waaren⸗-Eingang ſeewaͤrts zu modificiren, kann nicht Folge gegeben werden, vielmehr 
muß es bei dieſen allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen und den darauf gegruͤndeten Regula— 
tiven wegen der Behandlung des Waaren-Ein- und Ausgangs zur See um ſo mehr bewenden, 


als durch die von Unſerem Finanz-Miniſter erlaffene, dem F. 82. der Zoll-Ordnung vom 26ſten 


Mai 1818 und den darauf gegruͤndeten Reglements wegen des Waaren-Eingangs zur See 
entſprechende Verfuͤgung, wonach Schiffer, die an Eidesſtatt erklaͤren, fuͤr die Richtigkeit ihrer 


uͤber die ganze Ladung oder einen Theil derſelben ſprechenden Papiere nicht verantwortlich ein— 


ſtehen zu koͤnnen, unter gewiſſen das Steuer-Aufkommen ſichernden Bedingungen von einer 
verbindlichen Deklaration entbunden werden, der Zweck, welcher dem Antrage Unſerer getreuen 
Staͤnde zum Grunde liegt, ſchon in zureichender Weiſe erfuͤllt wird. 

27. Die auf Erhaltung und Foͤrderung der einheimiſchen Rhederei zu nehmenden Ruͤck⸗ 
ſichten haben es zur Zeit nicht geſtattet, auf den Antrag wegen der zum Schutze der inlaͤndi⸗ 
ſchen Reifſchlaͤgereien zu ergreifenden Maaßregeln den Eingang fremden Tauwerkes in der fuͤr 
die Jahre 1832 — 1834 feſtgeſetzten Zoll⸗-Rolle mit einer erhoͤheten Steuer zu belegen. Bei 
Entwerfung der naͤchſten Zoll⸗Rolle ſoll aber die Sache aufs Neue zur Berathung gezogen 
werden. 
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28. Das Geſuch unſerer getreuen Staͤnde um Erleichterung des Handels mit dem zu 
Lande eingehenden und zur Wieder-Ausfuhr beſtimmten Getreide hat aus uͤberwiegenden Gruͤn⸗ 
den nicht beruͤckſtchtiget werden koͤnnen. 

Unter Finanz- Miniſter iſt aber autoriſirt, für den Fall des an einzelnen Orten eintreten⸗ 
den Beduͤrfniſſes ausnahmsweiſe erleichternde Beſtimmungen eintreten zu laſſen. 


29. Auf den Antrag wegen Erweiterung der Darlehns-Befugniſſe der Bank-Comtoirs 
zu Koͤnigsberg und Danzig koͤnnen Wir nicht eingehen, da die nothwendige Ruͤckſicht auf den 
Credit der Bank und auf die Sicherheit derjenigen, welche derſelben ihr Eigenthum anver— 
trauen, eine Aenderung der Reglements nicht geſtattet. 

30. Wir koͤnnen Uns auf den erneuerten Antrag Unſerer getreuen Stände wegen Befoͤrde⸗ 
rung der Tuchfabrikation der Provinz nur auf Unſern im Landtags-Abſchiede vom 17ten Maͤrz 
1828 unter B. 5. ertheilten Beſcheid beziehen, in welchem Wir Unſere Geneigtheit, dieſem Ans 
trage auf angemeſſene Art zu willfahren, bereits ausgeſprochen haben. Das Kloſter-Gebaͤude 
zu Neuſtadt wird der Regierung zur Dispoſition geſtellt werden. Auch ſoll durch unentgeld— 
liche Hergabe eines Theils der erforderlichen Maſchienen ein ſolches Unternehmen unterſtuͤtzt 
werden, wodurch dann der Anſpruch an das Betriebs-Kapital des Unternehmers ſehr bedeutend 
gemindert wird. Es kommt nun lediglich darauf an, daß tuͤchtige Unternehmer ſich melden, 
damit die ertheilten Zuſagen verwirklicht werden koͤnnen. Die Einrichtung ſolcher Fabriken auf 
Koſten und für Rechnung des Staats hat aber nie in Unſern Abſichten gelegen. 

31. Auf die von Unſern getreuen Staͤnden angebrachten Petitionen: 

a. auf Reviſion der reducirten Hufenzahl in Weſtpreußen, und 
b. auf Repartition des Vorſpanns nach dem Verhaͤltniſſe nicht des Pferdeſtandes allein, ſon⸗ 
dern des geſammten Zugviehes, 
ertheilen Wir denſelben folgende Reſolutionen: 

ad a. muß noch zuvoͤrderſt eine weitere Eroͤrterung durch Unſere Provinzial-Behoͤrden 
vorbehalten bleiben, in deren Verfolg Entſchließung erfolgen wird. 

ad b. Die Beſtimmung, welche Unſere getreuen Staͤnde wuͤnſchen, ſteht ſchon geſetzlich 
feſt. Das Edict vom 28ſten October 1810 wegen Aufhebung des Vorſpanns (Geſetz-Samm⸗ 
lung von 1810 pag. 77.) verordnet namlich d. 2., daß der beibehaltene Militair-Vorſpann 
nach dem Zug viehſtande vertheilt werden ſoll. Bei Berechnung des Zugviehſtandes werden 
nach §. 3. jenes Edicts 3 Zugochſen 2 Pferden gleich geachtet. 

Unſere getreuen Staͤnde werden daher auf die allegirten geſetzlichen Beſtimmungen ver⸗ 
wieſen, und es wird ihnen zugleich eroͤffnet, daß die Befolgung derſelben durch das Miniſterium 
des Innern und der Polizei den Provinzial⸗Behoͤrden bereits in Erinnerung gebracht worden iſt. 
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32. Unſerer Zuſage im Landtags⸗Abſchiede vom 17ten Auguſt 1825 B. 19, Litt. A. ge⸗ 
maͤß haben Wir die Anträge Unſerer getreuen Stände auf Abſchaffung der Offiara und Po— 
dymna im Culm⸗- und Michelauiſchen Kreiſe, und Wiedereinführung der Weſtpreußiſchen Con— 
tributions⸗Verfaſſung, einer ſorgfaͤltigen Prüfung unterwerfen laſſen und Unſern Finanz-Mi⸗ 
niſter angewieſen, Uns den Plan zur Ausfuͤhrung dieſer Abaͤnderung des dortigen Steuerweſens 
und die Vorſchlaͤge zu den etwa dabei nothwendigen Modificationen vorzulegen, worauf Wir 
demnaͤchſt weitere Entſchließung zu faſſen Uns vorbehalten. 


33. Aus dem Antrage, die Errichtung von hoͤheren Buͤrgerſchulen betreffend, haben Wir 
mit Wohlgefallen erſehen, wie Unſere getreuen Staͤnde auch der Entwickelung des hoͤhern Un— 
terrichtsweſens ihre Aufmerkſamkeit widmen und ihrerſeits ſie zu foͤrdern bemuͤht ſind. Es 
muß aber im Allgemeinen dabei bewenden, daß Anſtalten dieſer Art nur auf Koſten der Kom— 
munen oder der ihrer beduͤrfenden groͤßeren Verbaͤnde errichtet werden koͤnnen, wobei denn in 
allen Faͤllen, in welchen bei hervortretendem Beduͤrfniſſe die Moͤglichkeit des Beſtehens nachge— 
wieſen wird, Unſere Behoͤrden die Anlage moͤglichſt befoͤrdern werden. Was die Anlegung ei— 
ner hoͤhern Unterrichts-Anſtalt in der Stadt Hohenſtein anlangt, ſo ſoll, wegen der in Betrach- 
tung kommenden fruͤhern Verhaͤltniſſe, eine beſondere Beruͤckſichtigung des diesfallſigen Antrages 
ſtatt finden. 


34. Wir haben ferner aus dem Antrage Unſerer getreuen Staͤnde wegen Einrichtung von 
Sonntags- Schulen mit Zufriedenheit das Intereſſe erkannt, welches dieſelben an Beförderung 
der Volksbildung nehmen. Dieſem entſprechend, haben Wir, da Zwangsmaaßregeln nicht zum 
Ziele fuͤhren wuͤrden, den Regierungen Anweiſung ertheilen laſſen, auf dieſe hoͤchſt wichtige An— 
gelegenheit ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu richten und dafuͤr zu ſorgen, daß in den einzelnen 
Gemeinen zu dieſem Behufe Maaßregeln getroffen werden, von welchen, indem ſie den guten 
Willen und die Liebe der Wohlgeſinnten für die Sache in Anſpruch nehmen, ein guter Erfolg 
mit Zuverſicht zu erwarten iſt. 


35. Wenn Unſere getreuen Staͤnde, wie ihre Bitte um anderweite Einrichtung des Reli— 
gions⸗ Unterrichts auf den Gymnaſien beweiſet, dieſen Unterricht als einen Gegenſtand von hoher 
Wichtigkeit anſehen, ſo hat auch dies Uns nicht anders als zu landesvaͤterlichem Wohlgefallen 
gereichen koͤnnen. Dieſelben erſehen aber aus dem unter B. anliegenden Pro memoria Unſeres 

einiſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal- Angelegenheiten, daß derſelbe ihre Anſicht 
theilt und bereits alle mit den Verhaͤltniſſen und dem Zwecke der Gymnaſien zu vereinbarenden 
Einrichtungen getroffen hat, um dieſem Unterrichte die moͤglichſte Vollkommenheit zu geben. 
Wenn die hiernach getroffenen Anordnungen bei dem einen oder andern Gymnaſio der Provinz 
Preußen nicht vollſtaͤndig befolgt worden ſeyn ſollten, ſo wird es nur einer naͤhern Anzeige der 
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wahrgenommenen Maͤngel bei dem vorgeſetzten ee bedürfen, um die Ab⸗ 
huͤlfe herbeizufuͤhren. 

36. Wir ſtimmen mit demjenigen, was Unſere getreuen Stände über die Nothwendigkeit 
einer neuen Provinzial-Schul-Ordnung bemerkt haben vollkommen überein, Um dem diesfalls 
geaͤußerten Wunſche zu entſprechen, erhaͤlt der Ober-Praͤſident der Provinz den Auftrag, unter 
Ruͤckſprache mit den Regierungen und mit Zuziehung ſachverſtaͤndiger Abgeordneten der Kreis— 
ſtaͤnde, auch unter Benutzung der bereits vorhandenen Vorarbeiten, eine neue den gegenwaͤrtigen 
Verhaͤltniſſen angemeſſene Provinzial-Schul-Ordnung zu entwerfen und einzureichen, worauf 
Wir das Gutachten des Provinzial-Landtags daruͤber zu erfordern Uns vorbehalten. 

37. Auf den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde, den Unterricht in der polniſchen Sprache 
auf den Gymnaſien zu Conitz und Thorn in den Lehrplan aufzunehmen, finden Wir keine Ver 
anlaſſung, von der bisherigen Einrichtung abzugehen. 

Was den Antrag auf die Beförderung des Unterrichts in der franzoͤſiſchen Sprache auf 
den Gymnaſien der dortigen Provinz betrifft, ſo iſt durch eine inzwiſchen unterm 19ten Fe⸗ 
bruar v. J. uͤber die Aufnahme dieſes Unterrichts in den Lehrplan erlaſſene Verordnung ſoweit 
fuͤr dieſen Gegenſtand geſorgt, daß die Wuͤnſche Unſerer getreuen Staͤnde dadurch erledigt ſind. 

38. Wir halten, in Uebereinſtimmung mit der vom Landtage geaͤußerten Anſicht, die Erz 
mittelung von Stipendien fuͤr die katholiſchen Studirenden des geiſtlichen und hoͤhern Lehrſtan— 
des in Weſtpreußen, zur Befoͤrderung einer beſſern wiſſenſchaftlichen Bildung unter denſelben, 
für ein dringendes Beduͤrfniß, und werden, fo bald ſich bei den eingeleiteten Eroͤrterungen die 

eittel dazu in den vorhandenen geiſtlichen Fonds vorfinden, auf Befriedigung dieſes Beduͤrf— 
niſſes Bedacht nehmen. 

39. Die Modification des Mahl- und Schlachtſteuer-Geſetzes wegen Einbringung ſteuer⸗ 
freier Quantitaͤten iſt in der Provinz Preußen bisher nur fuͤr Koͤnigsberg in Verfolg der von 
den dortigen Gewerbetreibenden erhobenen Klagen über Beeinträchtigung ihres Gewerbes durch 
mißbraͤuchliche Benutzung der fruͤhern Steuerfreiheit größerer Quantitaͤten verfügt worden. 
Die Zuruͤcknahme dieſer Maaßregel wuͤrde die Erneuerung der fruͤhern Mißbraͤuche und der 
dadurch hervorgerufenen gegruͤndeten Beſchwerden der Gewerbetreibenden zur Folge haben, 
daher Wir auf den diesfallſigen Antrag Unſerer getreuen Staͤnde einzugehen Bedenken finden 
muͤſſen. 

40. Den Antrag des Landtags, den Regierungen die Verwerfung von Klaſſenſteuer-Re⸗ 
clamationen gegen das uͤbereinſtimmende Gutachten der Orts-Behoͤrden, der Landraͤthe und 
kreisſtaͤndiſchen Kommiſſionen ohne vorherige Autoriſation des Finanz- Miniſterii zu unterſagen, 
koͤnnen Wir, da ein ſolches Verfahren mit dem regelmäßigen Gange einer wohlgeordneten Finanz⸗ 
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Verwaltung unvereinbar ſeyn wuͤrde, nicht gewaͤhren. Wir haben aber angeordnet, daß in 
Faͤllen die Entſchließungen daruͤber von den Regierungen auf vorgaͤngigen Vortrag in pleno 
gefaßt werden ſollen. 

Wegen des Antrags auf oͤffentliche Bekanntmachung detaillirter Veranlagungs-Grund⸗ 
ſaͤtze, als die Inſtruction vom 25ſten Auguſt 1810 enthaͤlt, muͤſſen Wir unter Beziehung auf 
den Landtags-Abſchied vom gten Januar 1830 II. 26. b., und das Geſetz vom Aften Juli 
1823 F. 50. den fruͤhern Beſcheid wiederholen. Die kreisſtaͤndiſchen Kommiſſarien find aber 
von den Regierungen mit den angenommenen ſpeciellen Veranlagungs-Grundſaͤtzen bekannt zu 
machen. 


41. Die in Folge einer beſondern Unterſuchung feſtgeſtellte Lage des ſtaͤdtiſchen Haushalts 
von Koͤnigsberg hat es nicht geſtattet, die Abgabe von eingehenden fremden Producten und 
Waaren, welche dort unter dem Namen eines Handlungs-Unkoſten-Geldes mit Unſerer Geneh⸗ 
migung fuͤrerſt noch erhoben wird, ſchon jetzt aufzuheben. Der Stadt iſt die Forterhebung uns 
ter mehreren den Verkehr erleichternden Modificationen noch bis zum (fen Januar 1833 og: 
ſtattet worden. 


Dagegen werden Unſere Behörden fortwährend dahin wirken, alle ſonſtige dem freien in— 
nern Verkehr noch entgegenſtehende Hinderniſſe auf dem durch die Geſetze bezeichneten Wege zu 
beſeitigen. Zu dieſen Hinderniſſen kann aber diejenige Verbrauchs-Steuer auf das Brennma⸗ 
terial nicht gerechnet werden, deren Einfuͤhrung unter gewiſſen Umſtaͤnden den Stadt-Gemeinen 
nach §. 7. Unſerer Deklaration vom (iren Juli 1822 zum Geſetze vom Tten September 1811 
uͤber die polizeilichen Verhaͤltniſſe der Gewerbe nachgelaſſen iſt. 


42. Die von Unſern getreuen Staͤnden in Antrag gebrachte Bewilligung der beſtehenden 
Steuer-Bonification für die Branntwein-Ausfuhr, an Jeden ohne Unterſchied, der inlaͤndiſchen 
Branntwein uͤber See exportirt, ohne belaͤſtigende Kontrollen fuͤr den Verkehr mit dieſem Ge— 
genſtand, wuͤrde den Staatskaſſen mehr koſten, als ſie an Steuer von dem exportirten Brannt— 
wein empfangen haben, und dennoch dem davon erwarteten Zweck nicht entſprechen. Es liegt 
aber ſchon jetzt in den Befugniſſen der Steuer-Behoͤrde, auch für denjenigen inlaͤndiſchen Brannt⸗ 
wein, welcher durch Vermittelung eines Großhaͤndlers uͤber See exportirt wird, die Bonification 
zu gewaͤhren, wenn nachgewieſen wird, daß er aus den Packhofs⸗Credit⸗Laͤgern, oder aus ſol⸗ 
chen Brennereien abſtammt, die bei unmittelbarer Exportation, gegen Erfüllung aller durch das 
Regulativ vom 26ſten Dezember 1825 beſtimmten Bedingungen, darauf Anſpruch haben wuͤrden. 

43. Der wiederholte Antrag Unſerer getreuen Stände auf Aufhebung der fixirten Tranfs 
ſteuer iſt aus den bereits im Landtags-Abſchiede vom 17ten Auguſt 1825 enthaltenen Gruͤnden 
nicht zu gewaͤhren. 
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Eben fo wenig kann die Aufhebung der Muͤhlen-Contribution erfolgen. Auch dieſe Steuer 
wird in Oſtpreußen nicht minder als in Weſtpreußen entrichtet, und iſt in dem erſtgedachten 
Theile der Provinz in den Kataſtern gleichfalls nicht beſonders ausgeworfen, ſondern in der Hu— 
fen⸗Contribution enthalten. In beiden Landestheilen ruht fie eben ſowohl auf den Mühlen, 
welche als nutzbare Grundſtuͤcke uͤberall der Grundſteuer unterworfen ſind, als auf dem dazu 
gehörigen Grund und Boden, und da dieſe Thatſache allein entſcheidet, fo kann es auf die Eroͤr⸗ 
terung des urſpruͤnglichen Veranlagungs-Maaßſtabes nicht ankommen. 


Das Real-Schutzgeld in Weſtpreußen, deſſen Aufhebung ebenfalls nachgeſucht worden, 
iſt in der Art, wie es ſeit 1820 regulirt worden iſt, eine Steuer von Haͤuſern und kleinen Grund⸗ 
ſtuͤcken, und daher nicht unter die aufzuhebenden Perſonal- Abgaben zu zählen, 2 


Wenn nun auch hiernach die Anträge im Allgemeinen nicht zu beruͤckſichtigen find, fo bleibt 
es doch jedem Einzelnen uͤberlaſſen, bei der Behoͤrde nachzuweiſen, daß unter den von ihm ge— 
forderten Abgaben ſolche begriffen find, welche nach den Geſetzen vom 2ten November 1810 


und 30ſten Mai 1820 haͤtten wegfallen ſollen. Es wird dann nach gehoͤriger Beſcheinigung den 
Geſetzen gemaͤß verfuͤgt werden. 


44. Wir haben im Landtags Abſchiede vom 17ten Auguſt 1825 die vom erfien Landtage 
vorgeſchlagene Einrichtung, nach welcher für die Natural-Verpflegung der Landarmen durch die 
Kreisverbaͤnde geſorgt werden fol, proviſoriſch und bis zur Publikation der beabſichtigten Ar- 
men⸗Ordnung genehmigt. Der Entwurf zu dieſem Geſetz iſt bereits Unſern getreuen Staͤnden 
zur Begutachtung vorgelegt geweſen; auch befahlen Wir an, daß die weitere Bearbeitung der 
Sache moͤglichſt beſchleunigt werde. Wir muͤſſen daher Bedenken finden, das auf Antrag der 
Stände getroffene Interimiſticum, mit welchem, wie es nach dem beigefügten Separat-Voto 
ſcheint, nur einige Kreiſe unzufrieden find, vor Erſcheinung der Armen-Ordnung wieder aufzu— 
heben, und es fuͤr eine wahrſcheinlich nur kurze Zeit durch eine andere Einrichtung zu erſetzen, 
welche, da ſich die definitive Einrichtung erf nach Erſcheinung des Geſetzes treffen laſſen wird, 
wieder nur ein Interimiſticum ſeyn wuͤrde. 

Auch die Koſten fuͤr die Unterhaltung der Landarmenhaus-Gebaͤude auf Staats-Kaſſen 
zu übernehmen, muͤſſen Wir Bedenken finden, da, wenn man auch die Provinz nur als Nieß— 
braucherin dieſer Gebaͤude betrachtet, derſelben doch ſchon nach allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen 
die nach §. 47. u. ff. Tit. 21. Thl. I. des allgemeinen Landrechts naͤher angegebenen Ver— 
bindlichkeiten obliegen, außerdem aber nach dem Landarmen⸗Reglement vom 31ſten October 1703 
$ 112. und 129. dieſelbe die Unterhaltung zu beſorgen hat, und nach §. 113. und 117. auch 
die Einſaßen Unſerer Domainen Landarmen-Beitraͤge zu entrichten und die ihnen zugetheilte 
Quote unter ſich aufzubringen haben. 
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45. Was die verſchiedenen in Beziehung auf das Landarmen-Weſen von Weſtpreußen 


geſchehenen Antraͤge anlangt, ſo muß 


ad 


mu 


A 


ad 


m 


A 


ad 


a. auf den Antrag der Provinzials Stände wegen Aufhebung der mit der Befferungss 
Anſtalt zu Graudenz verbundenen Zucht- und Haus-Schule eine nähere der Provinzial⸗ 
Behoͤrde aufzutragende Eroͤrterung des Sachverhaͤltniſſes vorbehalten, und bis dahin der 
Beſchluß uͤber dieſen Antrag ausgeſetzt werden. 

b. wollen Wir den Antrag der Staͤnde dahin gewaͤhren, daß die Regierungen zu Danzig 
und Marienwerder, bevor ſie fortlaufende Unterſtuͤtzungen aus dem Weſtpreußiſchen Land⸗ 
armen⸗Fonds bewilligen, die Erklaͤrung der ſtaͤndiſchen Landarmen-Kommiſſion, welche auf 
den Grund der in den landraͤthlichen Kreiſen von den Kreisſtaͤnden, in den Staͤdten Dan— 
zig, Elbing und Thorn aber von den Magiſtraͤten einzuziehenden Gutachten abzugeben iſt, 
einzufordern und ſich des Einverſtaͤndniſſes derſelben zu verſichern, ſonſt aber, wenn die 
Kommiſſton Einwendungen macht, welche die Regierungen nicht für begruͤndet halten, an 
das Miniſterium des Innern und der Polizei zur weitern Entſchließung zu berichten haben. 
c. bedarf der Vortrag der Staͤnde einer Berichtigung. 

Der im Jahre 1827 zur Abhuͤlfe des Nothſtandes in Weſtpreußen aus landesherrli— 
chen Magazinen hergegebene Roggen hat nach den desfallſigen Beſtimmungen uͤberall nur 
als Vorſchuß verabreicht, und beim Unvermoͤgen der Empfaͤnger zur Erſtattung von 
den zur Armenpflege verpflichteten Kommunen und Fonds wieder eingezogen werden ſol— 
len. Dieſe Einziehung iſt uͤberall, wo ſie zu bewirken geweſen, erfolgt. Demgemaͤß iſt 
mithin auch damals von den Miniſterien des Innern und der Finanzen verfuͤgt worden, 
daß die an Landarme verabreichten Unterſtuͤtzungen aus dem Landarmen-Fonds, wel⸗ 
cher durch die Regierung zu Marienwerder verwaltet wird, erſtattet werden ſollen. Die 
Beſchwerde der Stände über das damalige Verfahren der Verwaltungs- Behörde erſcheint 
daher eben ſo wenig begruͤndet, als der Anſpruch derſelben auf Zuruͤckzahlung der aus 
dem Landarmen-Fonds zur Deckung der an Landarme geleiſteten Vorſchuͤſſe im Betrage 
von 3,753 Rthlr. 7 Sgr. 7 Pf. entnommenen Summe. Wir haben indeſſen aus landes 
herrlicher Gnade Unſern Finanz-Miniſter zur Zuruͤckzahlung dieſer Summe autoriſirt. 

d. fol dem Antrage, wegen Trennung der Straf-Anſtalt von der Beſſervngs-Anſtalt zu 
Graudenz, gewillfahrt werden, ſobald ein anderweites angemeſſenes Lokal zur Einrichtung 
einer Straf- Anſtalt ermittelt, und zur Aufnahme von Straͤflingen in Stand geſetzt ſeyn 
wird. 

e. Endlich iſt die Gewaͤhrung des Antrages, in Betreff der Veranlagung der Landarmen⸗ 
Beitraͤge in Weſtpreußen nach dem Geſammt⸗Betrage der Klaſſenſteuer, keinem Bedenken 
unterworfen, daher das Weitere zu deſſen Ausfuͤhrung eingeleitet werden ſoll. 


46. Was die wegen Aufſtellung von Denkmalen im Schloſſe zu Marienburg geſchehenen 
Antraͤge anlangt, ſo muß dieſes Schloß, da es als ein zu erhaltendes Denkmal des Alterthums 
hergeſtellt worden, auch dieſen Character bewahren, und iſt daher zur Aufſtellung von Darftels 
lungen, welche ſich auf die neueſte Zeit beziehen, nicht geeignet. 

47. Wir haben aus der uns eingereichten Denkſchrift erſehen, daß Unſere getreuen Stände 
im Anerkenntniſſe der Verdienſte des Feldmarſchalls Grafen Pork von Wartenburg das Anden: 
ken deſſelben durch Errichtung einer Statue zu ehren beſchloſſen haben, finden jedoch zweck— 
mäßig, daß die definitive Beſchlußnahme daruͤber bis zum naͤchſten Landtage vorbehalten werde, 
da die gegenwaͤrtigen bei der Verſammlung des vierten Landtages nicht vorausgeſehenen Zeitz 
verhaͤltniſſe die Aufbringung des erforderlichen Koſten-Aufwandes fuͤr die Theilnehmer zu ſehr 
erſchweren wuͤrden. Soweit es demnaͤchſt uͤber die Modalitaͤten bei der Ausfuͤhrung Unſerer 
unmittelbaren Entſcheidung bedarf, werden Wir die naͤheren Vorſchlaͤge erwarten. 


Von demjenigen, was in Folge obiger Entſchließungen weiter verfuͤgt werden wird, wer— 
den Wir Unſere getreuen Staͤnde bei ihrer naͤchſten Zuſammenkunft benachrichtigen laſſen, und 
verbleiben denſelben in Gnaden gewogen. 

Gegeben Berlin, den Zten Mai 1832. 


Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm. Kronprinz. 


v. Altenſtein. v. Schuckmann. v. Lottum. 
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A. 


= Iomemorta 


des Miniſteriums des Innern und der Polizei, 


Daß die Entſchaͤdigung fuͤr das, im Fall des wirklichen Ausbruchs der Viehſeuche auf Grund 
der Beſtimmung des F. 38. des Patents vom 2ten April 1803 getoͤdtete erkrankte Vieh in 
den Provinzen, wo keine Verſicherung eingerichtet iſt, nach Maaßgabe des €, 121. aus Koͤnigl. 
Kaſſen bezahlt werden fol, iſt von Seiten des Miniſterii des Innern und der Polizei nie bez 
zweifelt worden, anders aber verhaͤlt es ſich mit der Entſchaͤdigung fuͤr dasjenige Vieh, welches 
entweder nach ermittelter Exiſtenz der Viehſeuche, ungeachtet es noch geſund war, auf 
Grund des §. 38., oder aber zur Ausmittelung der eigentlichen Natur der Krankheit auf 
Grund des F. 34. getoͤdtet worden. g 


Dieſe Entſchaͤdigungen, ſo wie viele andere durch die Viehſeuche und die Maaßregeln zu 
ihrer Unterdruͤckung entſtehende Koſten, find durch den $. 118. ausdruͤcklich auf die Kreis⸗ 
Kaſſen gewieſen und nach der ganzen Faſſung des II Abſchnitts des 2ten Kapitels des ger 
dachten Patents und namentlich auch nach der Faſſung der A8, 118 und 121. kann ich nicht 
bezweifeln, daß der Geſetzgeber unter den Kreis-Kaſſen keine Königliche, ſondern Kreis-Kom— 
munal⸗Kaſſen gemeint und die Abſicht gehabt habe, daß alle im §. 118. aufgeführte Koſten 
und Entſchaͤdigungen aus letzteren und bei deren Mangel oder Unzulaͤnglichkeit aus den Bei⸗ 
traͤgen der Kreis-Eingeſeſſenen berichtigt werden ſollten. Dafuͤr ſpricht ſchon ganz deutlich die 
Verſchiedenheit des Ausdrucks in den §§. 118 und 121. denn, wenn der Geſetzgeber unter den 
Kreis⸗Kaſſen ebenfalls Koͤnigliche Kaſſen verſtanden haͤtte, ſo waͤre gar nicht abzuſehen, 
warum er ſich verſchiedener Ausdrücke bedient hätte; ja die ganze Beſtimmung des 5. 121. 
waͤre unnuͤtz und folgte ſchon aus dem A 118. Dafuͤr ſpricht aber außerdem noch die Weber: 
ſchrift des Abſchnitts, worin ausdruͤcklich von der Verbindlichkeit der Einwohner des Orts 
oder Kreiſes zur Ausführung der geordneten Maaßregeln Geldbeitraͤge aufzubringen, die Rede 
if, Nun handeln aber in dem ganzen Abſchnitt nur die §§. von Geld-Entſchaͤdigungen, naͤm⸗ 
lich die §§. 114. 118. und 121. Der erſtere weiſet dieſe Entſchaͤdigung wovon er ſpricht, auf 
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die Kommunal-Kaſſen, der letztere aber auf die Königlichen Kaſſen an und der Fall, daß von 
den Kreis⸗Einſaßen Geld-Beitraͤge zu leiſten wären, konnte daher gar nicht vorkommen, 
wenn man nicht den F. 118. fo erklaͤrte, wie es von Seiten des Miniſterii des Innern und 
der Polizei geſchehen iſt. Nur dann entſpricht der Inhalt des Abſchnitts dane Ji "27 
und nur dann iſt eine logiſche Ordnung in demſelben vorhanden. Denn die $$. 11d 113. 
handeln von der Verbindlichkeit einzelner Individuen, der $. 114. beſtimmt, daß in einzel⸗ 
nen Faͤllen den Individuen eine billige Entſchaͤdigung von den Kommunen gewaͤhrt werden 
ſoll; die §§. 115 und 116. ſetzen die Verbindlichkeit der einzelnen Orte und der §. 117. das 
Verhaͤltniß der Obrigkeiten und Gemeinden in den einzelnen Orten feſt; darauf folgen im $. 118. 
die Verbindlichkeiten der Kreiſe mit näheren Erläuterungen in den §§. 119 und 120; und im 
$. 121. iſt von der eventuellen Verbindlichkeit der Staats-Kaſſe die Rede, worauf endlich im 
§. 122. zum Schluß noch einige naͤhere Vorſchriften wegen der Sperrungswachen und die 
Lieferung der Beduͤrfniſſe fuͤr die Abgeſperrten folgen. 


Dieſer Auslegung des Patents und namentlich des §. 118. kann auch nicht fuͤglich der 
Umſtand entgegengeſetzt werden, daß zur Zeit der Emanation in Preußen die Kreis-Kaſſen 
blos landesherrliche Revenuͤen erhoben: denn theils liegt ſchon in der Ueberſchrift des Abſchnitts 
ein hinreichender Wink, Kreis-Kaſſen durch Beiträge der Kreis-Einſaßen zu bilden, theils aber 
waren damals die Kreis-Kaſſen in den uͤbrigen Provinzen, namentlich in Pommern und den 

Karten, wirklich ſtaͤndiſche Kaſſen, aus denen der Landesherr nur beſtimmte Abgaben-Kontin⸗ 
gente erhob und es iſt anzunehmen, daß der Geſetzgeber, wenn er Dh des Ausdrucks Kreis— 
Kaſſe bediente, nur den Begriff damit verband, welcher gewoͤhnlich damit verbunden war. 
Auch iſt dieſe Auslegung keinesweges neu, vielmehr iſt ſie wenigſtens in allen uͤbrigen Provin— 
zen von jeher zur Anwendung gebracht: ja in den Marken und in Pommern ſind in den vor⸗ 
gekommenen Faͤllen ſogar diejenigen Vergütungen, welche nach H. 121. aus Königlichen Kaſſen 
zu berichtigen waͤren, durch außerordentliche Beitraͤge von Seiten der Viehbeſitzer aufgebracht 
und bei den Berathungen uͤber den Geſetzentwurf wegen Verguͤtung des zur Unterdruͤckung 
anſteckender Krankheiten getoͤdteten Rindviehes hat außer dem Preußiſchen kein einziger Proz 
vinzial⸗Landtag eine weitere Ausdehnung der Verpflichtung der Koͤniglichen Kaſſe, als auf den 
im 5. 121. ausdruͤcklich hervorgehobenen Fall behauptet. 


Daß bis zum Jahre 1829 auf ſolche Entſchaͤdigungen, welche nach §. 118. auf die Kreis; 
Kaſſen gewieſen worden, in Preußen aus der Staats-Kaſſe bezahlt worden, muß ich zwar hin⸗ 
ſichtlich der Periode von 1825 an, wo die Anweiſungen vom Miniſterio des Innern ertheilt 
worden, zugeben, indeß habe ich nicht ermitteln koͤnnen, daß demſelben etwas anderes als Ver—⸗ 
wechſelung der in den §§. 118 und 121. bezeichneten Faͤlle, zum Grunde gelegen habe und 
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muß daher dieſelben als irrthuͤmlich geſchehen, betrachten. Dieſer Umſtand kann indeß, ſelbſt, 
wenn! dargethan würde, daß in allen, ſeit der Publikation des Patents vorgekommenen Faͤllen 
in der Provinz Preußen die auf die Kreis⸗Kaſſe angewieſenen Entſchaͤdigungen aus der Staats⸗ 
Kaſſ . Ee tet. waͤren, der Provinz kein Recht geben, die fernere Zahlung aus der Staats: 
Kaſſe Jahberlaugen, denn dieſe Provinz wuͤrde dadurch nur auf Koſten aller uͤbrigen, welche 
dieſe Ausgabe aus nn Mitteln ER auf eine der Gerechtigkeit nicht entfprechende Art 
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Pomemora :: 0 55 
des Miniſterii der Geiſtlichen, Unterrichts: und Wehnen 0 
Angelegenheiten. 5 


Dem Religions-VUnterrichte in den Gymnaſien, für welchen in der vorliegenden Denkſchrift 
des Aten Provinzial-Landtags der Provinz Preußen Einheit und feſte Methode und die Anſtel⸗ 
lung von wiſſenſchaftlich ausgebildeten Lehrern, welche religiös anerkannte Geiſtliche find, ges 
wuͤnſcht wird, habe ich in Anerkennung ſeiner hohen Wichtigkeit und des heilſamen Einfluſſes, 
welchen er auf die Geſammtbildung der Jugend, wenn er zweckmaͤßig ertheilt wird, ausuͤben 
kann, fortwaͤhrend eine vorzuͤgliche Aufmerkſamkeit gewidmet und ſchon laͤngſt habe ich alle die 
Anordnungen getroffen, welche noͤthig ſchienen, um die Erreichung des dem Religions- Unterr 
richte in den Gymnaſien zum Grunde liegenden Zwecks zu ſichern. In jeder Klaſſe ſaͤmmtli⸗ 
cher Gymnaſien find für dieſen Unterricht wöchentlich zwei Lectionen beſtimmt und die Koͤnig⸗ 
lichen Konſiſtorien und Provinzial-Schul-Kollegien ſind angewieſen, Kombinationen mehrerer 
Klaſſen in dieſem Unterrichts⸗Gegenſtande nicht zu dulden. Der Stufengang, nach welchem der 
Keligiong = Unterricht in den verſchiedenen Klaſſen der Gymnaſien nach dem Lehrbegriffe der 
betreffenden Konfeſſion ertheilt werden ſoll, iſt vorgeſchrieben und wird beobachtet, wie die in 
den jährlichen Schulz Programmen abgedruckten Lehr-Plaͤne für die einzelnen Klaſſen beweiſen. 
um zu verhindern, daß bei dem Religions-Unterrichte in den Gymnaſien keine unzweckmaͤßige 
und mit dem Lehrbegriffe der betreffenden Konfeſſton nicht uͤbereinſtimmende Lehrbuͤcher gebraucht 
werden, iſt eine Reviſion aller in den Gymnaſten vorhandenen Lehrbücher für den Religions⸗ 
Unterricht veranſtaltet und in Folge derſelben find die als unzweckmaͤßig anerkannten Lehrbuͤ⸗ 
cher entfernt, und iſt zugleich den Koͤniglichen Provinzial-Schul-Kollegien aufgegeben worden, 
die Einführung keines neuen Lehrbuchs für den Religions- Unterricht in den Gymnaſien, ohne 
vorherige Genehmigung des meiner Leitung anvertrauten Miniſteriums, zu geſtatten. Auch iſt 
angeordnet, daß der Religions-Unterricht in den Gymnaſten nur ſolchen Lehrern übertragen 
werde, welche von einem lebendigen Glauben an die Wahrheit des Chriſtenthums erfuͤllt ſind, 
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die heilige Schrift, wenigſtens das neue Teſtament in der Grundſprache zu interpretiren ver: 
ſtehen, mit den allgemeinen Regeln der bibliſchen Kritik und Hermeneutik und mit der Ge- 
ſchichte der bibliſchen Bücher und deren Verfaſſer hinreichend bekannt find, die chriſtliche Dog- 
matik und Moral in ihren Hauptmomenten zu entwickeln wiſſen und ſich von der Kirchen⸗Ge⸗ 
ſchichte nicht blos eine allgemeine Ueberſicht, ſondern auch eine naͤhere Kenntniß derjenigen Be⸗ 
gebenheiten angeeignet haben, welche fuͤr die Geſtaltung des kirchlichen Lebens und die Aus⸗ 
bildung des Lehrbegriffes der betreffenden Kirche von entſchiedenem Einfluſſe geweſen ſind. Zur 
Sicherung dieſer Anordnung iſt auf meinen Antrag von Sr. Majeſtaͤt dem Könige genehmigt, 
daß den Koniglichen wiſſenſchaftlichen Pruͤfungs-Kommiſſionen noch ein fuͤnftes Mitglied bei⸗ 
geſellt werde, welchem ausſchließlich die Prüfung der Schulamts- Kandidaten in der Theologie 
und in der hebraͤiſchen Sprache obliegt. An den katholiſchen Gymnaſien in ſaͤmmtlichen Pro- 
vinzen wird der Religions-Unterricht von wirklichen Geiſtlichen ertheilt, eben dieſes iſt auch in 
mehreren evangeliſchen Gymnafien der Fall. Immer habe ich Bedenken getragen, dieſe Ein— 
richtung Bet: allen evangeliſchen Gymnaſien zu treffen und zu einer allgemeinen zu machen, weil 
dadurch den Gymnaſtal⸗ Lehrern das trefflichſte«Mittel genommen würde, auch ſittlich religiös 
bildend auf ihre Schüler einzuwirken, in eine innere Seelengemeinſchaft mit ihnen zu treten, und 
ſo auf ihr ganzes Leben einen ſegensreichen Einfluß zu gewinnen, ſelbſt davon abgeſehen, daß 
nicht alle evangelifche Ortsgeiſtlichen zur Ertheilung dieſes Unterrichts geſchickt oder geneigt 
find und daß nicht alle Gymnaſien im Stande find, für den Religions- Unterricht einen beſon⸗ 
dern Lehrer geiſtlichen: Standes’ anzuſtellen. Endlich find auch überall von mir die noͤthigen An⸗ 
ordnungen getroffen, um in der die Gymnaſien beſuchenden Jugend nicht nur den chriſtlich 
religioͤſen, ſondern auch den kirchlichen Sinn zu wecken, und das kirchliche Element zum 
Bewußtſein zu bringen 
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